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Die nachfolgenden textlichen Festsetzungen sind hinsichtlich ihres räumlichen Geltungsberei-
ches deckungsgleich mit dem zeichnerisch festgesetzten Geltungsbereich der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ im Rimbacher Ortsteil Zotzenbach. Die zeichnerischen 
und sonstigen Festsetzungen des Planteiles werden durch die textlichen Festsetzungen 
ergänzt. 

Mit der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ werden folgende 
Bauleitpläne in Teilbereichen überplant und ersetzt: 

- Bebauungsplan „Verlängerter Birkenweg“ (in Kraft getreten am 11.08.2006) 

- Bebauungsplan „Der Krehberg“ (in Kraft getreten am 05.02.2007) 

- 1. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ (in Kraft getreten am 10.09.2009) 

A. Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit (i.V.m.) der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) 

A.1. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB: Art der baulichen Nutzung: 

A.1.1. Folgende gemäß § 8 BauNVO allgemein bzw. ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
sind unzulässig: 

- Tankstellen (§ 8 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO) mit Ausnahme von Betriebstankstellen 

- Anlagen für sportliche Zwecke (§ 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke (§ 8 Abs. 3 
Nr. 2 BauNVO) 

- Vergnügungsstätten (§ 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO) 

A.1.2. Lagerplätze sind nur in Zusammenhang mit Gewerbestandorten zulässig, d.h. 
selbstständige Lagerplätze sind unzulässig. 

A.1.3. Einzelhandelsbetriebe sind unzulässig. Die Einrichtung von Verkaufsflächen kann nur 
als Ausnahme für die Selbstvermarktung der im Plangebiet produzierenden und wei-
terverarbeitenden Betriebe zugelassen werden, wenn die Verkaufsfläche einen unter-
geordneten Teil der durch das Betriebsgebäude überbauten Fläche einnimmt und zu 
keinen negativen städtebaulichen Auswirkungen im Sinne des § 34 Abs. 3 BauGB 
führt. 

A.1.4. Vorhaben, die gemäß der Liste UVP-pflichtiger Vorhaben (Anlage 1 zum Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)) nach Spalte 1 der UVP-Pflicht oder nach 
Spalte 2 der Pflicht zur Vorprüfung des Einzelfalls unterliegen, sind unzulässig. Vorha-
ben, die gemäß der Liste UVP-pflichtiger Vorhaben (Anlage 1 zum UVPG) nach Spal-
te 2 der Pflicht zur Vorprüfung des Einzelfalls unterliegen, können als Ausnahme zuge-
lassen werden, wenn als Ergebnis dieser Vorprüfung festgestellt wird, dass eine UVP-
Pflicht nicht besteht. Diese Ausnahme gilt jedoch nicht für Einzelhandelsvorhaben. 

A.1.5. Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 3 (5a) und (5b) Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) (Störfallbetriebe) sind unzulässig. 

A.1.6. Geräuschkontingentierung gemäß DIN 45691:2006-12 (Geräuschkontingentierung): 
Gemäß § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO ist das Plangebiet nach den besonderen Eigenschaf-
ten der Betriebe und Anlagen wie folgt zu gliedern: 

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden 
Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6:00 Uhr 
bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) überschreiten. 
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Emissionskontingente tags und nachts in dB(A)/m²: 

Teilfläche LEK,tags LEK,nachts 

GE1 55 40 

GE2 63 48 

GE3 61 46 

Die Emissionskontingente beziehen sich auf die außerhalb des Plangebietes nächstge-
legenen schutzbedürftigen Nutzungen östlich entlang der L 3409: 

- Allgemeines Wohngebiet nördlich des Grundstückes „Birkenweg 4“ (Bebauungsplan 
„Verlängerter Birkenweg“), 

- Mischgebiet ab Grundstück „Birkenweg 4“ nach Süden. 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorhabens erfolgt nach 
DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5. 

Falls einem Vorhaben mehrere Teilflächen oder Teile von Teilflächen zuzuordnen sind, 
erfolgt die Summation über die Immissionskontingente aller dieser Teilflächen und Tei-
le von Teilflächen (Summation). Wenn Anlagen oder Betriebe Emissionskontingente 
von anderen Teilflächen und/oder Teilen davon in Anspruch nehmen, ist eine erneute 
Inanspruchnahme dieser Emissionskontingente öffentlich-rechtlich auszuschließen 
(z.B. durch Baulast oder öffentlich-rechtlichen Vertrag). 

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die Anforderungen an den Schallimmissionsschutz, 
wenn der Beurteilungspegel Lr,j den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immis-
sionsorten um mindestens 15 dB(A) unterschreitet (Relevanzgrenze). 

Für schutzwürdige Nutzungen innerhalb des Plangebietes sowie in den benachbarten 
Gewerbegebieten gelten die Anforderungen der TA Lärm. 

In Gewerbegebieten sind die Nacht-Immissionsrichtwerte nur dann anzuwenden, wenn 
Schlaf- oder Kinderzimmer maßgebliche Immissionsorte sind. 

A.2. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB: Maß der baulichen Nutzung: 

A.2.1. Das Maß der baulichen Nutzung wird über die in der Nutzungsschablone (tabellarische 
Festsetzungen) angegebenen Werte für die Grundflächenzahl (GRZ) festgesetzt. 

A.2.2. Bei der Ermittlung der Grundfläche baulicher Anlagen zum Nachweis des Maßes der 
baulichen Nutzung nach den Maßgaben des § 19 BauNVO und der Hessischen Bau-
ordnung (HBO) sind die in § 19 Abs. 4 BauNVO aufgeführten Grundflächen von Gara-
gen, Stellplätzen, Flächen von Zufahrten, befestigten Freiflächen (z.B. nicht überdach-
ten Lagerflächen), Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie baulichen Anla-
gen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird, nicht einzurechnen. 

A.2.3. Die Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen als Obergrenze im höchsten Punkt wird 
bestimmt durch den in der Nutzungsschablone angegebenen Wert für die maximale 
Höhe baulicher Anlagen. Dieser ist bezogen auf den jeweils zeichnerisch festgesetzten 
Bezugspunkt. Der angegebene Wert darf sowohl durch technische Bauteile, wie z.B. 
Antennen, Schornsteine etc., als auch durch dem Gewerbebetrieb zugeordnete Anla-
genteile, wie z.B. Krananlagen, um bis zu 1,00 m überschritten werden. 
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A.3. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 und 23 BauNVO: Bauweise, überbau-
bare und nicht überbaubare Grundstücksflächen: 

A.3.1. Die Bauweise wird als abweichende Bauweise festgesetzt. Abweichend von der 
offenen Bauweise sind im Rahmen der überbaubaren Grundstücksflächen auch Bau-
körperlängen über 50 m zulässig. Im Rahmen der abweichenden Bauweise darf auch 
an die seitlichen Grundstücksgrenzen angebaut werden (§ 22 Abs. 4 Satz 2 BauNVO). 

A.3.2. Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) sind gemäß § 23 Abs. 1 BauNVO 
durch Baugrenzen festgesetzt. Eine geringfügige Überschreitung (bis zu 1,50 m) der im 
Planteil festgesetzten Baugrenzen durch untergeordnete Gebäudeteile, wie z.B. Vor-
sprünge, Erker, Balkone, Treppen, Wintergärten etc., kann nach § 23 Abs. 3 Satz 3 
i.V.m. § 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO als Ausnahme zugelassen werden, wenn diese im 
Einzelnen nicht breiter als 3,00 m sind und der Grenzabstand nach HBO zu den be-
nachbarten Grundstücken eingehalten werden kann. Überschreitungen der Baugren-
zen in die Bauverbotszone und die erweiterte Bauverbotszone entlang der Landesstra-
ße (gemäß Nr. D.1) sind jedoch unzulässig. 

A.4. § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB: Größe der Baugrundstücke: 

A.4.1. Es wird eine Mindestgrundstücksgröße von 500 m² festgesetzt. 

A.5. § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB: Zulässigkeit von Stellplätzen und Garagen: 

A.5.1. Garagen und überdachte Stellplätze ohne Seitenwände (Carports) sind ausschließlich 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

A.6. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB: Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen 
und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft: 

A.6.1. Die straßenbegleitenden, wiesenähnlichen - teilweise böschungsständigen - 
Saumstreifen zur L 3409 sind zu erhalten. 

A.7. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB: Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen: 

A.7.1. Die mit Leitungsrechten (hier: Wasserleitungsrecht) zeichnerisch festgesetzten Flächen 
sind zugunsten der Gemeinde Rimbach zu belasten. Dieses Leitungsrecht erstreckt 
sich auf die Verlegung, Betreibung und Unterhaltung einer Wasserleitung. Hierzu darf 
das Grundstück durch die Gemeinde Rimbach oder durch von der Gemeinde Bevoll-
mächtigte jederzeit betreten werden und die erforderlichen Arbeiten zur Verlegung, 
zum Betrieb und zur Unterhaltung dürfen ausgeführt werden. (Hinweis: Dabei eventuell 
entstehende Schäden sind durch die Gemeinde Rimbach oder durch die von der Ge-
meinde Bevollmächtigten zu beseitigen oder zu entschädigen.) 

A.8. § 9 Abs. 1 Nr. 24: BauGB Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen 
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen: 

Objektbezogene (passive) Schallschutzmaßnahmen: 

Die nachfolgenden Festsetzungen zum Schutz vor Außenlärmeinwirkungen gelten für 
den aus schalltechnischer Sicht ungünstigsten Lastfall: 

- freie Schallausbreitung, 

- Immissionshöhe 6 m über Gelände. 
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Maßgebliche Außenlärmpegel: 

Bei der Errichtung oder der Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufent-
haltsräumen sind die Außenbauteile entsprechend den Anforderungen der DIN 4109-
1:2018-01 (Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen) und DIN 4109-
2:2018-01 (Schallschutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung 
der Anforderungen) auszubilden. Grundlage für Schlaf- und Kinderzimmer ist der maß-
gebliche Außenlärmpegel La = 69 dB(A). Für alle übrigen schutzbedürftigen Aufent-
haltsräume gilt der maßgebliche Außenlärmpegel La = 62 dB(A). 

Die erforderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile sind in Abhängigkeit von der 
Raumnutzungsart und Raumgröße im bauaufsichtlichen Verfahren gemäß DIN 4109-
1:2018-01 und DIN 4109-2:2018-01 nachzuweisen. 

Von dieser Festsetzung kann als Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1 BauGB eine Abwei-
chung zugelassen werden, wenn im bauaufsichtlichen Verfahren der Nachweis er-
bracht wird, dass im Einzelfall geringere maßgebliche Außenlärmpegel bzw. Lärmpe-
gelbereiche an den Fassaden anliegen (z.B. unter Berücksichtigung der Abschirmung 
durch Gebäude). Die Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile können 
dann entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1:2018-01 und DIN 4109-2:2018-01 
reduziert werden. 

Von dieser Festsetzung kann als Ausnahme auch eine Abweichung zugelassen wer-
den, wenn zum Zeitpunkt des bauaufsichtlichen Verfahrens die DIN 4109 in der dann 
gültigen Fassung ein anderes Verfahren als Grundlage für den Schallschutznachweis 
gegen Außenlärm vorgibt. 

Schalldämmende Lüftungseinrichtungen: 

Bei der Errichtung oder der Änderung von Schlaf- und Kinderzimmern sind schalldäm-
mende Lüftungseinrichtungen vorzusehen. Auf dezentrale schallgedämmte Lüftungs-
einrichtungen kann verzichtet werden, wenn die Gebäude mit einer zentralen Lüf-
tungsanlage ausgestattet sind und hierdurch ein ausreichender und schallgedämmter 
Luftaustausch gewährleistet ist. 

Von dieser Festsetzung kann als Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1 BauGB eine Abwei-
chung zugelassen werden, wenn im bauaufsichtlichen Verfahren der Nachweis er-
bracht wird, dass im Einzelfall nachts geringere Außenlärmpegel als 50 dB(A) an den 
zur Belüftung von Schlaf- und Kinderzimmern erforderlichen Fenstern anliegen (z.B. 
unter Berücksichtigung der Abschirmung durch Gebäude). 

A.9. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB: Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen: 

A.9.1. Baumpflanzungen entlang der L 3409 

- Pflanzqualität: Hochstamm; Mindeststammumfang 14-16 cm 

- Artauswahl: Seltene Obstbäume wie Esskastanie (Castanea sativa), Walnuss 
(Juglans regia) und Speierling (Sorbus domestica) 

Baumpflanzung an der Einmündung in die L 3409 

- Pflanzqualität: Hochstamm; Mindeststammumfang 18-20 cm 

- Artauswahl: Solitäre Edellaubbäume, vorzugsweise Esskastanie (Castanea sa-
tiva), Traubeneiche (Quercus petraea), Winterlinde (Tilia cordata) 

A.9.2. Entlang der L 3409 ist innerhalb der engeren Bauverbotszone begleitend zu den 
Baumpflanzungen eine Niederstrauchzone nach den folgenden Vorgaben anzulegen: 

- Straucharten: Mindestens 2 x verpflanzte Sträucher; Mindestgröße 80-100 cm 
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- Die Strauchgehölzarten sind gruppenweise (3-5 Individuen) zu pflanzen 

- Die Pflanzdichte beträgt bei Niederstraucharten 1 Stück/m² 

- Die Pflanzung hat als Frühjahrspflanzung zu erfolgen 

- Pflanzfläche: Bandartig; insgesamt 1.260 m² 

- Artauswahl: Besenginster (Cytisus scoparius), Mispel (Mespilus germanica), 
Schlehe (Prunus spinosa; gruppenweise eingestreut), Feldrose 
(Rosa arvensis), Hundsrose (Rosa canina), Bibernell-Rose (Rosa 
pimpinellifolia), Wolliger Schneeball (Viburnum lantana) (Arten in 
Fett-Druck sind bevorzugt einzusetzen) 

A.9.3. Gemäß Planzeichnung (Anpflanzen: Eingrünung) ist am Rand des Plangebietes zur 
landschaftlichen Einbindung eine streifenartige, mindestens 3 m breite Laubgehölz-
pflanzung wie folgt anzulegen und im Bestand zu erhalten: 

- Straucharten: Mindestens 2 x verpflanzte Sträucher; Mindestgröße 100-125 cm; 
keine Containerware 

- Baumarten: 2-3 x verpflanzte Heister; Mindestgröße 150-200 cm; keine Con-
tainerware 

- Die Strauchgehölzarten sind gruppenweise (3-5 Individuen) zu pflanzen 

- Die Pflanzdichte beträgt bei Hochstraucharten 1 Stück/2 m² 

- Die Pflanzung hat als Frühjahrspflanzung zu erfolgen 

- Artauswahl: Feldahorn (Acer campestre), Felsenbirne (Amelanchier ovalis), 
Birke (Betula pendula), Esskastanie (Castanea sativa), Kornelkir-
sche (Cornus mas), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Weiß-
dorn-Arten (Crataegus spp.), Liguster (Ligustrum vulgare), Trau-
benkirsche (Prunus padus), Schlehe (Prunus spinosa), Schwar-
zer Holunder (Sambucus nigra), Eberesche (Sorbus aucuparia), 
Flieder (Syringa) (Arten in Fett-Druck sind bevorzugt einzusetzen) 

A.9.4. Für die Bepflanzung der privaten Freiflächen sind ausschließlich einheimische, 
standortgerechte Arten gemäß der nachfolgenden Auswahllisten zu verwenden: 

Bäume (großkronige Arten): 

Acer platanoides (Spitzahorn) Acer pseudoplatanus (Bergahorn) 

Alnus glutinosa (Schwarzerle) Amelanchier ovalis (Felsenbirne) 

Betula pendula (Birke) Carpinus betulus (Hainbuche) 

Castanea sativa (Esskastanie) Prunus avium (Vogelkirsche) 

Prunus padus (Traubenkirsche) Quercus petraea (Traubeneiche) 

Salix caprea (Salweide) Tilia cordata (Winterlinde) 

Hochstämmige Obstbaumarten (Regionalsorten) 

Bäume (kleinkronige Arten): 

Acer campestre (Feldahorn) Amelanchier ovalis (Felsenbirne) 

Sorbus aucuparia (Eberesche) 

Sträucher: 

Cornus mas (Kornelkirsche) Cornus sanguinea (Roter Hartriegel) 

Crataegus spp. (Weißdorn-Arten) Ligustrum vulgare (Liguster) 

Lonicera xylosteum (Rote Heckenkirsche) Prunus spinosa (Schlehe) 

Rosa arvensis (Feldrose) Rosa canina (Hundsrose) 

Rubus frutisosus (Brombeere) Sambucus nigra (Schwarzer Holunder) 
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Schling- und Kletterpflanzen: 

Clematis vitalba (Waldrebe) Hedera helix (Efeu) 

Lonicera caprifolium (Jelängerjelieber) Lonicera periclymenum (Waldgeißblatt) 

Parthen. tricusp. „Veitchii“ (Wilder Wein) Polygonum aubertii (Schlingknöterich) 

Als traditionelle dorftypische Elemente: Echter Wein, Spalierobst 

A.9.5. Für die Überstellung der Grundstücksfreiflächen und der Pkw-Stellplätze mit 
Laubbäumen ist als Pflanzqualität ein Mindeststammumfang von 12-14 cm gefordert. 
Eine einjährige Pflegeunterhaltung ist zu gewährleisten. Sofern die Bäume nicht in ei-
nem Pflanzstreifen angepflanzt werden, ist jeweils eine offene Baumscheibe mit einer 
Größe von mindestens 4 m² vorzusehen. Die Baumscheiben sind durch Begrenzungs-
steine oder vergleichbare Sicherungen vor dem Befahren zu sichern. 

A.9.6. Außenseiten der Gebäude sind zu mindestens 25 % mit Kletterpflanzen zu begrünen, 
soweit die Nutzung von Fenster- oder Türöffnungen nicht behindert wird. Außenwände 
von Garagen oder fensterfreie Gebäudeseiten sind grundsätzlich zu begrünen (alle 
3 lfd. m eine Pflanze). 

A.9.7. Qualitätsanforderungen an das eingesetzte Pflanzgut: 

- Straucharten: Mindestens 2 x verpflanzte Sträucher; Mindestgröße 100-125 cm; 
keine Containerware 

- Rosa-Arten: Mindestens 2 x verpflanzte Sträucher; Mindestgröße 60-100 cm 

- Baumarten: Mindestens 3 x verpflanzte Heister; Mindeststammumfang 14-
16 cm 

- Pflanzhinweise: Die Gehölzarten sind gruppenweise (3-5 Individuen) zu pflanzen; 
Pflanzdichte bei Hochstraucharten 1 Stück/2 m², bei Nieder-
straucharten 1 Stück/m²; Frühjahrspflanzung 

A.9.8. Sollten die in der Planzeichnung festgesetzten Baumpflanzungen aus rechtlichen 
Gründen nicht umsetzbar sein, sind Ersatzpflanzungen an anderer Stelle auf dem ent-
sprechenden Grundstück vorzunehmen. 

A.10. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB: Bindungen für Bepflanzungen und für die 
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen: 

A.10.1. Im Bereich der Straßenböschung der L 3409 sind die beiden hochstämmigen 
Obstbäume zu erhalten und zu sichern. 

A.10.2. Sollte im Zuge einer notwendigen Verbreiterung der Landesstraße oder aus sonstigen 
vom Straßenbaulastträger zu vertretenden Gründen (z.B. Verkehrssicherungspflicht) 
eine Erhaltung der unter A.10.1 genannten Bäume nicht möglich sein, ist eine Ersatz-
pflanzung vorzunehmen. 

A.11. § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB: Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen 
zur Herstellung des Straßenkörpers: 

A.11.1. Im Zuge der internen Erschließung sind Aufschüttungen und Abgrabungen zur 
Herstellung des Straßenkörpers erfolgt. Von diesen Veränderungen der Grundstücks-
höhe ist der an die anbaufähige Verkehrsfläche angrenzende private Grundstücksbe-
reich beidseits der Verkehrsflächen betroffen. Die Veränderung der Grundstückshöhe 
in Folge des Straßenbaus (Böschungen) ist von den privaten Grundstückseigentümern 
dauerhaft zu erhalten. Die betroffenen Flächen sind im Rahmen der privaten Gartenflä-
che gärtnerisch anzulegen und dauerhaft vor Erosion zu schützen. Schadenersatzan-
sprüche gegen die Gemeinde können hieraus nicht abgeleitet werden. Weitere Auf-
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schüttungen oder Abgrabungen in diesen Bereichen können als Ausnahme zugelassen 
werden, sofern die Standsicherheit der Straße erhalten bleibt. 

B. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (örtliche Bauvorschrif-
ten) nach § 91 Hessischer Bauordnung (HBO) i.V.m. § 9 Abs. 4 
BauGB 

B.1. § 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 HBO: Äußere Gestaltung baulicher Anlagen: 

B.1.1. Geneigte Dächer sind mit nicht spiegelnden Materialien einzudecken. Flachdächer 
oder schwach geneigte Dächer (< 10° Dachneigung) von Garagen sind extensiv zu 
begrünen. 

B.1.2. Die Dachform ist freigestellt. Für die Dachneigung sind die in der Nutzungsschablone 
angegebenen Grenzen verbindlich. 

B.1.3. Dachaufbauten sind ausschließlich in Form von Spitz-, Giebel- (Sattel-) oder 
Schleppgauben zugelassen. Es darf nur eine Gaubenform je Gebäude zur Ausführung 
kommen. Die Gesamtlänge der Gauben auf einer Dachseite darf höchstens 2/3 der 
Trauflänge dieser Dachseite betragen. Der höchste Punkt der Dachgauben muss min-
destens 0,50 m unter der Firstoberkante des Daches liegen. Der seitliche Mindestab-
stand der Gauben zur Gebäudeecke muss bei Schleppgauben mindestens 1,50 m, bei 
Spitz- und Sattelgauben mindestens 2,00 m betragen. Als Gebäudeecke gilt die durch 
Zusammentreffen der Trauf- und Giebelwand gebildete Linie. 

B.1.4. Unbeleuchtete und beleuchtete Werbeschilder, auch durch Leuchten angestrahlte 
Werbeanlagen, dürfen eine Fläche von 15 m² nicht überschreiten und sind nur unter-
halb der Firsthöhe des jeweiligen Gewerbebetriebes zulässig. Werbeanlagen sind nur 
auf privaten Grundstücken in einem Abstand von mindestens 3,00 m zu Grundstücks-
grenzen zulässig. Innerhalb der Bauverbotszone und der erweiterten Bauverbotszone 
entlang der Landesstraße sind Werbeanlagen unzulässig. Von Werbeanlagen darf kei-
ne Blendwirkung für den Verkehr, die angrenzenden Nutzungen sowie den umgeben-
den Außenbereich ausgehen. Störungen der natürlichen Umgebung durch beleuchtete 
Werbeanlagen sind unzulässig. 

B.2. § 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 HBO: Einfriedungen (Mauern, Zäune, Hecken etc.): 

B.2.1. Mauern als Abgrenzung der Grundstücke sind unzulässig. An Grundstücksgrenzen zu 
öffentlichen Straßen und Wegen sind Begrenzungsmauern zum Abfangen von Gelän-
deversprüngen zulässig. 

B.2.2. Zu öffentlichen Flächen sind Zäune aus Metall (z.B. Stabgitter- oder Maschendraht-
zäune) oder Holz (z.B. Staketenzaun) zulässig, jedoch nur bis zu einer Endhöhe von 
2,25 m. Geschlossene Ansichtsflächen sind unzulässig. Zaunanlagen sind mindestens 
einseitig - mit Ausnahme der Tor- und Türöffnungen - mit Hecken aus Laubgehölzen in 
einer Mindestbreite von 1,00 m anzupflanzen. Es ist ein Bodenabstand von 10 cm ein-
zuhalten, um den ungestörten Wechsel von Kleinsäugern zu gewährleisten. 

B.2.3. Die Grundstücke sind zur Landesstraße (L 3409) hin einzufrieden. Blendung und 
Ablenkung des Verkehrs auf der L 3409 ist durch einen wirksamen Blend- und Sicht-
schutz (z.B. in Form einer dichten Bepflanzung/Hecke) auszuschließen. 

B.2.4. Hecken als Einfriedung sind durch eine ausgewogene Mischung standortgerechter 
Gehölzarten der Auswahllisten unter A.9.4 herzustellen. Die Verwendung von Thuja-, 
Picea- und Chamaecyparis-Hecken ist unzulässig. 
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B.3. § 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 HBO: Gestaltung von Stellplätzen: 

B.3.1. Ab 4 nebeneinanderliegenden Stellplätzen ist je angefangener 4 Stellplätze 
mindestens ein großkroniger Laubbaum so zu pflanzen, dass die Stellplätze beschattet 
werden. Baumscheiben müssen pro Baum mindestens 4 m² groß sein. 

B.3.2. Befestigte Stellplätze sind mit wasserdurchlässiger, teilbegrünter Oberfläche 
(Rasengitter, Breitfugenpflaster, Schotterrasen oder anderen versickerungsaktiven Ma-
terialien) auszubilden. Bituminöse Decken oder Betonbeläge sind unzulässig. Bei zu 
erwartenden erheblichen Verschmutzungen (z.B. bei Baustellenfahrzeugen) sind Lkw-
Stellplätze in die Kanalisation zu entwässern. 

B.4. § 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 HBO: Nicht überbaubare Grundstücksflächen: 

B.4.1. Nicht überbaubare Grundstücksflächen und die nicht überbauten Grundstücksteile 
sind, soweit diese nicht durch zulässige bauliche Anlagen in Anspruch genommen 
werden, gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. (Hinweis: Schotter- oder Kiesflä-
chen sind bauliche Anlagen und erfüllen nicht die Anforderungen an die gärtnerische 
Anlage von Flächen im Sinne dieser Festsetzung.) Bei Baumpflanzungen sind die 
Pflanzabstände gemäß Nachbarrechtsgesetz zu berücksichtigen. 

B.4.2. Befestigte sowie vollständig versiegelte Flächen sind auf das erforderliche Mindestmaß 
zu beschränken. Sofern eine Gefährdung für Grundwasser und Fließgewässer durch 
schädliche Einträge ausgeschlossen ist, sind Oberflächenbeläge wasserdurchlässig 
auszubilden (z.B. Breitfugenpflaster, Rasengittersteine etc.). 

B.4.3. Flächen, die einer starken Verschmutzung unterliegen und/oder von denen eine Gefahr 
für Grundwasser und Fließgewässer ausgeht, sind wasserdicht auszubilden. Hier an-
fallendes Niederschlagswasser ist in die Kanalisation abzuleiten. Ein schädlicher Ein-
trag in Grundwasser und Fließgewässer ist durch geeignete bautechnische Vorkehrun-
gen nachhaltig zu unterbinden. 

C. Festsetzungen nach § 37 Abs. 4 Hessischem Wassergesetz 
(HWG) i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB 

C.1. Sammeln und Verwenden von Niederschlagswasser: 

C.1.1. Anfallendes Niederschlagswasser ist, soweit dies aus wasserrechtlicher Sicht 
unbedenklich ist, nicht der örtlichen, öffentlichen Kanalisation zuzuführen, sondern an-
derweitig zu behandeln, wie z.B.: 

- Sammeln in Zisternen und Wiederverwertung (z.B. häusliche Brauchwassernutzung, 
Gartenbewässerung etc.). 

- Dezentrales Sammeln und Ableiten in dezentrale oder zentrale Versickerungsflä-
chen innerhalb der Privatgrundstücke (Hinweis: Die Versickerung von Nieder-
schlagswasser bedarf der wasserrechtlichen Erlaubnis der Unteren Wasserbehörde 
des Landkreises Bergstraße). Dabei sind Anlagen zur Versickerung von nicht 
schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser gemäß Arbeitsblatt DWA-A 138 
(Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) 
anzulegen. 

- Dezentrales oder zentrales Sammeln und Ableiten in einen Vorfluter (Hinweis: Die 
Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer stellt eine Gewässerbenut-
zung dar, für die eine wasserrechtliche Erlaubnis notwendig ist). 

- Minimieren vollständig versiegelter Oberflächenbefestigungen. 
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C.1.2. Niederschlagswasser, das die Anforderungen aus wasserrechtlicher Sicht für die oben 
festgesetzten Maßnahmen nicht erfüllt, ist in die Kanalisation einzuleiten oder einer 
Vorbehandlung zuzuführen. 

D. Nachrichtliche Übernahmen 

D.1. Bauverbotszone nach Hessischem Straßengesetz (HStrG): 

Die Bauverbotszone gemäß § 23 HStrG ist zu beachten. 

Die in der Planzeichnung dargestellte Bauverbotszone zur L 3409 wird gemäß den 
Vorgaben des Straßenbaulastträgers (Hessen Mobil) bzw. des HStrG nachrichtlich 
übernommen. Innerhalb eines Abstandes von 20 m zum befestigten Fahrbahnrand der 
Landesstraße sind Hochbauten jeglicher Art ausgeschlossen (Bauverbotszone). 

Innerhalb der Zone mit einem Abstand zwischen 10 und 20 m von der befestigten 
Fahrbahn der Landesstraße (erweiterte Bauverbotszone) sind lediglich Nebenanlagen 
gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO, d.h. der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität, 
Gas, Wärme und Wasser, der Ableitung von Abwasser, der Fernmeldetechnik oder der 
regenerativen Energiegewinnung dienende Anlagen sowie befestigte Verkehrsflächen, 
Parkplätze und Lagerflächen zulässig. 

E. Hinweise und Empfehlungen 

E.1. Denkmalschutz: 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmäler, wie 
Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände (z.B. Scherben, 
Steingeräte, Skelettreste), entdeckt werden können. Diese sind nach § 21 Hessischem 
Denkmalschutzgesetz (HDSchG) unverzüglich der hessenARCHÄOLOGIE (Archäolo-
gische Abteilung des Landesamtes für Denkmalpflege Hessen) oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Bergstraße anzuzeigen. Der Fund und die 
Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zu-
stand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes 
zu schützen (§ 21 Abs. 3 Satz 1 HDSchG). 

E.2. Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen: 

Vor der Ausführung von Bauvorhaben oder Pflanzarbeiten im Nahbereich der Straßen 
haben sich der Bauherr oder dessen Baufirmen über die genaue Lage von Ver- und 
Entsorgungsleitungen und Betriebsmittel bei den Ver- und Entsorgungsunternehmen 
zu informieren, um Beschädigungen am Kabel- und Leitungsbestand zu vermeiden. 
Hinsichtlich geplanter Anpflanzungsmaßnahmen im Bereich der Leitungstrassen ist zu 
beachten, dass tiefwurzelnde Bäume gemäß DIN 18920 (Vegetationstechnik im Land-
schaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei 
Baumaßnahmen) und Merkblatt DWA-M 162 (Bäume, unterirdische Leitungen und Ka-
näle) einen Mindestabstand von 2,5 m zu den Ver- und Entsorgungsleitungen aufwei-
sen müssen. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind die Leitungen gegen Wur-
zeleinwirkungen zu sichern oder die Standorte der Bäume dementsprechend zu ver-
schieben bzw. geeignete Schutzmaßnahmen nach geltender technischer Norm zu tref-
fen. Bei Neuverlegung von Ver- oder Entsorgungsleitungen durch Ver- bzw. Entsor-
gungsunternehmen im Bereich bestehender Bäume sind die erforderlichen Schutz-
maßnahmen durch die Ver- und Entsorgungsträger durchzuführen. 
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E.3. Fund von schädlichen Bodenveränderungen: 

Bei allen Maßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf sensorische 
Auffälligkeiten (z.B. ungewöhnliche Farbe, Geruch etc.) zu achten. Werden solche Auf-
fälligkeiten des Untergrundes festgestellt, die auf das Vorhandensein von schädlichen 
Bodenveränderungen hinweisen, ist umgehend das Regierungspräsidium Darmstadt, 
Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, zu 
informieren. Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. 
Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefah-
ren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die All-
gemeinheit herbeizuführen. 

E.4. Brandschutz: 

Die Löschwasserversorgung ist über das örtliche Wasserversorgungsnetz sicherzustel-
len. Zur Brandbekämpfung muss eine Wassermenge gemäß Arbeitsblatt DVGW-
W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung) 
von mindestens 96 m³/h für eine Löschzeit von 2 Stunden zur Verfügung stehen. Der 
Fließüberdruck in Löschwasserversorgungsanlagen darf bei maximaler Löschwasser-
entnahme 1,5 bar nicht unterschreiten. Die erforderlichen Zufahrten, Durchfahrten so-
wie Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr sind gemäß DIN 14090 (Flä-
chen für die Feuerwehr auf Grundstücken) vorzuhalten. 

E.5. Grundwasserschutz: 

Aus Gründen des Grundwasserschutzes sind alle einschlägigen Verordnungen, Erlas-
se, Richtlinien und Vorgaben des technischen Regelwerkes in der jeweilig gültigen 
Fassung zu beachten und einzuhalten. 

Generell gelten die „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen“ (AwSV) sowie das Arbeitsblatt DWA-A 138. 

E.6. Artenschutz 

Im Sinne des Artenschutzes werden folgende Maßnahmen empfohlen: 

- Ein größerer unversiegelter Freiflächenanteil sowie eine Eingrünung der Betriebsflä-
chen durch Hecken werden dringend empfohlen. 

- Bei Anpflanzungen sollten ausschließlich heimische Baum- und Straucharten ver-
wendet werden, die für Insekten als Beutetiere für Vögel und Fledermäuse eine be-
deutendere Nahrungsgrundlage darstellen als exotische Gehölze. 

- Als Nistgelegenheit für Turmfalken sollte an einem höheren Gebäude eine Nestni-
sche im Giebelbereich geschaffen werden. 

- Als Artenschutzmaßnahme für Fledermäuse sollten Quartiermöglichkeiten (Fleder-
mauskästen oder Fledermausbretter integriert am Gebäude) geschaffen werden. 

- Als Leuchtmittel für die Außenbeleuchtung sollten wegen der geringeren Lockwir-
kung für Insekten warmfarbene LEDs (maximal 3000 K Farbtemperatur) verwendet 
werden. 

- Leuchtkörper jeglicher Art sollten zur freien Landschaft hin verschattet werden, um 
eine Anlockung von Insekten zu vermeiden. 



Gemeinde Rimbach, Ortsteil Zotzenbach Ordnungsschlüssel: 006-31-19-3083-004-062-02 

2. Änderung B-Plan „Westlich der L 3409“ Textliche Festsetzungen 

 

 
SCHWEIGER + SCHOLZ Ingenieurpartnerschaft mbB Seite 12 

E.7. DIN-Normen und sonstige Regelwerke 

Folgende DIN-Normen und sonstigen Regelwerke, die den Inhalt von Festsetzungen 
der Bebauungsplanänderung konkretisieren und hierdurch die Zulässigkeit eines Vor-
habens planungsrechtlich beeinflussen, können im Bauamt der Gemeinde Rimbach 
eingesehen werden: 

- DIN 45691:2006-12 (Geräuschkontingentierung) 

- DIN 4109-1:2018-01 (Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen) 

- DIN 4109-2:2018-01 (Schallschutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise 
der Erfüllung der Anforderungen) 

- DWA-A 138:2005-04 (Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 
Niederschlagswasser) 
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Anlagen 

Anlage 1: Bestandsbeschreibung und -kartierung, bestehend aus: 

- Erläuterung zum Bestandsplan 

- Bestandsplan der Nutzungs- und Biotoptypen 

Anlage 2: Artenschutzbeitrag - Prüfung der Auswirkungen des Vorhabens auf geschützte 
Arten gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

Anlage 3: Schalltechnische Untersuchung, bestehend aus: 

- Teil 1: Verkehr 

- Teil 2: Geräuschkontingentierung 
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I. Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 

I.1. Situation und Grundlagen 

I.1.1. Anlass der Planung 

Durch die Aufstellung des ursprünglichen Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ im 
Rimbacher Ortsteil Zotzenbach, der am 04.11.2006 in Kraft getreten ist, wurden die bauleitpla-
nerischen Voraussetzungen zur Errichtung eines Gewerbegebietes geschaffen. Die innere 
Erschließungsstraße des Gewerbegebietes wurde nachträglich über die Vereinfachte 
1. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ (in Kraft getreten am 10.09.2009) 
verbindlich festgesetzt und mit „Philipp-Reis-Straße“ benannt (siehe Abbildung 6). Die Philipp-
Reis-Straße wurde daraufhin hergestellt und das Gewerbegebiet größtenteils entsprechend 
entwickelt. Die 1. Änderungsplanung hat den ursprünglichen Bebauungsplan vollständig 
überplant und ersetzt. 

Im Zuge der Erschließung wurde der tatsächliche Straßenausbau jedoch an die Bedürfnisse der 
künftigen Nutzer durch Optimierung der Grundstückszuschnitte im Gewerbegebiet angepasst. 
Daher wurde die südliche Wendeanlage der Philipp-Reis-Straße nicht - wie in der 
1. Änderungsplanung festgesetzt - Richtung Westen gebaut, sondern zum Zwecke der 
besseren Bebaubarkeit der Landesstraße L 3409 im Osten zugewandt. Die südliche Stichstraße 
wurde dabei auch um ca. 18 m verkürzt. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ setzt die Baugrenze entlang der 
Landesstraße mit dem gesetzlichen Abstand von 20 m fest (Bauverbotszone nach Hessischem 
Straßengesetz - HStrG). Allerdings ist die Baugrenze mit einem Abstand von 20 m auf die 
Grenze der Straßenparzelle bezogen worden. Nach dem hessischen Straßengesetz ist die 
Bauverbotszone aber vom tatsächlichen äußeren Rand der befestigten Fahrbahn zu messen. 
Hierbei ergeben sich Differenzen von durchaus bis zu 5 m. Zwischenzeitlich wurden Gebäude 
errichtet, die sich am hessischen Straßengesetz orientiert haben, da es das höherrangige Recht 
darstellt. 

Die Fachabteilung Bauaufsicht und Umwelt des Landkreises Bergstraße hat die Gemeinde 
Rimbach aufgrund vorgenannter Erläuterungen aufgefordert, den Bebauungsplan an die 
tatsächlichen Gegebenheiten anzupassen, da ansonsten keine Bauvorhaben im Erschlie-
ßungsbereich mehr genehmigt würden. Mit der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungspla-
nes „Westlich der L 3409“ sollen daher gegenüber dem bisherigen baurechtlichen Bestand in 
erster Linie folgende Änderungen vorgenommen werden: 

 Die südliche Wendeanlage der Philipp-Reis-Straße soll an den baulich realisierten 
Bestand angepasst werden, um eine korrekte Beurteilungsgrundlage für spätere bauauf-
sichtliche Verfahren zu gewährleisten und Klarheit für die bebaubaren Grundstücke zu 
schaffen. 

 Die Bauverbotszone der L 3409 und damit auch die überbaubaren Grundstücksflächen 
bzw. das Baufenster sollen an den tatsächlichen Fahrbahnverlauf der L 3409 angepasst 
werden, um damit eine Optimierung der Gewerbegebietsflächen im Sinne der Innenent-
wicklung zu erreichen, ohne dabei Flächen im Außenbereich in Anspruch zu nehmen. 

Im Zuge der Bebauungsplanänderung sollen die textlichen Festsetzungen auch an die heutigen 
gesetzlichen Anforderungen angepasst werden, wobei Festsetzungen aus der bisherigen 
Bauleitplanung, die keinen Einfluss auf den vorliegenden Änderungsbereich haben, zu 
streichen sind. 
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I.1.2. Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung 

 

Abbildung 1: Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ in 
Rimbach-Zotzenbach (unmaßstäblich; Bildquelle: SCHWEIGER + SCHOLZ Ingenieurpartner-
schaft mbB, August 2019; Datengrundlage Liegenschaftskarte: Hessische Verwaltung für 
Bodenmanagement und Geoinformation, 09.07.2018) 



Gemeinde Rimbach, Ortsteil Zotzenbach Ordnungsschlüssel: 006-31-19-3083-004-062-02 

2. Änderung B-Plan „Westlich der L 3409“ Begründung 

 

 
SCHWEIGER + SCHOLZ Ingenieurpartnerschaft mbB Seite 6 

Der Geltungsbereich der vorliegenden Änderungsplanung wird auf die von den vorgesehenen 
Anpassungen betroffenen Flächen begrenzt. 

Das Plangebiet befindet sich westlich der L 3409 im Rimbacher Ortsteil Zotzenbach und liegt im 
Osten und Süden der Erschließungsstraße „Philipp-Reis-Straße“. Der Planbereich beinhaltet 
die hier bereits festgesetzten Gewerbeflächen sowie die für die Erschließung erforderlichen 
Teilflächen der „Philipp-Reis-Straße“. 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung umfasst nach aktueller Liegenschaftskarte 
konkret folgende Grundstücke in der Flur 3 der Gemarkung Zotzenbach: Flurstücke Nr. 67/81, 
Nr. 67/83 (teilweise), Nr. 187/1, Nr. 188/4, Nr. 190/2 (teilweise), Nr. 193/4, Nr. 194/3, Nr. 195/4 
und Nr. 196. 

Das Plangebiet hat eine Gesamtgröße von ca. 2,22 ha, wobei die eigentlichen Gewerbegebiets-
flächen lediglich eine Größe von etwa 1,52 ha aufweisen. Die übrigen rund 0,70 ha entfallen auf 
die überplanten bestehenden Verkehrsflächen. Eine Erweiterung des Gewerbegebietes bzw. 
eine Flächenausweitung findet nicht statt. Die Abgrenzung des Geltungsbereiches ist in 
Abbildung 1 durch gestrichelte Umrandung gekennzeichnet. 

I.1.3. Planungsvorgaben 

I.1.3.1. Regionalplan Südhessen 

Der Regionalplan Südhessen/Regionale Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP2010 - 
StAnz. 42/2011 vom 17.10.2011), der im Maßstab 1:100.000 vorliegt, weist den Planbereich als 
„Vorranggebiet Industrie und Gewerbe, Planung“ aus. Die Bebauungsplanänderung kann daher 
im Sinne des § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) als an die Ziele der Raumordnung angepasst 
gelten. 

 

Abbildung 2: Ausschnitt aus der Teilkarte 3 des Regionalplanes Südhessen 2010 (unmaßstäblich; 
Bildquelle: Regierungspräsidium Darmstadt, Oktober 2011) 
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I.1.3.2. Vorbereitender Bauleitplan (Flächennutzungsplan) 

Der seit 14.09.2005 wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Rimbach, der im 
Maßstab 1:5.000 vorliegt, stellt die überplanten Gewerbegebietsflächen als „Gewerbliche 
Bauflächen“ dar. Die überplante Teilfläche der L 3409 ist als „Sonstige überörtliche und örtliche 
Hauptverkehrsstraße: klassifizierte Straße“ dargestellt. Die Bebauungsplanänderung entspricht 
damit dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB, weshalb eine Änderung oder 
Berichtigung des Flächennutzungsplanes nicht erforderlich ist. 

 

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rimbach 
(unmaßstäblich; Bildquelle: Geografisches Informationssystem (Bürger GIS) des Land-
kreises Bergstraße, Internetabruf am 15.01.2019 unter https://buergergis.kreis-
bergstrasse.de) 

I.1.3.3. Verbindliche Bauleitpläne (Bebauungspläne) 

Mit der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ werden folgende 
Bauleitpläne in Teilbereichen überplant und ersetzt: 

 Bebauungsplan „Verlängerter Birkenweg“ (in Kraft getreten am 11.08.2006) 

 Bebauungsplan „Der Krehberg“ (in Kraft getreten am 05.02.2007) 

 1. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ (in Kraft getreten am 
10.09.2009) 
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Abbildung 4: Ausschnitt aus dem am 11.08.2006 in Kraft getretenen Bebauungsplan „Verlängerter 
Birkenweg“ (unmaßstäblich; Bildquelle: Bürger GIS des Landkreises Bergstraße, Inter-
netabruf am 15.01.2019 unter https://buergergis.kreis-bergstrasse.de) 
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Abbildung 5: Ausschnitt aus dem am 05.02.2007 in Kraft getretenen Bebauungsplan „Der Krehberg“ 
(unmaßstäblich; Bildquelle: Bürger GIS des Landkreises Bergstraße, Internetabruf am 
15.01.2019 unter https://buergergis.kreis-bergstrasse.de) 
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Abbildung 6: Ausschnitt aus der am 10.09.2009 in Kraft getretenen Vereinfachten 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ (unmaßstäblich; Bildquelle: Bürger GIS des 
Landkreises Bergstraße, Internetabruf am 15.01.2019 unter https://buergergis.kreis-
bergstrasse.de) 
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I.1.3.4. Natura 2000-Gebiete 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Gebieten der Natura 2000-Verordnung, d.h. Fauna-Flora-
Habitat-Gebiete (FFH-Gebiete) und Vogelschutzgebiete (VSG) sind nicht unmittelbar betroffen. 
Über 100 m nordöstlich des Planbereiches verläuft jedoch der Zotzenbach, dessen Bachparzel-
le einen Teil des FFH-Gebietes Nr. 6318-307 „Oberlauf der Weschnitz und Nebenbäche“ 
darstellt. Eine Beeinträchtigung dieses Natura 2000-Gebietes durch die Planung ist nicht zu 
erwarten. 

Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiete sind durch die Planung ebenfalls nicht betroffen. 

 

Abbildung 7: Ausschnitt aus der Teilkarte 3 des FFH-Gebietes Nr. 6318-307 „Oberlauf der Weschnitz 
und Nebenbäche“ (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 24.01.2019 unter 
http://www.rpda.de/01%20Natura%202000-Verordnung/Natura2000-VO-RPDA/ 
Anlagen1-3-4/FFH/6318-307.html; das FFH-Gebiet ist blau hinterlegt) 

Vorkommen geschützter Arten im Plangebiet (Fauna und Flora) sind aufgrund der in der 
Planung berücksichtigten Artenschutzmaßnahme nicht wesentlich betroffen. Auf die diesbezüg-
lichen Erläuterungen in Kapitel I.1.10 sowie den der Begründung als Anlage beigefügten 
Artenschutzbeitrag wird verwiesen. 

I.1.3.5. (Risiko-)Überschwemmungsgebiete 

Der Planbereich liegt gemäß dem interaktiven „Geoportal Hessen“ außerhalb eines festgesetz-
ten Überschwemmungsgebietes im Sinne des Hessischen Wassergesetzes (HWG). Das 
nächstgelegene festgesetzte Überschwemmungsgebiet ist das der Weschnitz im Nordwesten in 
einer Entfernung von ca. 350 m, sodass diesbezügliche Beeinträchtigungen durch die Planung 
nicht anzunehmen sind. 

Das Plangebiet befindet sich gemäß dem interaktiven Viewer zur Information über die 
Hochwasserrisikomanagementpläne in Hessen (HWRM-Viewer) auch außerhalb eines 
Risikoüberschwemmungsgebietes. Die Grenze der Überflutungsfläche der Weschnitz bei einem 
Extremhochwasser (HQextrem Überflutungsfläche) verläuft knapp 400 m im Westen, weshalb 
keine entsprechenden Gefährdungen für das Plangebiet zu erwarten sind. 

http://www.rpda.de/01%20Natura%202000-Verordnung/Natura2000-VO-RPDA/Anlagen1-3-4/FFH/6318-307.html
http://www.rpda.de/01%20Natura%202000-Verordnung/Natura2000-VO-RPDA/Anlagen1-3-4/FFH/6318-307.html
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Abbildung 8: Ausschnitt aus dem Geoportal Hessen mit der Darstellung festgesetzter Überschwem-
mungsgebiete (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 24.01.2019 unter 
http://www.geoportal.hessen.de/portal/karten.html?WMC=748) 

 

Abbildung 9: Ausschnitt aus dem HWRM-Viewer (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 
24.01.2019 unter http://hwrm.hessen.de/mapapps/resources/apps/hwrm/index.html?lang 
=de) 

http://www.geoportal.hessen.de/portal/karten.html?WMC=748
http://hwrm.hessen.de/mapapps/resources/apps/hwrm/index.html?lang=de
http://hwrm.hessen.de/mapapps/resources/apps/hwrm/index.html?lang=de
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I.1.3.6. Wasserschutzgebiete 

Der Planbereich liegt nach dem Viewer zur Darstellung der Gewässerqualität gemäß der EU-
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL-Viewer) vollständig außerhalb eines festgesetzten Trinkwas-
serschutzgebietes. Das sich derzeit noch im Festsetzungsverfahren befindliche Trinkwasser-
schutzgebiet (hier: die Schutzzone III) des „WSG Brunnen 1-3 Groß-Breitenbach, Mörlenbach“ 
(WSG-ID 431-021) grenzt allerdings im Westen fast unmittelbar an das Plangebiet an. Die 
Grenze dieses zukünftigen Trinkwasserschutzgebietes ist daher im Planteil nachrichtlich 
dargestellt. Durch die Bebauungsplanänderung ergeben sich keine anderen Auswirkungen in 
Bezug auf dieses zukünftige Trinkwasserschutzgebiet als durch das bisherige Baurecht. 

Sonstige Schutz- und Sicherungsgebiete sind durch die Planung nicht betroffen. 

 

Abbildung 10: Ausschnitt aus dem WRRL-Viewer (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 
15.01.2019 unter http://wrrl.hessen.de/mapapps/resources/apps/wrrl/index.html?lang=de) 

I.1.3.7. Ergebnis zur Ermittlung der Planungsvorgaben 

Aus höherrangigen Planungen ergeben sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Belange, 
die gegen die vorliegende Bebauungsplanänderung stehen. Die Planung ist mit den Bestim-
mungen des § 1 BauGB vereinbar. Die nach § 1 Abs. 6 BauGB insbesondere zu berücksichti-
genden Belange sowie die ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz nach § 1a BauGB 
wurden bei der Erstellung der Planung berücksichtigt. Eine nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung ist gewährleistet. 

I.1.4. Bauliche Prägung von Gebiet und Umgebung 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung befindet sich angrenzend an die Ortslage 
von Zotzenbach und ist Teil des bestehenden Gewerbegebietes an der Philipp-Reis-Straße. 
Dort ist in den letzten Jahren ein modernes Gewerbegebiet mit einem breiten Nutzungsmix 
entstanden. Die Firmengebäude im bestehenden Gewerbegebiet weisen Flach-, Pult- oder 
Satteldächer auf. Einheitliche Gestaltungsmerkmale, die über die bisherigen und vorliegend 
übernommenen bauordnungsrechtlichen Festsetzungen hinaus zu bestimmen wären, bestehen 
nicht. 

http://wrrl.hessen.de/mapapps/resources/apps/wrrl/index.html?lang=de
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Das Plangebiet selbst ist bereits gewerblich geprägt, wobei sich die noch freien Gewerbegrund-
stücke als Wiesenflächen darstellen. Es gibt in den entsprechenden Grundstücksflächen und 
auch in den angrenzenden Landschaftsbereichen nur vergleichsweise wenige Bäume (neben 
zwei straßenbegleitenden Obstbäumen ist im gesamten Plangebiet kein Baumbestand zu 
verzeichnen), sodass die Eingrünung des Gewerbegebietes zur offenen Landschaft entspre-
chend den bestehenden Festsetzungen des wirksamen Bauleitplanes in der Planung weiterhin 
berücksichtigt wird. Auch eine gewisse Durchgrünung des Gebietes mit Laubbäumen wird 
vorgegeben, um durch eine zumindest teilweise Abdeckung und Überragung der harten 
Gebäude- und Dachkanten durch Gehölze eine bessere Einbindung des Plangebietes in die 
Landschaft zu erzielen. 

 

Abbildung 11: Luftbild des Plangebietes und der näheren Umgebung (unmaßstäblich; Bildquelle: 
Gruppen-Gas- und Elektrizitätswerk Bergstraße Aktiengesellschaft (GGEW AG) über die 
Gemeinde Rimbach, Januar 2019, Bildaufnahme durch Befliegung im März 2017) 

I.1.5. Erschließungsanlagen, Bauverbotszone und ÖPNV-Anbindung 

I.1.5.1. Erschließungsanlagen 

Das Gewerbegebiet ist bereits über die Philipp-Reis-Straße an die L 3409 angeschlossen, 
weshalb die äußere verkehrliche Erschließung des Plangebietes als gesichert angesehen wird. 
In diesen Verkehrsflächen wurden die erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen für den 
vorliegenden Planbereich verlegt. Das Plangebiet ist somit bereits voll erschlossen. Die 
zukünftigen Bebauungen der noch freien Gewerbegrundstücke können über Hausanschlüsse 
an die vorhandenen Erschließungsmedien angeschlossen werden. Die innerhalb des 
Geltungsbereiches liegenden Teilflächen der Philipp-Reis-Straße und der L 3409 werden ihrer 
Erschließungsfunktion entsprechend als öffentliche Straßenverkehrsflächen festgesetzt. Um 
den Anschluss anderer Flächen an diese Verkehrsflächen zu verdeutlichen, werden auch 
weiterhin ergänzend noch die diesbezüglichen Straßenbegrenzungslinien festgesetzt. 
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Im Zuge der internen Erschließung durch die Philipp-Reis-Straße sind Aufschüttungen und 
Abgrabungen zur Herstellung des Straßenkörpers erfolgt. Von diesen Veränderungen der 
Grundstückshöhe ist der an die anbaufähige Verkehrsfläche angrenzende private Grundstücks-
bereich beidseits der Verkehrsflächen betroffen. Die Veränderung der Grundstückshöhe in 
Folge des Straßenbaus (Böschungen) ist von den privaten Grundstückseigentümern dauerhaft 
zu erhalten. Die betroffenen Flächen sind im Rahmen der privaten Gartenfläche gärtnerisch 
anzulegen und dauerhaft vor Erosion zu schützen. Schadenersatzansprüche gegen die 
Gemeinde können hieraus nicht abgeleitet werden. Diese Festsetzungen dienen der 
Zulässigkeit der hergestellten Erschließungsstraße in dem bewegten Gelände und sichern 
damit letztlich die Erschließung. Weitere Aufschüttungen oder Abgrabungen in diesen 
Bereichen können als Ausnahme zugelassen werden, sofern die Standsicherheit der Straße 
erhalten bleibt. Mit dieser Ausnahmeregelung werden gewisse Geländemodulationen 
zugelassen, die die Erschließungsfunktion der Straße nicht beeinträchtigen. 

Am südlichen Rand des Flurstückes Nr. 195/4 (südlich des bereits vorhandenen Gebäudes 
„Philipp-Reis-Straße 10“) wurde im Zuge der Erschließung zwischen der Wendeanlage und der 
Landesstraße einer Wasserleitung verlegt, um einen Ringschluss herzustellen und damit 
beispielsweise die Gefahr einer Verkeimung zu minimieren. Zur Sicherung dieser Wasserleitung 
werden hier in einer Breite von 3,00 m mit Leitungsrechten zugunsten der Gemeinde Rimbach 
zu belastende Flächen (hier: Wasserleitungsrecht) festgesetzt. Dieses Leitungsrecht erstreckt 
sich auf die Verlegung, Betreibung und Unterhaltung einer Wasserleitung. Hierzu darf das 
Grundstück durch die Gemeinde Rimbach oder durch von der Gemeinde Bevollmächtigte 
jederzeit betreten werden und die erforderlichen Arbeiten zur Verlegung, zum Betrieb und zur 
Unterhaltung dürfen ausgeführt werden. Es wird in diesem Zusammenhang darauf hingewie-
sen, dass bei den Arbeiten eventuell entstehende Schäden durch die Gemeinde Rimbach oder 
durch die von der Gemeinde Bevollmächtigten zu beseitigen oder zu entschädigen sind. Im 
Grundbuch ist übrigens bereits eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit (Wasserleitungs-
recht) für die Gemeinde Rimbach eingetragen. 

Zum gegenseitigen Schutz von Gehölzen auf der einen Seite sowie Ver- und Entsorgungslei-
tungen auf der anderen Seite werden noch verschiedene Hinweise im Hinblick auf erforderliche 
Pflanzabstände gegeben. So haben sich der Bauherr oder dessen Baufirmen vor der 
Ausführung von Bauvorhaben oder Pflanzarbeiten im Nahbereich der Straßen über die genaue 
Lage von Ver- und Entsorgungsleitungen und Betriebsmittel bei den Ver- und Entsorgungsun-
ternehmen zu informieren, um Beschädigungen am Kabel- und Leitungsbestand zu vermeiden. 
Hinsichtlich geplanter Anpflanzungsmaßnahmen im Bereich der Leitungstrassen ist zu 
beachten, dass tiefwurzelnde Bäume gemäß DIN 18920 (Vegetationstechnik im Landschafts-
bau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) 
und Merkblatt DWA-M 162 (Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle) einen Mindestabstand 
von 2,5 m zu den Ver- und Entsorgungsleitungen aufweisen müssen. Wird dieser Abstand 
unterschritten, so sind die Leitungen gegen Wurzeleinwirkungen zu sichern oder die Standorte 
der Bäume dementsprechend zu verschieben bzw. geeignete Schutzmaßnahmen nach 
geltender technischer Norm zu treffen. Bei Neuverlegung von Ver- oder Entsorgungsleitungen 
durch Ver- bzw. Entsorgungsunternehmen im Bereich bestehender Bäume sind die erforderli-
chen Schutzmaßnahmen durch die Ver- und Entsorgungsträger durchzuführen. 

I.1.5.2. Bauverbotszone 

Aufgrund der Lage des Plangebietes an einer klassifizierten Straße (hier der Landesstraße 
L 3409) ist eine Bauverbotszone gemäß § 23 Hessisches Straßengesetz (HStrG) in der 
Planung zu beachten. 

Die dazu in der Planzeichnung dargestellte Bauverbotszone zur L 3409 wird gemäß den 
Vorgaben des Straßenbaulastträgers (Hessen Mobil) bzw. des HStrG nachrichtlich übernom-
men. Grundsätzlich war die Bauverbotszone auch schon in den vorherigen Bauleitplänen 
(Ursprungsplan und dessen 1. Änderung) dargestellt, allerdings wurde die Baugrenze damals 
mit einem Abstand von 20 m auf die Grenze der Straßenparzelle bezogen. Nach dem 
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hessischen Straßengesetz ist die Bauverbotszone aber vom tatsächlichen äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn zu messen, weshalb die Darstellung in der vorliegenden Bebauungs-
planänderung entsprechend angepasst wird. Wie schon in den bisherigen Bauleitplanungen 
wird die Bauverbotszone in zwei Bereiche unterteilt, und zwar in die „engere Bauverbotszone“ 
mit einem Abstand von 0-10 m zum befestigten Fahrbahnrand der Landesstraße und in die 
„erweiterte Bauverbotszone“ mit einem Abstand von 10-20 m zum Fahrbahnrand. 

Den gesetzlichen Anforderungen entsprechend wird festgesetzt, dass innerhalb eines 
Abstandes von 20 m zum befestigten Fahrbahnrand der Landesstraße Hochbauten jeglicher Art 
ausgeschlossen sind (Bauverbotszone). Zum Schutz der Bauverbotszone orientieren sich die 
festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) an der Bauverbotszone. 
Allerdings ragt das bereits errichtete Gebäude „Philipp-Reis-Straße 10“ mit einer Gebäudeecke 
in die gesetzliche Bauverbotszone um 1 m hinein und damit bis auf 19 m an den befestigten 
Fahrbahnrand der Landesstraße heran. Aufgrund der hier nur geringfügigen Überschreitung der 
Bauverbotszone mit einer Fläche von ca. 1,8 m² wird seitens der Gemeinde Rimbach davon 
ausgegangen, dass diese noch vertretbar ist, da insbesondere der Rückbau des Gebäudes zu 
einer unnötigen Härte führen würde. Die minimale Überschreitung wird in der vorliegenden 
Bebauungsplanänderung dahingehend berücksichtigt, dass die nachrichtliche Darstellung der 
Bauverbotszone und dementsprechend auch das Baufenster hier an den Gebäudebestand 
angeglichen werden. Überschreitungen der festgesetzten Baugrenzen in die Bauverbotszone 
und die erweiterte Bauverbotszone entlang der Landesstraße hinein sind jedoch weiterhin 
unzulässig. Seitens Hessen Mobil wurden im Rahmen der Beteiligung am Bauleitplanverfahren 
grundsätzlich keine Einwände gegen die Planung vorgebracht. 

Am nordöstlichen Rand des Gewerbegebietes befindet sich bereits eine Baumreihe entlang der 
L 3409, die wie schon in den bisherigen Bauleitplänen nach Süden fortgesetzt werden soll und 
somit eine optische Aufwertung durch die Eingrünung des Gewerbegebietes darstellt. Diese 
zum Anpflanzen festgesetzte Baumreihe weist einen Abstand von über 8 m zum äußeren Rand 
der befestigten Fahrbahn der Landesstraße auf. Damit ist der nach den „Richtlinien für passiven 
Schutz an Straßen durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme“ (RPS) erforderliche Abstand von bis zu 
7,5 m, der von Hindernissen (z.B. Bäumen etc.) freizuhalten ist, eingehalten. Im Planbereich 
sind daher keine Schutzeinrichtungen (z.B. Leitplanken o.ä.) entlang der L 3409 notwendig. Zur 
weiteren Eingrünung in Richtung der Landesstraße ist innerhalb der engeren Bauverbotszone 
begleitend zu den Baumpflanzungen zusätzlich eine Niederstrauchzone mit Gehölzen aus einer 
vorgegebenen Artenauswahl unter Berücksichtigung von Mindestpflanzqualitäten und -dichten 
anzulegen. 

Wie schon zuvor sind innerhalb der Zone mit einem Abstand zwischen 10 und 20 m von der 
befestigten Fahrbahn der Landesstraße (erweiterte Bauverbotszone) lediglich Nebenanlagen 
gemäß § 14 Abs. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO), d.h. der Versorgung des Baugebietes 
mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser, der Ableitung von Abwasser, der Fernmeldetechnik 
oder der regenerativen Energiegewinnung dienende Anlagen sowie befestigte Verkehrsflächen, 
Parkplätze und Lagerflächen zulässig. Damit soll eine bessere Nutzbarkeit der Grundstücksflä-
chen ermöglicht werden. 

Ebenfalls unverändert aus der wirksamen 1. Bebauungsplanänderung übernommen wurde die 
Festsetzung, wonach Werbeanlagen innerhalb der Bauverbotszone und der erweiterten 
Bauverbotszone entlang der Landesstraße unzulässig sind. Von Werbeanlagen darf keine 
Blendwirkung für den Verkehr, die angrenzenden Nutzungen sowie den umgebenden 
Außenbereich ausgehen. Störungen der natürlichen Umgebung durch beleuchtete Werbeanla-
gen sind unzulässig. Neben dem Orts- und Landschaftsbild sollen damit auch Beeinträchtigun-
gen des Verkehrs bzw. der Verkehrsteilnehmer auf der L 3409 vermieden werden. 

I.1.5.3. ÖPNV-Anbindung 

Nordwestlich des Plangebietes verläuft die Bundesstraße B 38 sowie parallel dazu die 
Bahntrasse Weinheim - Fürth. Die entsprechenden Verkehrsanlagen sind für die Erschließung 
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des Weschnitztales von sehr hoher Bedeutung und sind in der Planung mit entsprechendem 
Gewicht zu berücksichtigen. Die Einmündung der L 3409 in die B 38 ist als Kreisverkehrsplatz 
ausgebaut. Ein vierter Kreiselanschluss führt zu einem P+R-Parkplatz am dortigen Haltepunkt 
der Weschnitztalbahn. Zudem befindet sich an der B 38 die straßengebundene Haltestelle 
„Bahnhof“ auf Höhe des DB-Haltepunktes „Zotzenbach“. Die Haltestelle wird durch die 
Buslinie 684 (Weinheim - Mörlenbach - Rimbach - Fürth) angedient. Die Verkehrsleistung 
beschränkt sich zwar auf den Schienenergänzungsverkehr, also zu Zeiten vor bzw. nach dem 
Regelbetrieb der Weschnitztalbahn. Dieses Angebot ist jedoch für das Gewerbegebiet durchaus 
von Interesse (Schichtbetrieb). Damit liegt für das Gewerbegebiet eine optimale Anbindung an 
den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) vor. 

I.1.6. Baugrund sowie Grundwasser- und Bodenschutz 

Aus der Altflächendatei „ALTIS“ des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und 
Geologie (HLNUG) ergeben sich für das Plangebiet und dessen Umgebung keine Hinweise auf 
das Vorhandensein von Altflächen (Altstandorte, Altablagerungen), schädlichen Bodenverände-
rungen und/oder Grundwasserschäden. Auch der Gemeinde Rimbach liegen keine diesbezügli-
chen Informationen vor. Aufgrund der vorherigen Grünland- und Ackernutzung ist nicht von 
Verunreinigungen auszugehen. 

Es wird aus Gründen des Grundwasserschutzes darauf hingewiesen, dass alle einschlägigen 
Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und Vorgaben des technischen Regelwerkes in der jeweilig 
gültigen Fassung zu beachten und einzuhalten sind. Generell gelten die „Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen“ (AwSV) sowie das Arbeitsblatt DWA-
A 138 (Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser). 

Im Sinne des Bodenschutzes wird darauf hingewiesen, dass bei allen Maßnahmen, die einen 
Eingriff in den Boden erfordern, auf sensorische Auffälligkeiten (z.B. ungewöhnliche Farbe, 
Geruch etc.) zu achten ist. Werden solche Auffälligkeiten des Untergrundes festgestellt, die auf 
das Vorhandensein von schädlichen Bodenveränderungen hinweisen, ist umgehend das 
Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezer-
nat IV/Da 41.5, Bodenschutz, zu informieren. Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in 
Altlastenfragen hinzuzuziehen. Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die 
geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen 
oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 

Im Zusammenhang mit der vorliegenden Planung ist festzustellen, dass diese indirekt auch 
dem Schutz des Bodens dient, da die Nutzung innerhalb eines bestehenden Gewerbegebietes 
intensiviert werden soll, um die Außenentwicklung der Gemeinde zu minimieren. 

I.1.7. Wasserrechtliche und -wirtschaftliche Belange 

Die Erschließungsbelange und insbesondere auch die Frage der Trinkwasserversorgung, 
Abwasserbeseitigung und Niederschlagwasserableitung sind beim Ausbau der Anlagen bereits 
angemessen und ausreichend berücksichtigt worden. 

I.1.7.1. Trinkwasser 

Das Gewerbegebiet ist bereits an die Wasserversorgungsanlagen der Gemeinde Rimbach 
angeschlossen. Die zukünftigen Bebauungen der noch freien Gewerbegrundstücke können 
über Hausanschlüsse an die vorhandenen Wasserversorgungsleitungen angeschlossen 
werden. 

Durch die Anpassungen in der vorliegenden Bebauungsplanänderung gegenüber den bereits 
bestehenden Baurechten ist keine Zunahme des Trinkwasserverbrauches verbunden. 



Gemeinde Rimbach, Ortsteil Zotzenbach Ordnungsschlüssel: 006-31-19-3083-004-062-02 

2. Änderung B-Plan „Westlich der L 3409“ Begründung 

 

 
SCHWEIGER + SCHOLZ Ingenieurpartnerschaft mbB Seite 18 

I.1.7.2. Wasserqualität 

Die Wasserqualität des zur Verfügung stehenden Trinkwassers entspricht den Anforderungen 
der Trinkwasserverordnung (TrinkwV). 

Vor allem auch durch den erfolgten Ringschluss im Wasserleitungsnetz, der durch ein 
entsprechendes Wasserleitungsrecht auf dem betroffenen privaten Grundstück gesichert wird 
(vgl. Kapitel I.1.5.1), werden die hohen Anforderungen der Trinkwasserverordnung gewährleis-
tet. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Vorgaben der Trinkwasserver-
ordnung auch bei der Verwendung von Niederschlagswasser zu beachten sind. 

I.1.7.3. Bodenversiegelung und Umgang mit Niederschlagswasser 

Die zulässige Bodenversiegelung wird durch die vorliegende 2. Änderung des Bebauungspla-
nes gegenüber der wirksamen 1. Änderungsplanung nicht erhöht, da die zulässige Grundflä-
chenzahl (GRZ) unverändert übernommen wird. Auch die übrigen bisherigen Festsetzungen zur 
Reduzierung der Bodenversiegelung und damit zur Unterstützung der Grundwasserneubildung 
und Verzögerung des Oberflächenwasserabflusses sind weiterhin zu beachten. 

Aus diesen, aber auch aus Gründen des Ortsbildes werden bauordnungsrechtliche Festsetzun-
gen zur Gestaltung von Stellplätzen getroffen, nach denen befestigte Stellplätze mit wasser-
durchlässiger, teilbegrünter Oberfläche (Rasengitter, Breitfugenpflaster, Schotterrasen oder 
anderen versickerungsaktiven Materialien) auszubilden sind. Bituminöse Decken oder 
Betonbeläge sind dementsprechend unzulässig. Lediglich bei zu erwartenden erheblichen 
Verschmutzungen (z.B. bei Baustellenfahrzeugen) sind Lkw-Stellplätze in die Kanalisation zu 
entwässern, um Verunreinigungen des Grundwassers zu verhindern. 

Zur Bekräftigung des gewünschten Schutzes von Grundwasser und Ortsbild werden zudem 
noch bauordnungsrechtliche Festsetzungen im Hinblick auf die Grundstücksfreiflächen 
vorgegeben. Demnach sind befestigte sowie vollständig versiegelte Flächen auf das 
erforderliche Mindestmaß zu beschränken. Sofern eine Gefährdung für Grundwasser und 
Fließgewässer durch schädliche Einträge ausgeschlossen ist, sind Oberflächenbeläge 
wasserdurchlässig auszubilden (z.B. Breitfugenpflaster, Rasengittersteine etc.). Allerdings sind 
Flächen, die einer starken Verschmutzung unterliegen und/oder von denen eine Gefahr für 
Grundwasser und Fließgewässer ausgeht, wasserdicht auszubilden. Hier anfallendes 
Niederschlagswasser ist in die Kanalisation abzuleiten. Ein schädlicher Eintrag in Grundwasser 
und Fließgewässer ist durch geeignete bautechnische Vorkehrungen nachhaltig zu unterbinden. 

Ebenfalls aus dem wirksamen Bauleitplan werden Festsetzungen nach § 37 Abs. 4 Hessischem 
Wassergesetz (HWG) zum Sammeln und Verwenden von Niederschlagswasser übernommen, 
um die Abwasseranlagen der Gemeinde zu entlasten und den Wasserhaushalt zu schonen. 
Daher ist anfallendes Niederschlagswasser, soweit dies aus wasserrechtlicher Sicht 
unbedenklich ist, nicht der örtlichen, öffentlichen Kanalisation zuzuführen, sondern anderweitig 
zu behandeln, wie z.B.: 

 Sammeln in Zisternen und Wiederverwertung (z.B. häusliche Brauchwassernutzung, 
Gartenbewässerung etc.). 

 Dezentrales Sammeln und Ableiten in dezentrale oder zentrale Versickerungsflächen 
innerhalb der Privatgrundstücke (Hinweis: Die Versickerung von Niederschlagswasser 
bedarf der wasserrechtlichen Erlaubnis der Unteren Wasserbehörde des Landkreises 
Bergstraße). Dabei sind Anlagen zur Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem 
Niederschlagswasser gemäß Arbeitsblatt DWA-A 138 (Planung, Bau und Betrieb von 
Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) anzulegen. 

 Dezentrales oder zentrales Sammeln und Ableiten in einen Vorfluter (Hinweis: Die 
Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer stellt eine Gewässerbenutzung dar, 
für die eine wasserrechtliche Erlaubnis notwendig ist). 
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 Minimieren vollständig versiegelter Oberflächenbefestigungen. 

Niederschlagswasser, das die Anforderungen aus wasserrechtlicher Sicht für die vorgenannten 
Maßnahmen nicht erfüllt, ist in die Kanalisation einzuleiten oder einer Vorbehandlung 
zuzuführen. 

I.1.7.4. Abwasser 

Die Entwässerung des Gebietes ist bereits durch die in der Philipp-Reis-Straße verlegten 
Abwasseranlagen sichergestellt. Die zukünftigen Bebauungen der noch freien Gewerbegrund-
stücke können über Kanalanschlüsse angeschlossen werden. 

Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser kann bei geeigneten Untergrundverhältnis-
sen versickert werden. Aufgrund des im Plangebiet zu erwartenden lehmigen Untergrundes 
können jedoch allenfalls geringe Anteile des anfallenden Niederschlagwassers dezentral 
versickert werden. Um die Abwasserbeseitigung im Plangebiet sicherzustellen, werden im 
Bebauungsplan verschiedene Beseitigungsmöglichkeiten zugelassen (vgl. Kapitel I.1.7.3). 
Damit wird auch der Planvollzug in jedem Fall ermöglicht. 

Die Verwendung oder Ableitung des Niederschlagswassers ist unter Berücksichtigung auch des 
Verschmutzungsrisikos im Einzelfall zu prüfen und planerisch zu berücksichtigen. Hier sind im 
Zuge der Objektplanung die erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen bzw. Erlaubnis-
se einzuholen. Die technische Ausführung der Entwässerungseinrichtungen der einzelnen 
Grundstücke ist abschließend erst im Zuge der Entwässerungsanträge der künftigen 
Bauvorhaben zu klären. Grundsätzlich sollte die Abwasserbehandlungsanlage möglichst wenig 
Niederschlagswasser aufnehmen müssen. Havarieverschlüsse, Leichtstoffabscheider und 
andere Maßnahmen zur Gewährleistung der Belange des Grundwasser- und Oberflächenge-
wässerschutzes sind im Zuge der Genehmigungs- bzw. Erlaubnisverfahren zu bestimmen. Hier 
kann auch sehr konkret auf die individuellen Risiken der künftigen Gewerbebetriebe eingegan-
gen werden. 

Aus der Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ wird wie 
folgt zitiert: 

„Zur Entwässerung des Gewerbegebiets hat nach erfolgter Offenlage des Bebauungsplan-
entwurfs am 09.07.2009 ein Abstimmungstermin im Rathaus der Gemeinde mit den, von 
dieser Thematik berührten Behörden und Trägern öffentlicher Belange, Regierungspräsidium 
Darmstadt, Kreis Bergstraße und Gewässerverband Bergstraße sowie dem mit der Entwäs-
serungsplanung beauftragten Büro stattgefunden, in dem die Positionen der Beteiligten zur 
einvernehmlichen Lösungsfindung dargelegt wurden. Im Ergebnis ist weiterhin eine Entwäs-
serung im Trennsystem vorgesehen. Eine dezentrale oder zentrale Versickerung ist infolge 
der geringen Durchlässigkeit des anstehenden Bodens nicht möglich. Das Niederschlags-
wasser wird in einem zentralen Muldensystem, das als „Regenwasserrückhaltemulde“ in der 
Planzeichnung festgesetzt ist, gesammelt und anschließend gedrosselt in den Zotzenbach 
eingeleitet. Die Vorgaben des Arbeitsblattes M153 der Deutschen Vereinigung für Wasser-
wirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA) werden berücksichtigt und die Drosselrate so 
gewählt, dass die Vorgaben des Arbeitsblatts M153 deutlich unterschritten werden. Die 
Bemessung der Speichermulden erfolgt dabei unter Anwendung eines instationären Ab-
flussmodells sowie gleichermaßen anhand des Arbeitsblattes DWA A117, wobei die jeweils 
ungünstigeren Angaben umgesetzt werden. Gegebenenfalls erforderliche Behandlungen des 
Niederschlagswassers werden unter Anwendung des Arbeitsblatts DWA M153 eingeleitet. 
Darüber hinaus ist vorgesehen, das zu berücksichtigende einjährige Starkregenereignis 
vollständig über ein Mulden-Rigolen-System in den Zotzenbach abzuleiten, um eine weiter-
gehende Reinigung des Regenwassers zu erreichen. Im Rahmen des v.g. Abstimmungster-
mins wurde zwischen der Unteren Wasserbehörde und dem Regierungspräsidium verein-
bart, dass eine Erlaubniserteilung für die Einleitung in den Zotzenbach durch das RP 
Darmstadt erfolgt.“ 
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I.1.7.5. Löschwasserversorgung und Rettungswege 

Die Löschwasserversorgung ist über das örtliche Wasserversorgungsnetz sicherzustellen. Zur 
Brandbekämpfung muss eine Wassermenge gemäß Arbeitsblatt DVGW-W 405 (Bereitstellung 
von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung) von mindestens 96 m³/h für 
eine Löschzeit von 2 Stunden zur Verfügung stehen. Der Fließüberdruck in Löschwasserver-
sorgungsanlagen darf bei maximaler Löschwasserentnahme 1,5 bar nicht unterschreiten. 

Die Forderungen zum Löschwasserbedarf ergeben sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 4 des Hessischen 
Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG), 
aus § 14 der Hessischen Bauordnung (HBO) und den technischen Regeln nach dem DVGW-
Arbeitsblatt W 405. Die Differenzierung nach der baulichen Nutzung erfolgt entsprechend § 17 
der Baunutzungsverordnung (BauNVO). 

Die erforderlichen Zufahrten, Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die 
Feuerwehr sind gemäß DIN 14090 (Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken) vorzuhalten. 

I.1.7.6. Schutz- und Sicherungsgebiete nach dem Hessischen Wassergesetz 

Der Planbereich liegt außerhalb eines festgesetzten Überschwemmungsgebietes im Sinne des 
Hessischen Wassergesetzes (HWG). Das nächstgelegene festgesetzte Überschwemmungsge-
biet ist das der Weschnitz im Nordwesten in einer Entfernung von ca. 350 m, sodass 
diesbezügliche Beeinträchtigungen durch die Planung nicht anzunehmen sind (vgl. Kapi-
tel I.1.3.5). 

Das Plangebiet befindet sich auch außerhalb eines Risikoüberschwemmungsgebietes. Die 
Grenze der Überflutungsfläche der Weschnitz bei einem Extremhochwasser (HQextrem 
Überflutungsfläche) verläuft knapp 400 m im Westen, weshalb keine entsprechenden 
Gefährdungen für das Plangebiet zu erwarten sind (vgl. Kapitel I.1.3.5). 

Der Planbereich liegt vollständig außerhalb eines festgesetzten Trinkwasserschutzgebietes. 
Das sich derzeit noch im Festsetzungsverfahren befindliche Trinkwasserschutzgebiet (hier: die 
Schutzzone III) des „WSG Brunnen 1-3 Groß-Breitenbach, Mörlenbach“ (WSG-ID 431-021) 
grenzt allerdings im Westen fast unmittelbar an das Plangebiet an. Die Grenze dieses 
zukünftigen Trinkwasserschutzgebietes ist daher im Planteil nachrichtlich dargestellt. Durch die 
Bebauungsplanänderung ergeben sich keine anderen Auswirkungen in Bezug auf dieses 
zukünftige Trinkwasserschutzgebiet als durch das bisherige Baurecht. 

Sonstige Schutz- und Sicherungsgebiete sind durch die Planung nicht betroffen. 

I.1.7.7. Oberirdische Gewässer 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Oberflächengewässer. 

I.1.8. Denkmalschutz 

Im Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung und in dessen unmittelbarer Umgebung sind 
keine Kulturdenkmäler nach Hessischem Denkmalschutzgesetz (HDSchG) bekannt. 

Es wird dennoch darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmäler, wie 
Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände (z.B. Scherben, 
Steingeräte, Skelettreste), entdeckt werden können. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüg-
lich der hessenARCHÄOLOGIE (Archäologische Abteilung des Landesamtes für Denkmalpfle-
ge Hessen) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Bergstraße anzuzeigen. 
Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unverän-
derten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes 
zu schützen (§ 21Abs. 3 Satz 1 HDSchG). 
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I.1.9. Immissionsschutz 

Um dem Belang des Immissionsschutzes im vorliegenden Bauleitplanverfahren angemessen 
Rechnung zu tragen, wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt. Diese 
Untersuchung erfolgte in zwei separaten Teilen. In Teil 1 der schalltechnischen Untersuchung 
wurden die Lärmeinwirkungen durch die B 38 und die L 3409 auf das Plangebiet prognostiziert 
und beurteilt. In Teil 2 der schalltechnischen Untersuchung erfolgte die Kontingentierung der 
maximal zulässigen Gewerbelärmemissionen aus dem Geltungsbereich der Bebauungsplanän-
derung. Die schalltechnische Untersuchung ist der Begründung als Anlage beigefügt. 

I.1.9.1. Schalltechnische Untersuchung, Teil 1: Verkehr 

Teil 1 der schalltechnischen Untersuchung zu Straßenverkehrslärmeinwirkungen auf den 
Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ in Rimbach-
Zotzenbach kommt in Kapitel 6 zu den folgenden Ergebnissen. Hierbei ist zu beachten, dass 
die dem Schallgutachten beigefügten Rasterlärmkarten für den ungünstigsten Lastfall der freien 
Schallausbreitung (ohne Gebäudeabschirmung) gelten. Unter zusätzlicher Berücksichtigung der 
Gebäudeabschirmung sind insbesondere in den straßenabgewandten Bereichen deutlich 
geringere Verkehrslärmeinwirkungen zu erwarten. 

6.1 Beurteilung 

Gemäß Abb. 1 im Anhang ist bei freier Schallausbreitung tags im gesamten Plange-
biet der Orientierungswert der DIN 18005 für Gewerbegebiete von tags 65 dB(A) ein-
gehalten. 

Gemäß Abb. 2 im Anhang ist bei freier Schallausbreitung nachts im gesamten Plan-
gebiet der Orientierungswert „Verkehr“ der DIN 18005 für Gewerbegebiete von 
nachts 55 dB(A) eingehalten. 

6.2 Passiver Schallschutz 

Nachfolgend werden die Grundlagen für die Bemessung geeigneter objektbezogener 
passiver Schallschutzmaßnahmen gemäß DIN 4109 sowie die Kriterien für das Erfor-
dernis schalldämmender Lüftungseinrichtungen in Schlaf- und Kinderzimmern ange-
geben. Diese passiven Schallschutzmaßnahmen sind bei der Errichtung oder der Än-
derung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen zu beachten. 

6.2.1 Maßgebliche Außenlärmpegel 

Bei erhöhten Außenlärmeinwirkungen ist im Rahmen des Schallschutznachweises 
gegen Außenlärm gemäß DIN 4109 die ausreichende Luftschalldämmung von Au-
ßenbauteilen schutzbedürftiger Aufenthaltsräume nachzuweisen. Grundlage hierzu 
bilden die maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß Kap. 3.2.1. Da gemäß den Abbil-
dungen 1 und 2 im Anhang die Beurteilungspegel des Straßenverkehrs nachts weni-
ger als 10 dB(A) unter den Tagwerten liegen, ergeben sich die Verkehrslärm-Beiträge 
zu den maßgeblichen Außenlärmpegeln nachts zum Schutz des Nachtschlafes aus 
den Beurteilungspegeln des Straßenverkehrs nachts zzgl. Einem Zuschlag von 
10 dB(A). Die Nachtwerte gelten für Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt 
werden. Die Verkehrslärm-Beiträge zu den maßgeblichen Außenlärmpegeln tags be-
rechnen sich aus den Tag-Beurteilungspegeln des Straßenverkehrs. 

Die Beiträge zu den maßgeblichen Außenlärmpegeln durch mögliche Gewerbe-
lärmeinwirkungen entsprechen gemäß Kap. 3.2.1 den Immissionsrichtwerten der 
TA Lärm für Gewerbegebiete von tags/nachts 65/50 dB(A). 

Die maßgeblichen Außenlärmpegel sind dann gemäß Kap. 3.2.1 durch Addition von 
jeweils 3 dB(A) auf die Summenpegel der unterschiedlichen Lärmarten tags/nachts 
zu bilden. 

Gemäß Abb. 3 im Anhang beträgt damit im Plangebiet in den überbaubaren Flächen 
der maßgebliche Außenlärmpegel tags aufgerundet 69 dB(A) (entsprechend Tab. 3.2 
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dem Lärmpegelbereich IV). Gemäß Abb. 4 im Anhang betragen in den überbaubaren 
Flächen die maßgeblichen Außenlärmpegel nachts aufgerundet 58 bis 62 dB(A) (ent-
sprechend Tab. 3.2 den Lärmpegelbereichen II bis III). 

Zur Orientierung: Für Gebäude mit Raumhöhen von ca. 2,5 m und Raumtiefen von 
ca. 4,5 m oder mehr sowie bei Fensterflächenanteilen bis ca. 60 % gilt überschlägig 
und vorbehaltlich des objektbezogenen Schallschutznachweises: 
- bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen entspricht die Fenster-Schallschutzklasse 

nach VDI 2719 dem Wert des Lärmpegelbereiches minus 1 (z.B. Lärmpegelbe-
reich IV -> Fenster-Schallschutzklasse 3), 

- bei Büros entspricht die Fenster-Schallschutzklasse nach VDI 2719 dem Wert des 
Lärmpegelbereiches minus 2 (z.B. Lärmpegelbereich IV -> Fenster-
Schallschutzklasse 2). 

Vorbehaltlich des objektbezogenen Schallschutznachweises gegen Außenlärm erfül-
len i.d.R. bis zum Lärmpegelbereich III Außenbauteile von Wohnungen, die den An-
forderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) genügen, auch die Anforderun-
gen an die Schalldämmung. Fenster besitzen hierbei gemäß VDI 2719 mindestens 
die Schallschutzklasse 2. 

6.2.2 Schalldämmende Lüftungseinrichtungen 

Aus Gründen der Hygiene und zur Begrenzung der Raumluftfeuchte müssen Wohn- 
und Schlafräume ausreichend mit Frischluft versorgt werden. Dies geschieht in der 
Regel durch zeitweises Öffnen oder Kippen der Fenster. Bei einer Außenlärmbelas-
tung von nachts ≥ 50 dB(A) ist jedoch gemäß VDI 2719 in Schlafräumen und Kinder-
zimmern bei geschlossenen Fenstern eine ausreichende Frischluftzufuhr mit zusätzli-
chen, schalldämmenden Lüftungseinrichtungen sicherzustellen. 

Da bereits der Nacht-Immissionsrichtwert der TA Lärm für Gewerbegebiete 50 dB(A) 
beträgt, sind unter Berücksichtigung der zusätzlichen Verkehrslärmeinwirkungen 
beim Neubau oder bei der Änderung von Schlaf- und Kinderzimmern schalldämmen-
de Lüftungseinrichtungen erforderlich. 

Auf dezentrale schalldämmende Lüftungseinrichtungen kann verzichtet werden, wenn 
das Gebäude mit einer zentralen Lüftungsanlage ausgestattet ist und hierdurch ein 
ausreichender und schallgedämmter Luftaustausch gewährleistet ist. 

Der seitens des Fachgutachters in Kapitel 6.3 unterbreitete Vorschlag für die schalltechnischen 
Festsetzungen, der sich aus den vorgenannten Ausführungen ergibt, wurde in der Planung 
berücksichtigt, um dem erforderlichen Schutz vor Außenlärmeinwirkungen auf das Plangebiet 
gerecht zu werden. Demnach werden folgende objektbezogene (passive) Schallschutzmaß-
nahmen erforderlich, die für den aus schalltechnischer Sicht ungünstigsten Lastfall der freien 
Schallausbreitung bei einer Immissionshöhe von 6 m über Gelände gelten. 

Bei der Errichtung oder der Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen 
sind die Außenbauteile entsprechend den Anforderungen der DIN 4109-1:2018-01 (Schall-
schutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen) und DIN 4109-2:2018-01 (Schallschutz im 
Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen) auszubilden. 
Grundlage für Schlaf- und Kinderzimmer ist der maßgebliche Außenlärmpegel La = 69 dB(A). 
Für alle übrigen schutzbedürftigen Aufenthaltsräume gilt der maßgebliche Außenlärmpegel La = 
62 dB(A). Die erforderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile sind in Abhängigkeit von der 
Raumnutzungsart und Raumgröße im bauaufsichtlichen Verfahren gemäß DIN 4109-1:2018-01 
und DIN 4109-2:2018-01 nachzuweisen. Von dieser Festsetzung kann als Ausnahme gemäß 
§ 31 Abs. 1 BauGB eine Abweichung zugelassen werden, wenn im bauaufsichtlichen Verfahren 
der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall geringere maßgebliche Außenlärmpegel bzw. 
Lärmpegelbereiche an den Fassaden anliegen (z.B. unter Berücksichtigung der Abschirmung 
durch Gebäude). Die Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile können dann 
entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1:2018-01 und DIN 4109-2:2018-01 reduziert 
werden. Von dieser Festsetzung kann als Ausnahme auch eine Abweichung zugelassen 
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werden, wenn zum Zeitpunkt des bauaufsichtlichen Verfahrens die DIN 4109 in der dann 
gültigen Fassung ein anderes Verfahren als Grundlage für den Schallschutznachweis gegen 
Außenlärm vorgibt. 

Im Übrigen sind bei der Errichtung oder der Änderung von Schlaf- und Kinderzimmern 
schalldämmende Lüftungseinrichtungen vorzusehen. Auf dezentrale schallgedämmte 
Lüftungseinrichtungen kann verzichtet werden, wenn die Gebäude mit einer zentralen 
Lüftungsanlage ausgestattet sind und hierdurch ein ausreichender und schallgedämmter 
Luftaustausch gewährleistet ist. Von dieser Festsetzung kann als Ausnahme gemäß § 31 
Abs. 1 BauGB eine Abweichung zugelassen werden, wenn im bauaufsichtlichen Verfahren der 
Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall nachts geringere Außenlärmpegel als 50 dB(A) an 
den zur Belüftung von Schlaf- und Kinderzimmern erforderlichen Fenstern anliegen (z.B. unter 
Berücksichtigung der Abschirmung durch Gebäude). 

Es wird zudem an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass gegen den Straßenbaulastträger von 
klassifizierten Straßen keine Ansprüche auf Durchführung von Schutzmaßnahmen aufgrund 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bestehen. 

I.1.9.2. Schalltechnische Untersuchung, Teil 2: Geräuschkontingentierung 

Die in Teil 2 der schalltechnischen Untersuchung vorgenommene Geräuschkontingentierung 
nach DIN 45691 des Gewerbegebietes im Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungs-
planes „Westlich der L 3409“ in Rimbach-Zotzenbach kommt in Kapitel 5 zu den folgenden 
Ergebnissen. Hierzu wird seitens des Fachgutachters angemerkt, dass durch die Geräuschkon-
tingentierung die Maximierung der Schallemissionen aus dem Plangebiet im zulässigen 
Rahmen sowie eine weitestgehende Gleichverteilung der Geräuschimmissionen aus den 
verschiedenen Teilflächen des Plangebietes angestrebt werden. Unter den in Kapitel 4 des 
Schallgutachtens beschriebenen Voraussetzungen wird gewährleistet, dass an den maßgebli-
chen Immissionsorten die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der TA Lärm sowie die 
Orientierungswerte der DIN 18005 von der Gesamtheit aller bestehenden und zukünftigen 
Betriebe und Anlagen eingehalten werden. Bestehende oder zukünftige Betriebe und Anlagen 
innerhalb und außerhalb des Plangebietes werden durch das geplante Vorhaben aus Sicht des 
Schallimmissionsschutzes nicht über das bereits heute erforderliche Maß hinaus eingeschränkt. 
Auf der Grundlage der durch Einsicht in die Genehmigungsbescheide der bestehenden 
Betriebe sowie durch Ortsbesichtigung gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass 
die bestehenden Betriebe den Anforderungen der Geräuschkontingentierung genügen und 
zudem Spielraum für zukünftige Erweiterungen besteht. 

5 Ergebnisse 

Mit den, für das Plangebiet gemäß Kap. 4 ermittelten und in Tab. 5.1 aufgeführten 
Emissionskontingenten nach DIN 45691 werden an den maßgeblichen Immissionsor-
ten gemäß umseitiger Tab. 5.2 die jeweils zulässigen Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm bzw. die Orientierungswerte der DIN 18005 um mindestens 6 dB(A) unter-
schritten. In diesem Fall liefert gemäß Kap. 3.2.1 der TA Lärm das geplante Vorhaben 
keinen relevanten Immissionsbeitrag. Damit ergeben sich aus Sicht des Schallimmis-
sionsschutzes auch keine Einschränkungen bestehender oder zukünftiger Betriebe 
durch das geplante Vorhaben. 

Die Flächenschallquellen des Plangebietes sowie die maßgeblichen Immissionsorte 
sind Abb. 1 im Anhang dargestellt. 

Die Immissionskontingente aus dem Plangebiet sind in Anlage 1 im Anhang beige-
fügt. 

Mit den Emissionskontingenten aus Tab. 5.1 werden die Maximierung der Schalle-
missionen aus dem Plangebiet im zulässigen Rahmen sowie eine Gleichverteilung 
der Geräuschimmissionen aus den verschiedenen Teilflächen angestrebt. 

[…] 
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Die Emissionskontingente aus Tab. 5.1 sind im Bebauungsplan festzusetzen und 
beim Neubau oder der Änderung von Betrieben und Anlagen anzuwenden. Ein Text-
vorschlag für die Festsetzungen wird in Kap. 0 unterbreitet. 

Der seitens des Fachgutachters in Kapitel 0 unterbreitete Vorschlag für die schalltechnischen 
Festsetzungen zur Geräuschkontingentierung wurde in der Planung berücksichtigt, um 
Schallimmissionskonflikte im Hinblick auf die Nachbarschaft zu vermeiden. Demnach ist das 
Plangebiet gemäß § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO nach den besonderen Eigenschaften der Betriebe 
und Anlagen zu gliedern. 

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle 
angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6:00 Uhr bis 22:00 Uhr) 
noch nachts (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) überschreiten. 

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A)/m²: 

Teilfläche LEK,tags LEK,nachts 

GE1 55 40 

GE2 63 48 

GE3 61 46 

Die Emissionskontingente beziehen sich auf die außerhalb des Plangebietes nächstgelegenen 
schutzbedürftigen Nutzungen östlich entlang der L 3409: 

- Allgemeines Wohngebiet nördlich des Grundstückes „Birkenweg 4“ (Bebauungsplan 
„Verlängerter Birkenweg“), 

- Mischgebiet ab Grundstück „Birkenweg 4“ nach Süden. 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorhabens erfolgt nach 
DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5. Falls einem Vorhaben mehrere Teilflächen oder Teile von 
Teilflächen zuzuordnen sind, erfolgt die Summation über die Immissionskontingente aller dieser 
Teilflächen und Teile von Teilflächen (Summation). Wenn Anlagen oder Betriebe Emissionskon-
tingente von anderen Teilflächen und/oder Teilen davon in Anspruch nehmen, ist eine erneute 
Inanspruchnahme dieser Emissionskontingente öffentlich-rechtlich auszuschließen (z.B. durch 
Baulast oder öffentlich-rechtlichen Vertrag). Ein Vorhaben erfüllt auch dann die Anforderungen 
an den Schallimmissionsschutz, wenn der Beurteilungspegel Lr,j den Immissionsrichtwert an 
den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 15 dB(A) unterschreitet (Relevanzgrenze). 
Für schutzwürdige Nutzungen innerhalb des Plangebietes sowie in den benachbarten 
Gewerbegebieten gelten die Anforderungen der TA Lärm. In Gewerbegebieten sind die Nacht-
Immissionsrichtwerte nur dann anzuwenden, wenn Schlaf- oder Kinderzimmer maßgebliche 
Immissionsorte sind. 

I.1.9.3. Fazit 

Wie bereits erwähnt werden die vorgenannten Emissionskontingente und sonstigen Vorgaben 
des Fachgutachters im Bauleitplan verbindlich festgesetzt, sodass die erforderlichen 
Anforderungen des Schallschutzes sowohl innerhalb des Gewerbegebietes als auch für den 
Wirkungspfad vom Gewerbegebiet auf schutzbedürftige Nutzungen außerhalb des Plangebietes 
eingehalten sind. 

Die Einhaltung der Emissionskontingente ist durch einen Nachweisberechtigten im bauaufsicht-
lichen Verfahren nachzuweisen. Hierbei können in der Konzeption und Ausarbeitung konkreter 
Gewerbebauvorhaben zur Einhaltung der Werte z.B. Maßnahmen der Organisation von 
Betriebsabläufen oder aktive Schallschutzmaßnahmen sowie Maßnahmen zur baulichen 
Organisation (z.B. durch abschirmende Gebäudestellung) genutzt werden. 

Aufgrund der Unzulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben, UVP-pflichtiger Vorhaben sowie 
Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 3 Abs. 5a und 5b BImSchG (Störfallbetriebe) sind 
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aus dem Plangebiet heraus keine besonderen Immissionen auf die umliegenden Nutzungen zu 
erwarten (siehe nähere Erläuterungen in Kapitel I.2.1). 

Wesentliche Beeinträchtigungen der Gewerbebetriebe durch Lärm, Erschütterungen und 
Staubemissionen aus den umliegenden Nutzungen sind im Übrigen ebenfalls nicht zu erwarten, 
da die Störempfindlichkeit von Gewerbenutzungen meist wesentlich geringer ist als z.B. bei 
einer Wohnnutzung. 

I.1.10. Artenschutz 

Um dem Belang des Artenschutzes angemessen in der Bauleitplanung Rechnung zu tragen 
und zur Vermeidung von erheblichen natur- und artenschutzfachlichen sowie artenschutzrecht-
lichen Beeinträchtigungen, wurde eine Prüfung der Auswirkungen des Vorhabens auf 
geschützte Arten gemäß § 44 BNatSchG durchgeführt. Dieser Artenschutzbeitrag, der dieser 
Begründung als Anlage beigefügt ist, kommt zu dem Ergebnis, dass unter der Voraussetzung 
einer durchzuführenden Vermeidungsmaßnahme bei keiner Art eine erhebliche Störung nach 
§ 44 BNatSchG eintritt. 

Die im Artenschutzbeitrag seitens des Fachgutachters genannten Maßnahmen und Empfehlun-
gen werden nachfolgend aufgeführt und hinsichtlich ihrer Berücksichtigung in der Bebauungs-
planänderung erläutert bzw. begründet. Auf die ausführliche Herleitung und fachliche 
Begründung im Artenschutzbeitrag wird zudem verwiesen. 

I.1.10.1. Vermeidungsmaßnahmen 

M1: Eine Abgrenzung des Plangebietes durch eine Heckenreihe zu den südlich davon 
gelegenen Streuobstwiesen ist erforderlich. 

Berücksichtigung in der Bebauungsplanänderung: Die Vermeidungsmaßnahme zur Ab-
grenzung des Plangebietes durch eine Heckenreihe zu den südlich davon gelegenen 
Streuobstwiesen ist unabdingbar, um insbesondere eine Verschlechterung des Erhal-
tungszustandes der Population der Goldammer und damit Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG wirksam ausschließen zu können, und wird daher verbindlich festge-
setzt. Die Goldammer wurde im Bereich der Streuobstwiesen südlich des Plangebietes 
beobachtet. Die Grünlandbereiche des Plangebietes werden als Teil des Nahrungshabi-
tats genutzt. Durch die Umsetzung der Maßnahme zum Risikomanagement können ver-
bleibende Beeinträchtigungen der lokalen Population jedoch ausgeschlossen werden. 
Die Heckenreihe, die neben dem Artenschutz auch der Ortsrandeingrünung und damit 
dem Schutz des Landschaftsbildes dient, wird zeichnerisch festgesetzt, wobei ergän-
zende textliche Vorgaben erfolgen, nach denen eine streifenartige, mindestens 3 m brei-
te Laubgehölzpflanzung mit Mindestpflanzqualität und -dichte aus einer Auswahl stand-
ortgerechter Gehölze zu erfolgen hat und im Bestand zu erhalten ist. Aus grüngestalteri-
schen Gründen sind die Strauchgehölzarten gruppenweise (3-5 Individuen) zu pflanzen. 
Um den Anwuchs der Gehölze möglichst sicherzustellen, hat die Pflanzung zudem als 
Frühjahrspflanzung zu erfolgen. 

I.1.10.2. CEF-Maßnahmen1 

Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen sind bei dem geprüften 
Vorhaben nach Feststellung des Gutachters keine entsprechenden Maßnahmen notwendig. Es 
müssen daher keine CEF-Maßnahmen festgesetzt oder ausgeführt werden. 

                                                
1
 CEF-Maßnahme = „measures to ensure continued ecological functionality“: Maßnahmen, die durch aktive, 
vorgezogene Maßnahmen eine Verschlechterung der ökologischen Funktionen verhindern 
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I.1.10.3. FCS-Maßnahmen2 

Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen sind bei dem geprüften 
Vorhaben nach Feststellung des Gutachters keine entsprechenden Maßnahmen notwendig. Es 
müssen daher keine FCS-Maßnahmen festgesetzt oder ausgeführt werden. 

I.1.10.4. Weitere empfohlene Maßnahmen 

Über das rechtlich Gebotene hinaus werden im Sinne des Artenschutzes seitens des 
Fachgutachters folgende Maßnahmen empfohlen: 

 Angesichts des hohen Versiegelungsgrades der bestehenden Gewerbegebietsflächen 
wird ein größerer unversiegelter Freiflächenanteil der neu überplanten Flächen sowie eine 
Eingrünung des Gewerbegebietes durch Hecken dringend empfohlen. 

 Bei Anpflanzungen sind ausschließlich heimische Baum- und Straucharten zu verwenden, 
die für Insekten als Beutetiere für Vögel und Fledermäuse eine bedeutendere Nahrungs-
grundlage darstellen als exotische Gehölze. 

 Als Nistgelegenheit für Turmfalken sollte an einem höheren Gebäude eine Nestnische im 
Giebelbereich geschaffen werden. 

 Als Artenschutzmaßnahme für Fledermäuse sollten Quartiermöglichkeiten (Fledermaus-
kästen oder Fledermausbretter integriert am Gebäude) geschaffen werden. 

 Als Leuchtmittel für die Außenbeleuchtung sind wegen der geringeren Lockwirkung für 
Insekten warmfarbene LEDs (maximal 3000 K Farbtemperatur) zu verwenden. 

 Leuchtkörper jeglicher Art sind zur freien Landschaft hin zu verschatten, um eine Anlo-
ckung von Insekten zu vermeiden. 

Berücksichtigung in der Bebauungsplanänderung: Da die vorgenannten Maßnahmen 
seitens des Gutachters lediglich als Empfehlungen formuliert wurden, fehlt die arten-
schutzrechtliche Grundlage für eine zwingende Festsetzung in der Bebauungsplanände-
rung, zumal hierfür zum Teil auch kein bodenrechtlicher Bezug gegeben ist. Diese Maß-
nahmen sind jedoch für den Artenschutz sinnvoll und werden daher im Sinne einer „An-
stoßwirkung“ als Empfehlung in den Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen. Die 
Maßnahmen wurden hierbei allerdings teilweise umformuliert, damit der Empfehlungscha-
rakter deutlich wird. 

I.1.10.5. Ergebnis der Artenschutzprüfung 

Gemäß Artenschutzbeitrag tritt unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der 
vorgesehenen Maßnahmen kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 bis 4 BNatSchG ein, 
sodass keine Ausnahme gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Artikel 16 der 
FFH-Richtlinie erforderlich ist. 

I.1.11. Klimaschutz und Energiewende 

Am 30.07.2011 ist das „Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 
Städten und Gemeinden“ in Kraft getreten (BGBl. I S. 1509). Mit dieser sogenannten 
„Klimaschutz-Novelle“ wurde nicht nur die Klimaschutzklausel in § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB 
erweitert, sondern vor allem auch ein neuer Absatz 5 in § 1a BauGB eingefügt, der die 
klimagerechte städtebauliche Entwicklung als Abwägungsbelang hervorhebt. 

Die Gemeinde Rimbach geht davon aus, dass die Belange des Klimaschutzes im Rahmen der 
vorgesehenen Nutzung durch die Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) 
angemessen und dem Stand der Technik entsprechend auch unter wirtschaftlichen Rahmenbe-

                                                
2
 FCS-Maßnahme = „favourable conservation status“: Sicherungsmaßnahmen eines günstigen Erhaltungszustandes 
von Populationen 
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dingungen in gerechter Abwägung berücksichtigt sind, ohne dass es weiterer Anforderungen 
oder Festsetzungen auf Ebene des Bebauungsplanes bedarf. 

Hierdurch ist auch gewährleistet, dass der Bebauungsplan nicht im Normenkonflikt zur sich 
regelmäßig verändernden Bundesgesetzgebung steht. So erfolgte die letzte Änderung der 
EnEV erst im Oktober 2015. Da die EnEV auch künftig weiter fortgeschrieben wird, ist es 
durchaus möglich, dass sich bis zur Realisierung weiterer Gewerbenutzungen erneut 
Änderungen ergeben haben, die für das Gebiet anzuwenden sein werden. Nachdem sich die 
EnEV somit ständig in der Anpassung befindet, was nicht zuletzt auch dem technischen 
Fortschritt geschuldet ist, sind Maßnahmenfestsetzungen im Vorgriff nicht zweckmäßig. 

Nach § 14 Abs. 2 Satz 1 BauNVO können die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, 
Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden Nebenanlagen in den 
Baugebieten als Ausnahme zugelassen werden, auch soweit für sie im Bebauungsplan keine 
besonderen Flächen festgesetzt sind. Sofern sich solche Anlagen nach Prüfung der Bauherren 
wirtschaftlich darstellen lassen, kann die Bauaufsicht somit eine entsprechende Zulässigkeit im 
eigenen Ermessen bescheinigen. 

Anlagen zur zentralen Wärmeerzeugung sind vorliegend aufgrund des nicht abschätzbaren 
Wärmebedarfs der späteren Nutzungen nicht wirtschaftlich darstellbar und wegen der 
Wärmeverluste in den Wärmetransportleitungen energetisch wenig sinnvoll. Die Nutzung 
regenerativer Energieformen ist grundsätzlich zulässig. Dazu zählen z.B. die Erdwärme, die 
Solarenergie zur Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung sowie Photovoltaikanlagen 
zur Stromerzeugung. Die dezentrale Solarenergienutzung ist ausdrücklich zulässig (Photovolta-
ikelemente und Sonnenkollektoren). Durch die EnEV in der zum Zeitpunkt zukünftiger 
Bebauungen gültigen Fassung ist ein angemessener Anteil an regenerativer Energie am 
Energiegesamtverbrauch geregelt. 

Besondere Gefahren für das Plangebiet aufgrund des Klimawandels, auf die mit planungsrecht-
lichen Steuerungselementen zu reagieren wäre, werden nicht gesehen. 

I.1.12. Belange des Kampfmittelräumdienstes 

Über den Planbereich liegen dem Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen beim Regie-
rungspräsidium Darmstadt aussagefähige Luftbilder vor. Eine Auswertung dieser Luftbilder hat 
jedoch keinen begründeten Verdacht ergeben, dass mit dem Auffinden von Bombenblindgän-
gern zu rechnen ist. Auch der Gemeinde Rimbach liegen keine Hinweise auf das Vorhanden-
sein von Kampfmittelresten im Plangebiet und dessen Umgebung vor. Da auch sonstige 
Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine 
systematische Flächenabsuche nicht erforderlich. 

Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein 
kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, ist der Kampfmittelräumdienst 
unverzüglich zu verständigen. 

I.2. Festsetzungen der Bebauungsplanänderung 

Wesentlicher Inhalt der vorliegenden Bebauungsplanänderung ist die Anpassung der 
Baugrenzen anhand des tatsächlichen Straßenausbaus der L 3409 und der Philipp-Reis-
Straße, um eine korrekte Beurteilungsgrundlage für spätere bauaufsichtliche Verfahren zu 
gewährleisten und Klarheit für die bebaubaren Grundstücke zu schaffen. Im Zuge der 
Bebauungsplanänderung sollen die textlichen Festsetzungen aber auch an die heutigen 
gesetzlichen Anforderungen angepasst werden, wobei Festsetzungen aus der bisherigen 
Bauleitplanung, die keinen Einfluss auf den vorliegenden Änderungsbereich haben, zu 
streichen sind. 
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Nachfolgend werden die wesentlichen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen der 
Bebauungsplanänderung erläutert und begründet, sofern dies nicht an anderer Stelle dieser 
Begründung erfolgt. 

I.2.1. Art der baulichen Nutzung 

Die zeichnerisch entsprechend gekennzeichneten Teilbereiche des Plangebietes werden 
gemäß § 8 BauNVO als „Gewerbegebiete“ (GE) festgesetzt und mit „GE1“, „GE2“ und „GE3“ 
benannt. 

Für die Gewerbegebietsflächen werden die nach § 8 BauNVO allgemein bzw. ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen mit Ausnahme folgender Nutzungen zugelassen: 

 Tankstellen: 

Zur Reduzierung des Risikos für Havarien mit wassergefährdenden Stoffen werden öffent-
lich nutzbare Tankstellen im Plangebiet weiterhin ausgeschlossen. Nördlich des vorlie-
genden Planbereiches wurde im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes entlang 
der L 3409 eine Regenwasserrückhaltemulde festgesetzt und mittlerweile hergestellt, in 
die das auf den öffentlichen Verkehrsflächen innerhalb des Gewerbegebietes anfallende 
Niederschlagswasser einzuleiten und von dort aus dem Zotzenbach zuzuführen ist. Durch 
den Ausschluss von Tankstellen berücksichtigt die Gemeinde somit vor allem das Ge-
fährdungspotential für den Zotzenbach, dessen Bachparzelle einen Teil des FFH-
Gebietes Nr. 6318-307 „Oberlauf der Weschnitz und Nebenbäche“ darstellt. Im Übrigen 
besteht schon in der näheren Umgebung eine Tankstelle am südlichen Ortsrand der 
Kerngemeinde Rimbach an der B 38 sowie etwas entfernter am nördlichen Ortsrand der 
Kerngemeinde, sodass der betreffende Bedarf zur Versorgung der Bevölkerung mit Treib-
stoffen bereits gedeckt ist. Betriebstankstellen sollen jedoch zugelassen werden, da von 
ihnen ein vermindertes Risiko für den Zotzenbach ausgeht. Der wesentliche Unterschied 
zu öffentlich nutzbaren Tankstellen ist bei Betriebstankstellen der abgeschlossene Nut-
zerkreis, der in Sicherheitsvorschriften etc. gut einzuweisen ist. Im Übrigen befindet sich 
auf dem Grundstück „Philipp-Reis-Straße 4“ bereits eine seitens des Regierungspräsidi-
ums Darmstadt genehmigte Betriebstankstelle, die auch weiterhin zugelassen werden 
soll. 

 Anlagen für sportliche Zwecke: 

Anlagen für sportliche Zwecke sind in Rimbach bereits an anderer Stelle vorhanden und 
werden vorliegend ausgeschlossen, um einen maximalen Flächenanteil des Plangebietes 
für Gewerbenutzungen zu gewährleisten und damit einhergehend den Erhalt und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen zu ermöglichen. 

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke: 

Nutzungen, die im Wesentlichen auch von Senioren oder Kindern und Jugendlichen als 
nicht motorisierte Verkehrsteilnehmer angenommen werden, wie Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, sind aus stadtplanerischer Sicht in zentra-
leren Lagen bzw. unmittelbar in den Wohngebieten vorteilhaft und werden im Plangebiet 
daher ausgeschlossen. Zur Belebung der Ortsmitte und der Wohnquartiere sind die ent-
sprechenden Anlagen an anderer Stelle im Gemeindegebiet sinnvoller. Nicht zuletzt wür-
den Flächen für diese Nutzungen verbraucht, was dem eigentlichen Planungsziel der 
Gewerbeansiedlung entgegenstehen würde. 

 Vergnügungsstätten: 

Vergnügungsstätten werden z.B. aus sozialen Gründen (Risiko der Spielsucht) ausge-
schlossen. Im Übrigen verbrauchen Vergnügungsstätten ebenfalls Flächen, die dann 
anderem Gewerbe fehlen, und können vor allem sogenannte „Trading-down-Effekte“ 
auslösen, die das Gewerbegebiet insgesamt schwächen würden. 
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 Selbstständige Lagerplätze: 

Lagerplätze sind nur in Zusammenhang mit Gewerbestandorten zulässig. Selbstständige 
Lagerplätze werden somit ausgeschlossen, da die Gemeinde mit dem Gewerbegebiet vor 
allem auch die Sicherung bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen beabsichtigt. Lagerplätze 
haben ein meist sehr ungünstiges Verhältnis von Flächenbedarf zur Arbeitsplatzzahl. 
Zudem steht die gewünschte städtebauliche Ordnung einer reinen Lagerplatznutzung 
entgegen. 

 Einzelhandelsbetriebe: 

Einzelhandel ist nach den Zielvorgaben des Regionalplanes Südhessen auszuschließen, 
da die entsprechende Nutzung mit der Schaffung von Betriebsflächen für sonstiges Ge-
werbe in Konkurrenz steht und zudem integrierte Lagen für die Ansiedlung von Einzel-
handel anzustreben sind. Einzelhandel kann ausnahmsweise zugelassen werden, sofern 
er mit den Zielen des Regionalplanes Südhessen vereinbar ist. Im Rahmen der Ziele des 
Regionalplanes ist die Zulässigkeit von Einzelhandel auf den Verkauf von im Gebiet pro-
duzierten oder weiterverarbeiteten Produkten (Werksverkauft) oder Verkaufsflächen in 
Zusammenhang mit Handwerkebetrieben beschränkt, wobei die Verkaufsflächen der 
übrigen Betriebsfläche untergeordnet sein müssen. Die Sortimente dürfen keine nachteili-
gen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche haben. Auch im Rahmen der Aus-
nahmeregelung darf Einzelhandel nicht großflächig sein. Die häufig in Gewerbeflächen 
drängenden Lebensmittel- bzw. Verbrauchermärkte sind somit unzulässig. 

 UVP-pflichtige Vorhaben: 

Der Ausschluss von Vorhaben, die gemäß der Liste UVP-pflichtiger Vorhaben (Anlage 1 
zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG) nach Spalte 1 der UVP-
Pflicht oder nach Spalte 2 der Pflicht zur Vorprüfung des Einzelfalls unterliegen, erfolgt zur 
Vermeidung von Immissionskonflikten, die mit solchen, in der Regel mit wesentlichen 
Emissionen einhergehenden Vorhaben verbunden wären. Der Ausschluss erscheint auch 
zur Wahrung der gesunden Wohn- und Arbeitsbedingungen im Plangebiet sowie in der 
Umgebung erforderlich, da insbesondere die zum Teil umliegenden Wohnnutzungen 
einen entsprechenden Schutzanspruch genießen. Innerhalb der überplanten Gewerbege-
bietsflächen sind Vorhaben, die der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung unterliegen (UVP-pflichtige Vorhaben), weder vorhanden noch beabsichtigt, 
weshalb diesbezüglich nichts gegen einen entsprechenden Ausschluss spricht. Zur Lo-
ckerung dieses restriktiven Ausschlusses, können jedoch Vorhaben, die gemäß der Liste 
UVP-pflichtiger Vorhaben (Anlage 1 zum UVPG) nach Spalte 2 der Pflicht zur Vorprüfung 
des Einzelfalls unterliegen, als Ausnahme zugelassen werden, wenn als Ergebnis dieser 
Vorprüfung festgestellt wird, dass eine UVP-Pflicht nicht besteht. Diese Ausnahme gilt 
allerdings nicht für Einzelhandelsvorhaben, um eine Einzelhandelsnutzung im Plangebiet 
nicht auf diesem Wege zu ermöglichen und dem Anpassungsgebot an die Ziele der 
Raumordnung damit nicht zu widersprechen. 

 Störfallbetriebe: 

Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 3 Abs. 5a und 5b BImSchG (Störfallbetriebe) 
sind ebenfalls unzulässig, um der Schutzwürdigkeit vor allem von Wohnnutzungen in der 
Umgebung angemessen Rechnung zu tragen. Schon aufgrund des üblicherweise einzu-
haltenden Achtungsabstandes von Störfallbetrieben und schutzbedürftigen Nutzungen 
sind entsprechende Betriebe im Plangebiet faktisch ausgeschlossen. 

Einerseits um die Maximierung der Schallemissionen aus dem Plangebiet zum Schutz 
umliegender (Wohn-)Nutzungen im zulässigen Rahmen zu halten, andererseits aber auch eine 
weitestgehende Gleichverteilung der Geräuschimmissionen aus den verschiedenen Teilflächen 
des Plangebietes zu ermöglichen und damit dem „Windhund-Prinzip“ entgegenzuwirken, wird 
eine Geräuschkontingentierung festgesetzt, wonach das Plangebiet nach den besonderen 
Eigenschaften der Betriebe und Anlagen zu gliedern ist (siehe ausführliche Erläuterungen 
hierzu in Kapitel I.1.9.2). 
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I.2.2. Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die in der Nutzungsschablone (tabellarische 
Festsetzungen) angegebenen Höchstmaße für die Grundflächenzahl (GRZ) sowie die maximale 
Höhe baulicher Anlagen festgesetzt. 

Im Gewerbegebiet wird die Grundflächenzahl mit 0,8 aus dem bislang geltenden Bauleitplan 
übernommen und entspricht damit der zulässigen Obergrenze nach § 17 Abs. 1 BauNVO. Um 
im Sinne des schonenden Umgangs mit Grund und Boden (Schutz des Außenbereiches durch 
Verdichtung im Innenbereich) eine bessere Ausnutzung der Gewerbegrundstücke zu 
ermöglichen, wird festgesetzt, dass die in § 19 Abs. 4 BauNVO aufgeführten Grundflächen von 
Garagen, Stellplätzen, Flächen von Zufahrten, befestigten Freiflächen (z.B. nicht überdachten 
Lagerflächen), Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie baulichen Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bei der 
Ermittlung der Grundfläche baulicher Anlagen zum Nachweis des Maßes der baulichen 
Nutzung nach den Maßgaben des § 19 BauNVO und der Hessischen Bauordnung (HBO) nicht 
einzurechnen sind. 

Die Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen als Obergrenze im höchsten Punkt wird bestimmt 
durch den in der Nutzungsschablone angegebenen Wert für die maximale Höhe baulicher 
Anlagen. Im Bereich des Gewerbegebietes wird eine zulässige Höhe von 10,00 m über 
Bezugspunkt als angemessen im Sinne der Nutzungsanforderungen des Gewerbes und dem 
Anspruch an die Minimierung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild bestimmt. Der untere 
Bezugspunkt war im bisherigen Bauleitplan auf die geplante Straßenoberkante der anbaufähi-
gen Verkehrsfläche in Fahrbahnmitte, gemessen senkrecht vor Gebäudemitte bezogen. Da die 
Straße mittlerweile hergestellt wurde, wird in der vorliegenden Bebauungsplanänderung für 
jeden der drei Teilbereiche ein eigener Bezugspunkt zeichnerisch festgesetzt. Hierfür werden in 
der Philipp-Reis-Straße vorhandene Kanaldeckel herangezogen. Kanaldeckel eignen sich 
besonders gut als Bezugspunkte, da sie in ihrer Höhe festgelegt und in der Örtlichkeit gut zu 
lokalisieren sind. Der angegebene Höhenwert darf sowohl durch technische Bauteile, wie z.B. 
Antennen, Schornsteine etc., als auch durch dem Gewerbebetrieb zugeordnete Anlagenteile, 
wie z.B. Krananlagen, um bis zu 1,00 m überschritten werden, da durch diese kleinflächigen 
und schmalen Anlagen keine wesentlichen Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild zu 
erwarten sind. Zudem werden mit dieser Regelung die ggf. betriebsnotwendigen Anlagen 
zugelassen, ohne dass die zulässige Gebäudehöhe insgesamt erhöht werden muss, was der 
Einbindung der Bebauung in das Landschaftsbild dient. 

Mit den festgesetzten Werten und Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung soll eine 
städtebaulich ansprechende Gebietsansicht aus den umgebenden Landschaftsbereichen sowie 
eine „Eingrünbarkeit“ im Sinne eines angemessenen Übergangs zur freien Landschaft 
ermöglicht werden. Zugleich sollen den Gewerbetreibenden angemessene Nutzungsmöglich-
keiten auf den Grundstücken ermöglicht werden. 

I.2.3. Bauweise sowie überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Die Bauweise wird als abweichende Bauweise festgesetzt. Abweichend von der offenen 
Bauweise sind im Rahmen der überbaubaren Grundstücksflächen auch Baukörperlängen über 
50 m zulässig, um den Gewerbebetrieben im Bedarfsfall eine flexiblere Gebäudegestaltung und 
durch entsprechend längere Gebäude die diesbezüglichen baulichen Betriebsanforderungen zu 
gewährleisten. Im Rahmen der abweichenden Bauweise darf auch an die seitlichen Grund-
stücksgrenzen angebaut werden (§ 22 Abs. 4 Satz 2 BauNVO), damit insbesondere bei dem 
recht kleinen bzw. schmalen Flurstück Nr. 194/3 (Teilbereich GE2) eine adäquate Bebauung 
ermöglicht werden kann. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) sind gemäß § 23 Abs. 1 BauNVO durch 
Baugrenzen festgesetzt. Zur flexiblen Nutzbarkeit des Plangebietes wird wie bisher ein großes, 
zusammenhängendes Baufenster festgesetzt, sodass die Unternehmen einen ihren betriebli-
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chen Anforderungen entsprechenden Grundstückszuschnitt mit diesbezüglicher Nutzung 
realisieren können. Zwischen den Flurstücken Nr. 188/3 und Nr. 188/4 wird das Baufenster 
übrigens bis an die Parzellengrenze herangezogen, um unter Berücksichtigung der hier 
anschließenden 1. Änderung des Bebauungsplanes ebenfalls ein durchgängiges Baufenster zu 
erhalten. Diese Flexibilität bietet die Möglichkeit des schonenden Umgangs mit Grund und 
Boden, da durch Grundstücksoptimierung eine relativ hohe tatsächliche Nutzungsdichte erzielt 
werden kann, um Flächenverluste zu vermeiden. Die Festsetzung von Baulinien im Sinne der 
zwingenden Bestimmung städtebaulicher Gebäudefluchten ist hier nicht erforderlich. 

Eine geringfügige Überschreitung (bis zu 1,50 m) der im Planteil festgesetzten Baugrenzen 
durch untergeordnete Gebäudeteile, wie z.B. Vorsprünge, Erker, Balkone, Treppen, Wintergär-
ten etc., kann nach § 23 Abs. 3 Satz 3 i.V.m. § 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO als Ausnahme 
zugelassen werden, wenn diese im Einzelnen nicht breiter als 3,00 m sind und der Grenzab-
stand nach HBO zu den benachbarten Grundstücken eingehalten werden kann. Diese 
kleinflächigen Überschreitungen können zugelassen werden, da sie weder die städtebauliche 
Ordnung gefährden noch hierdurch wesentliche Nachbarkonflikte hervorgerufen werden. 
Überschreitungen der Baugrenzen in die Bauverbotszone und die erweiterte Bauverbotszone 
entlang der Landesstraße sind aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen des hessischen 
Straßengesetzes jedoch unzulässig (vgl. Kapitel I.1.5.2). 

I.2.4. Größe der Baugrundstücke sowie Begrenzung der Zahl der Wohneinheiten 

Wie schon bisher wird im Plangebiet eine Mindestgrundstücksgröße von 500 m² festgesetzt. 
Hiermit soll sichergestellt werden, dass unabhängig vom konkreten Bauvorhaben auch 
langfristig vor allem solche Firmen ansiedeln können, die in bestehenden kleineren Gewerbe-
gebieten oder auch in den Ortslagen (z.B. in Mischgebieten) keinen Platz finden. 

Die Festsetzungen aus den bisherigen Bauleitplanungen, wonach gewerbliche Nutzungen mit 
angeschlossener Betriebswohnung unter einer Mindestgrundstücksgröße von 1.000 m² 
unzulässig sind und die zulässige Zahl der Wohneinheiten (WE) für die ausnahmsweise 
zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter auf maximal 3 Wohneinheiten je Grundstück begrenzt wird, werden vorliegend 
jedoch nicht übernommen. Damit gelten für Wohnungen innerhalb des Gewerbegebietes wieder 
die grundsätzlichen Regelungen der BauNVO, nach denen Wohnungen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, im Rahmen 
der bauaufsichtlichen Ermessensentscheidung ausnahmsweise zugelassen werden können. 

I.2.5. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen, Zufahrten und Zugänge zur L 3409 

sowie Versorgungsflächen, -anlagen und -leitungen 

Bisherige Festsetzungen zur Zulässigkeit von Nebenanlagen werden in der vorliegenden 
Bebauungsplanänderung nicht übernommen, sodass hier wieder die Regelungen des § 14 
Abs. 2 BauNVO gelten, wonach die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, Gas, 
Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden Nebenanlagen in den 
Baugebieten im Rahmen der bauaufsichtlichen Ermessensentscheidung als Ausnahme 
zugelassen werden können, auch soweit für sie im Bebauungsplan keine besonderen Flächen 
festgesetzt sind. 

Es wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass für das Plangebiet uneingeschränkt die 
Stellplatzsatzung der Gemeinde Rimbach gilt. Auf den Grundstücken werden keine Flächen für 
Stellplätze und Garagen zeichnerisch festgesetzt. Die entsprechenden Anlagen sind damit 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig und können im Rahmen bauaufsicht-
licher Verfahren auch außerhalb dieser Flächen zugelassen werden. Dies gilt jedoch nicht für 
Garagen und überdachte Stellplätze ohne Seitenwände (Carports), die weiterhin ausschließlich 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind, damit die nicht überbaubaren 
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Grundstücksflächen, d.h. die Flächen außerhalb der Baufenster von entsprechenden Anlagen 
freigehalten werden und beispielsweise einer Begrünung zur Verfügung stehen. 

Es wurde im vorherigen Bauleitplan bestimmt, dass außer den mit Hessen Mobil abgestimmten 
und genehmigten Zufahrten und Zugängen zum Plangebiet keine direkten Zufahrten und 
Zugänge zur L 3409 zulässig sind. Diese bisherige textliche Festsetzung kann vorliegend 
entfallen, da zu den Grundstücken im Plangebiet einerseits keine Zufahrten oder Zugänge von 
der L 3409 aus existieren und diese andererseits nun über die zeichnerische Festsetzung eines 
„Bereiches ohne Ein- und Ausfahrt“ entlang der L 3409 bis in den Einmündungsbereich der 
Philipp-Reis-Straße hinein ausgeschlossen werden. Dieser Ausschluss wird aus Gründen der 
Verkehrssicherheit und des Verkehrsflusses auf der L 3409 für erforderlich erachtet. 

Für das Plangebiet erforderliche Versorgungsflächen, -anlagen und -leitungen wurden im Zuge 
der Erschließung bereits hergestellt bzw. verlegt. Eine weitergehende Berücksichtigung über 
die allgemeinen Regelungen der BauNVO hinaus sind auf Ebene des Bebauungsplanes nicht 
erforderlich. 

I.2.6. Festsetzungen zur Vermeidung und Minimierung von Eingriffen in Natur und 

Landschaft 

Zur besseren Einschätzung der vorhandenen Biotopstrukturen innerhalb des Plangebietes 
wurde eine entsprechende Bestandskartierung vorgenommen und ergänzend erläutert (siehe 
Anlage zur Begründung). Aufgrund dieser Biotopausstattung und unter Berücksichtigung der 
bereits erfolgten bzw. durch die bisherige Bauleitplanung zulässige Nutzung als Gewerbegebiet 
sowie der getroffenen Festsetzungen zur Vermeidung und Minimierung der Umweltbeeinträch-
tigungen hat die vorliegende Bebauungsplanänderung keine wesentlichen Auswirkungen auf 
den Naturhaushalt. 

Mit der Bebauungsplanänderung werden - unter anderem neben den Maßnahmen zur 
Minimierung der Auswirkungen auf die Bodenversiegelung und die Grundwasserneubildung 
(siehe Erläuterungen in Kapitel I.1.7.3) sowie den Maßnahmen und Empfehlungen, die aus 
Gründen des Artenschutzes getroffen bzw. gegeben werden (siehe Erläuterungen in 
Kapitel I.1.10) - noch folgende planungs- oder bauordnungsrechtlichen Festsetzungen zur 
Vermeidung und Minimierung der Umweltauswirkungen bestimmt: 

 Die straßenbegleitenden, wiesenähnlichen - teilweise böschungsständigen - Saumstreifen 
zur L 3409 sind zu erhalten, um eine dauerhafte Gebietseingrünung zu gewährleisten. 

 Entlang der L 3409 und an der Einmündung der Philipp-Reis-Straße werden zur Gebiets-
eingrünung weiterhin straßenbegleitende Einzelbäume mit Mindestqualität und Gehölzen 
aus einer Liste standortgerechter Arten zeichnerisch als anzupflanzen festgesetzt. Damit 
soll auch der Allee-Charakter entlang der L 3409 aufgefüllt und gestärkt werden. Mit dem 
zu pflanzenden Einzelbaum an der Philipp-Reis-Straße soll zudem eine Portalwirkung an 
der Gewerbegebietszufahrt erreicht werden, weshalb hierfür eine größere Mindest-
pflanzqualität angesetzt wird. 

 Entlang der L 3409 ist ebenfalls zur Gebietseingrünung innerhalb der engeren Bauver-
botszone begleitend zu den Baumpflanzungen eine Niederstrauchzone mit Mindestquali-
tät bzw. -dichte und Gehölzen aus einer Liste standortgerechter Arten anzulegen. Aus 
grüngestalterischen Gründen sind die Strauchgehölzarten gruppenweise (3-5 Individuen) 
zu pflanzen. Um den Anwuchs der Gehölze möglichst sicherzustellen, hat die Pflanzung 
zudem als Frühjahrspflanzung zu erfolgen. 

 Für die Bepflanzung der privaten Freiflächen sind ausschließlich einheimische, standort-
gerechte Arten gemäß vorgegebener Auswahllisten zu verwenden, um die regionaltypi-
schen Gehölzarten zu stärken. 

 Für die Überstellung der Grundstücksfreiflächen und der Pkw-Stellplätze mit Laubbäumen 
wird eine Mindestpflanzqualität mit einjähriger Pflegeunterhaltung gefordert, um eine 
dauerhafte Verschattung dieser Flächen zu erhalten und damit eine Reduzierung der 
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Bodenaufheizung. Sofern die Bäume nicht in einem Pflanzstreifen angepflanzt werden, ist 
jeweils eine offene Baumscheibe mit einer Größe von mindestens 4 m² vorzusehen, um 
das gesunde Baumwachstum zu gewährleisten. Die Baumscheiben sind zum Schutz der 
Bäume durch Begrenzungssteine oder vergleichbare Sicherungen vor dem Befahren zu 
sichern. 

 Sowohl um Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes als auch die Aufheizung der 
Gebäudefassaden zu reduzieren, sind die Außenseiten der Gebäude zu mindestens 25 % 
mit Kletterpflanzen zu begrünen, soweit die Nutzung von Fenster- oder Türöffnungen nicht 
behindert wird. Außenwände von Garagen oder fensterfreie Gebäudeseiten sind daher 
auch grundsätzlich mit einer vorgegebenen Mindestpflanzdichte zu begrünen. 

 Sollten die in der Planzeichnung festgesetzten Baumpflanzungen aus rechtlichen 
Gründen nicht umsetzbar sein, sind Ersatzpflanzungen an anderer Stelle auf dem ent-
sprechenden Grundstück vorzunehmen, um eine dauerhafte Ein- bzw. Durchgrünung zu 
erhalten. 

 Im Bereich der Straßenböschung der L 3409 sind die beiden hochstämmigen Obstbäume 
zu erhalten und zu sichern, damit Eingriffe durch Baumbeschädigungen oder gar Rodun-
gen minimiert werden und der Allee-Charakter entlang der L 3409 gestärkt wird. 

 Sollte im Zuge einer notwendigen Verbreiterung der Landesstraße oder aus sonstigen 
vom Straßenbaulastträger zu vertretenden Gründen (z.B. Verkehrssicherungspflicht) eine 
Erhaltung der beiden vorgenannten Obstbäume nicht möglich sein, ist eine Ersatzpflan-
zung zur Eingriffsminimierung vorzunehmen. 

 Flachdächer oder schwach geneigte Dächer (< 10° Dachneigung) von Garagen sind 
sowohl wegen des ökologischen Nutzens als auch zur gestalterischen Aufwertung des 
Orts- bzw. Straßenbildes extensiv zu begrünen. 

 Um die regionaltypischen Gehölzarten zu stärken und sich in das Orts- und Straßenbild 
gestalterisch einzufügen, sind Hecken, die zur Einfriedung der Grundstücke gepflanzt 
werden, durch eine ausgewogene Mischung standortgerechter Gehölzarten der vorgege-
benen Auswahllisten herzustellen. Die Verwendung von Thuja-, Picea- und Chamaecypa-
ris-Hecken ist unzulässig, da diese nicht standortgerecht und ortstypisch sind. 

 Ab 4 nebeneinanderliegenden Stellplätzen ist je angefangener 4 Stellplätze mindestens 
ein großkroniger Laubbaum so zu pflanzen, dass die Stellplätze beschattet werden. Durch 
die Verschattung wird die Bodenaufheizung insbesondere im Sommer reduziert. Gleich-
zeitig werden damit aber auch die Stellplatzflächen gestalterisch aufgewertet und eine 
Durchgrünung gefördert. Zum gesunden Baumwachstum müssen Baumscheiben pro 
Baum mindestens 4 m² groß sein. 

 Zur Gestaltung der Freiflächen und zur Durchgrünung des Plangebietes sind nicht 
überbaubare Grundstücksflächen und die nicht überbauten Grundstücksteile, soweit diese 
nicht durch zulässige bauliche Anlagen in Anspruch genommen werden, gärtnerisch 
anzulegen und zu unterhalten. Zur Klarstellung wird ergänzend darauf hingewiesen, dass 
Schotter- oder Kiesflächen bauliche Anlagen sind und die Anforderungen an die gärtneri-
sche Anlage von Flächen im Sinne dieser Festsetzung nicht erfüllen. Der damit beabsich-
tigte Ausschluss von Steingärten dient der Minimierung der Eingriffe in Natur und Land-
schaft sowie der gewünschten Durchgrünung im Plangebiet. Nach Auffassung der Ge-
meinde Rimbach entsprechen Steingärten auch nicht den Vorgaben des § 8 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 HBO, wonach die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke zu begrünen 
oder zu bepflanzen sind, soweit sie nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt 
werden. Bei Baumpflanzungen sind die Pflanzabstände gemäß Nachbarrechtsgesetz zu 
berücksichtigen, damit es nicht zu diesbezüglichen Nachbarkonflikten kommt. 

Die Maßnahmen zum Ausgleich der planungsbedingten Eingriffe innerhalb des Teilgeltungsbe-
reiches A der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ werden nicht 
übernommen, da diese zum einen außerhalb des vorliegenden Änderungsbereiches liegen und 
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sie zum anderen über die weiterhin wirksame 1. Bebauungsplanänderung nach wie vor 
festgesetzt bleiben. 

I.2.7. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (örtliche Bauvorschriften) 

Vor allem auch aus Gründen des Orts- und Straßenbildes werden einige bauordnungsrechtliche 
Festsetzungen (örtliche Bauvorschriften) zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen sowie zur 
Art, Gestaltung und Höhe von Einfriedungen auf Grundlage des § 91 Hessische Bauordnung 
(HBO) getroffen. Weitere Festsetzungen zu Stellplätzen und Grundstücksfreiflächen dienen 
neben den gestalterischen Aspekten auch der Minimierung der Auswirkungen auf die 
Bodenversiegelung und die Grundwasserneubildung sowie der Vermeidung und Minimierung 
von Eingriffen in Natur und Landschaft, weshalb sie in den Kapiteln I.1.7.3 und I.2.6 bereits 
näher erläutert werden. 

I.2.7.1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

Um die Fernwirkung der baulichen Anlagen zu minimieren und Blendungswirkungen für den 
Straßenverkehr auszuschließen, wird festgesetzt, dass geneigte Dächer mit nicht spiegelnden 
Materialien einzudecken sind. Flachdächer oder schwach geneigte Dächer (< 10° Dachneigung) 
von Garagen sind sowohl zur gestalterischen Aufwertung des Orts- bzw. Straßenbildes als auch 
wegen des ökologischen Nutzens extensiv zu begrünen. 

Die Dachform bleibt wie bisher freigestellt, wobei unverändert eine maximale Dachneigung von 
41° einzuhalten ist, um eine gestalterische Gleichbehandlung innerhalb des gesamten 
Gewerbegebietes zu bewahren. 

Zudem werden Dachaufbauten weiterhin ausschließlich in ortstypischer Form von Spitz-, 
Giebel- (Sattel-) oder Schleppgauben zugelassen, wobei aus Gründen des harmonischen Orts- 
und Straßenbildes noch Vorgaben zur Gaubenform und -größe gemacht werden. Es wird an 
dieser Stelle im Übrigen klargestellt, dass Solaranlagen, insbesondere Photovoltaikanlagen, 
wegen des energetischen und ökologischen Nutzens zulässig sind. 

Aus Gründen der Vermeidung von Blendungen und Ablenkungen des angrenzenden 
Straßenverkehrs sowie zur Minimierung der Fernwirkung des Gewerbegebietes werden auch 
Vorgaben zur Zulässigkeit, Beleuchtung, Größe und Lage von Werbeanlagen getroffen. So 
dürfen unbeleuchtete und beleuchtete Werbeschilder, auch durch Leuchten angestrahlte 
Werbeanlagen, eine Fläche von 15 m² nicht überschreiten und sind nur unterhalb der 
tatsächlich baulich realisierten Firsthöhe (maximale Gebäudehöhe ohne technische Aufbauten) 
des jeweiligen Gewerbebetriebes zulässig. Werbeanlagen sind zum Schutz der Verkehrssi-
cherheit auf der Landesstraße nur auf privaten Grundstücken in einem Abstand von mindestens 
3,00 m zu Grundstücksgrenzen zulässig. Darüber hinaus sind Werbeanlagen innerhalb der 
Bauverbotszone und der erweiterten Bauverbotszone entlang der Landesstraße unzulässig. 
Von Werbeanlagen darf keine Blendwirkung für den Verkehr, die angrenzenden Nutzungen 
sowie den umgebenden Außenbereich ausgehen. Störungen der natürlichen Umgebung durch 
beleuchtete Werbeanlagen sind unzulässig. 

I.2.7.2. Art, Gestaltung und Höhe von Einfriedungen 

Nach § 91 Abs. 1 HBO werden neben den Regelungen für die Gestaltung von Gebäuden und 
Werbeanlagen auch Vorgaben für die Einfriedungen gemacht. Diese betreffen die Unzulässig-
keit von Mauern als Abgrenzung bzw. Einfriedung der Grundstücke, um einen offenen 
Charakter im Gewerbegebiet zu erzeugen. Lediglich an Grundstücksgrenzen zu öffentlichen 
Straßen und Wegen sind Begrenzungsmauern zum Abfangen von Geländeversprüngen 
zulässig, da diese aufgrund der örtlichen Topographie zur Gestaltung ebener Grundstücksflä-
chen erforderlich werden können. 

Aus Gründen des Orts- und Straßenbildes sind zu öffentlichen Flächen Zäune aus Metall (z.B. 
Stabgitter- oder Maschendrahtzäune) oder Holz (z.B. Staketenzaun) bis zu einer Endhöhe von 
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2,25 m zulässig, wobei geschlossene Ansichtsflächen unzulässig sind. Diese Höhe ist für 
Gewerbegebiete durchaus üblich und berücksichtigt die Sicherheitsanforderungen der 
baulichen Anlagen im Außenbereich. Zaunanlagen sind zudem mindestens einseitig - mit 
Ausnahme der Tor- und Türöffnungen - mit Hecken aus Laubgehölzen in einer Mindestbreite 
von 1,00 m anzupflanzen. Dabei ist ein Bodenabstand von 10 cm einzuhalten, um den 
ungestörten Wechsel von Kleinsäugern zu gewährleisten. Diese Festsetzung dient neben der 
gestalterischen Aufwertung auch der Einbindung des Gebietes in die freie Landschaft sowie der 
ökologischen Aufwertung im Gebiet selbst. 

Aus der Festsetzungskombination zur Zulässigkeit von Zäunen aus Metall oder Holz als 
Einfriedung zu öffentlichen Flächen und zur Unzulässigkeit geschlossener Ansichtsflächen 
ergibt sich, dass hier Gabionenelemente, die üblicherweise weder nur aus Metall oder Holz 
bestehen und zudem eine geschlossene Ansichtsfläche erzeugen, als Einfriedung unzulässig 
sind. Die Unzulässigkeit von Gabionenelementen als Einfriedung resultiert auch aus der 
Festsetzung, wonach Mauern als Abgrenzung der Grundstücke unzulässig sind, um einen 
offenen Charakter im Gewerbegebiet zu erzeugen. Das Ziel eines offenen Gebietscharakters 
wird durch Gabionenelemente mit ihren geschlossenen Ansichtsflächen nicht erreicht. Im 
Zusammenhang mit Begrenzungsmauern, die zum Abfangen von Geländeversprüngen an 
Grundstücksgrenzen zu öffentlichen Straßen und Wegen zugelassen werden und mit diesem 
Verwendungszweck nicht als Einfriedung zu sehen sind, sind aber auch Gabionenelemente 
denkbar, sofern diese statisch für derartige Abfangungen geeignet sind. 

Blendung und Ablenkung des Verkehrs auf der Landesstraße ist durch einen wirksamen Blend- 
und Sichtschutz (z.B. in Form einer dichten Bepflanzung/Hecke) auszuschließen, weshalb die 
Grundstücke zur L 3409 hin dementsprechend einzufrieden sind. 

Hecken als Einfriedung sind zur Stärkung regionaltypischer Gehölzarten durch eine ausgewo-
gene Mischung aus einer vorgegebenen Auswahlliste standortgerechter Arten herzustellen, 
weshalb die Verwendung von Thuja-, Picea- und Chamaecyparis-Hecken auch ausdrücklich 
ausgeschlossen wird. 

I.3. Bodenordnende Maßnahmen 

Eine Grundstücksneuordnung ist nicht erforderlich. 
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II. Belange von Natur und Landschaft 

Zur besseren Einschätzung der vorhandenen Biotopstrukturen innerhalb des Plangebietes 
wurde eine entsprechende Bestandskartierung vorgenommen und ergänzend erläutert (siehe 
Anlage zur Begründung). Aufgrund dieser Biotopausstattung und unter Berücksichtigung der 
bereits erfolgten bzw. durch die bisherige Bauleitplanung zulässige Nutzung als Gewerbegebiet 
sowie der getroffenen Festsetzungen zur Vermeidung und Minimierung der Umweltbeeinträch-
tigungen hat die vorliegende Bebauungsplanänderung keine wesentlichen Auswirkungen auf 
den Naturhaushalt. Das Landschaftsbild wird aufgrund bestehender Baurechte und zum Teil 
umliegend vorhandener Bebauungen nicht anders beeinträchtigt als zuvor bereits zulässig. 

Im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ist kein Umweltbericht erforderlich. Die mit der 
Planung einhergehenden Eingriffe in Natur und Landschaft gelten nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 
BauGB als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig. Im Rahmen des Änderungsverfahrens nach § 13a BauGB entstehen somit formal 
keine zusätzlichen planungsbedingten Eingriffe. Eine ergänzende Bilanzierung von Eingriff und 
Ausgleich ist daher nicht erforderlich. Dennoch sind die Belange von Natur und Landschaft im 
Rahmen der Bebauungsplanänderung zu berücksichtigen, was u.a. auch durch geeignete 
Festsetzungen zur Vermeidung und Minimierung von Eingriffen in Natur und Landschaft erfolgt 
(siehe Kapitel I.2.6). Diese Festsetzungen zur Minimierung der Umweltauswirkungen wurden 
weitestgehend aus dem bisherigen Bauleitplan übernommen. Die Belange von Natur und 
Landschaft sind hierdurch angemessen berücksichtigt und nicht wesentlich mehr beeinträchtigt 
als durch die bisherige Bauleitplanung. 

Es liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB 
genannten Schutzgüter (Natura 2000-Gebiete) vor, da das Plangebiet außerhalb von Gebieten 
der Natura 2000-Verordnung liegt, d.h. Fauna-Flora-Habitat-Gebiete (FFH-Gebiete) und 
Vogelschutzgebiete (VSG) sind nicht unmittelbar betroffen (siehe Kapitel I.1.3.4). Naturschutz- 
und Landschaftsschutzgebiete sind durch die Planung ebenfalls nicht betroffen. Vorkommen 
geschützter Arten im Plangebiet (Fauna und Flora) sind aufgrund der in der Planung 
berücksichtigten Artenschutzmaßnahme nicht wesentlich betroffen. Auf die diesbezüglichen 
Erläuterungen in Kapitel I.1.10 sowie den der Begründung als Anlage beigefügten Artenschutz-
beitrag wird verwiesen. 

Der Planbereich liegt außerhalb eines festgesetzten Überschwemmungsgebietes im Sinne des 
Hessischen Wassergesetzes (HWG) und auch außerhalb eines Risikoüberschwemmungsge-
bietes, weshalb keine entsprechenden Gefährdungen für das Plangebiet zu erwarten sind (vgl. 
Kapitel I.1.3.5). 

Der Planbereich liegt vollständig außerhalb eines festgesetzten Trinkwasserschutzgebietes. 
Das sich derzeit noch im Festsetzungsverfahren befindliche Trinkwasserschutzgebiet (hier: die 
Schutzzone III) des „WSG Brunnen 1-3 Groß-Breitenbach, Mörlenbach“ (WSG-ID 431-021) 
grenzt allerdings im Westen fast unmittelbar an das Plangebiet an. Die Grenze dieses 
zukünftigen Trinkwasserschutzgebietes ist daher im Planteil nachrichtlich dargestellt. Durch die 
Bebauungsplanänderung ergeben sich keine anderen Auswirkungen in Bezug auf dieses 
zukünftige Trinkwasserschutzgebiet als durch das bisherige Baurecht (vgl. Kapitel I.1.3.6). 

Sonstige Schutz- und Sicherungsgebiete sind durch die Planung nicht betroffen. 

Es werden aufgrund der bislang schon zulässigen Nutzung des Planbereiches als Gewerbege-
biet keine wesentlich anderen Auswirkungen auf Mensch und Umwelt ausgelöst, als ohne das 
Planverfahren zulässig, sodass unabhängig von der formalen Betrachtung auch inhaltlich von 
einer entsprechenden Darstellung abgesehen werden kann. 
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III. Planverfahren und Abwägung 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rimbach hat in ihrer Sitzung am 16.05.2019 
beschlossen, das Verfahren zur 2. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ im 
Ortsteil Zotzenbach gemäß § 2 Abs. 1 BauGB einzuleiten (Aufstellungsbeschluss). Dieser 
Aufstellungsbeschluss wurde am 19.09.2019 ortsüblich bekannt gemacht. 

Die Bebauungsplanänderung wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Der Begriff der Innenentwicklung erfasst nur solche 
Bebauungspläne, die Maßnahmen zur Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung und Anpassung 
sowie zum Umbau vorhandener Ortsteile festsetzen. Vorliegend wird ein bestehendes 
Gewerbegebiet zur städtebaulichen Entwicklung und Ordnung überplant. Im Rahmen des 
beschleunigten Verfahrens sind kein Umweltbericht und keine formale Eingriffs-Ausgleichs-
Bilanzierung erforderlich. Innerhalb des Geltungsbereiches sind erheblich weniger als die in 
§ 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB genannten 20.000 m² Grundfläche bebaubar. Durch die 
Planung wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder nach Landesrecht unterliegen. Es liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung 
der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter (Natura 2000-Gebiete) vor. Es bestehen 
auch keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung 
der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 BImSchG zu beachten sind. Die in 
§ 13a Abs. 2 Nr. 3 BauGB genannten Belange, insbesondere auch die Aspekte zur Erhaltung, 
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, wurden in der Abwägung berücksichtigt. Die 
Voraussetzungen zur Anwendung des beschleunigten Verfahrens sind somit gegeben. 

Die für das Verfahren nach § 13a BauGB vorgeschriebene Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB), deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurde 
ebenfalls in der Sitzung der Gemeindevertretung der Rimbach am 16.05.2019 beschlossen. 
Hierbei wurde der Gemeindevorstand der Gemeinde Rimbach beauftragt, die Entwurfsplanung 
zur Bebauungsplanänderung auf Grundlage der zum Zeitpunkt des Beschlusses bereits 
vorliegenden Unterlagen auszuarbeiten bzw. ausarbeiten zu lassen und das Bauleitplanverfah-
ren nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches durchzuführen. 

Die öffentliche Auslegung der daraufhin ausgearbeiteten Entwurfsplanung zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit erfolgte in der Zeit vom 30.09.2019 bis einschließlich 01.11.2019, worauf in der 
ortsüblichen Bekanntmachung am 19.09.2019 hingewiesen wurde. Der Inhalt dieser 
ortsüblichen Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen wurden in diesem Zeitraum 
zusätzlich in das Internet eingestellt und über das Zentrale Internetportal für Bauleitplanungen 
in Hessen zugänglich gemacht. Die Öffentlichkeit konnte sich im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung bei der Gemeindeverwaltung Rimbach über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten. Stellungnahmen mit 
Einwendungen oder Hinweisen konnten in dieser Zeit bei der Gemeindeverwaltung Rimbach 
eingereicht oder dort mündlich zur Niederschrift vorgetragen werden. Stellungnahmen aus der 
Öffentlichkeit gingen hierbei jedoch nicht ein. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 20.09.2019 von der öffentlichen 
Auslegung der Entwurfsunterlagen benachrichtigt und über die Planung informiert. Ihnen wurde 
Gelegenheit zur Stellungnahme bis spätestens 01.11.2019 gegeben. 

Im Zuge der Abwägung aller zu berücksichtigender Belange untereinander und gegeneinander 
beschloss die Gemeindevertretung über die Berücksichtigung oder Zurückweisung der im 
Rahmen der förmlichen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
vorgebrachten Einwendungen und Hinweise. 
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Dies hatte lediglich folgende Auswirkungen auf die Bauleitplanung: 

 Klarstellung der Formulierung im Textteil der Bebauungsplanänderung, wonach Lager-
plätze nur in Zusammenhang mit Gewerbestandorten zulässig sind, dahingehend, dass 
damit selbstständige Lagerplätze unzulässig sind. 

 Konkretisierung des bisherigen Begriffes „Bauteile“ im Textteil der Bebauungsplanände-
rung durch die Verwendung des Begriffes „Gebäudeteile“. 

 Ergänzung der Begründung um Erläuterungen zur Unzulässigkeit von Gabionenelemen-
ten als Einfriedung. 

 Ergänzung der Begründung um Erläuterungen zur Unzulässigkeit von Steingärten. 

 Klarstellung im Textteil der Bebauungsplanänderung durch einen ergänzenden Hinweis, 
wonach Schotter- oder Kiesflächen bauliche Anlagen sind und die Anforderungen an die 
gärtnerische Anlage von Flächen nicht erfüllen. 

 Ergänzung der Begründung um Erläuterungen zu den Darstellungen des wirksamen 
Flächennutzungsplanes. 

 Ergänzung eines Hinweises im Textteil der Bebauungsplanänderung auf das Erfordernis 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis für die Versickerungsanlagen. 

 Ergänzung der Begründung um Erläuterungen zur Haltestelle „Bahnhof“ mit entsprechen-
der Andienung. 

 Ergänzung der Begründung um einen Hinweis, wonach gegen den Straßenbaulastträger 
von klassifizierten Straßen keine Ansprüche auf Durchführung von Schutzmaßnahmen 
aufgrund des BImSchG bestehen. 

 Ergänzung der Begründung um Erläuterungen, wonach im Planbereich entlang der 
L 3409 keine Schutzeinrichtungen erforderlich werden. 

 Ergänzung der Begründung um Hinweise zu den Belangen des Kampfmittelräumdienstes. 

 Ergänzung der Begründung um Hinweise zur Altflächendatei „ALTIS“. 

Die Bebauungsplanänderung konnte in der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Rimbach am 10.03.2020 im Hinblick auf die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen 
unverändert gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen werden. 

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ in Rimbach-Zotzenbach, 
bestehend aus der Planzeichnung mit den textlichen Festsetzungen und der Begründung mit 
Anlagen, trat durch die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB in Kraft. 
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Biotope - Bestand und Bewertung 

Das Plangebiet liegt im westlichen Siedlungsbereich des Rimbacher Ortsteiles Zotzenbach in 
einem Höhenbereich zwischen ca. 185 müNN und 200 müNN. Mit einer Gesamtgröße von ca. 
2,2 ha liegt das Gebiet westlich der Landesstraße 3409. Nach Westen und Süden grenzen 
direkt an den Plangeltungsbereich Grünlandflächen an, während nach Norden ein Gewerbege-
biet und nach Osten die Landesstraße mit der darauffolgenden bebauten Ortslage folgt. 

Eine aktuelle Begehung erfolgte am 27.02.2019 und hatte zum Ergebnis, dass die Biotopstruk-
turen innerhalb des Plangebietes und der direkten Umgebung ausschließlich anthropogen 
geprägt sind. Die Bestandsbeschreibung und Biotopbewertung des angetroffenen Zustandes 
erfolgte in Anlehnung an die Hessische Verordnung über die Durchführung von Kompensati-
onsmaßnahmen, das Führen von Ökokonten, deren Handelbarkeit und die Festsetzung von 
Ersatzzahlungen (Kompensationsverordnung - KV) in der Fassung vom 26. Oktober 2018 
(GVBl. S. 652, 2019 S. 19). 

Flächenanteile gemäß Bestandsplan (in Anlage) 

Geltungsbereich Bebauungsplan 22.245 m2 100 % 

Bebaute Fläche, Gebäude 1.330 m2 6 % 

Völlig versiegelte Freifläche 6.525 m2 30 % 

Teilversiegelte Freifläche, Lagerfläche 3.385 m2 15 % 

Gärtnerisch gepflegte Anlagen, Straßenbegleitgrün 3.905 m2 17 % 

Wiesenfläche 7.100 m2 32 % 

Biotoptypen innerhalb des Plangeltungsbereiches 

Das Planungsgebiet ist gemäß seiner Parzellenstruktur in Bereiche unterschiedlicher 
Nutzungen gegliedert und es finden sich folgende Nutzungs- und Biotoptypen (siehe 
Bestandsplan in der Anlage): 

04.110 Einzelbaum, hier zwei straßenbegleiten-
de Obstbäume (Apfel) 

 
09.123 Artenarme, nitrophytische Rudervegetati-

on, hier: Dominanz von Goldrute, Nacht-
kerze, Sauerampfer, Brombeere, 
Schmetterlingsflieder 

 

06.350 Intensiv genutzte Wirtschaftswiese 
 
10.710 Dachflächen bestehender Gebäude 
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09.160 Straßenrand mit Entwässerungsmulde 
 
10.530 Völlig versiegelte Verkehrsfläche der 

Landesstraße, deren Wasserabfluss ver-
sickert wir, hier: Asphalt 

 

10.430 Schotterhalde, Lagerfläche für Steine, 
Holz, Abbruchmaterial, Maschinen- und 
Materiallager, naturfern, vegetationsfrei 

 

 

 

10.530 Wasserdurchlässige Flächenbefestigung, 
hier: Kiesfläche 

 

11.221 Gärtnerisch gepflegte Anlagen im 
besiedelten Bereich, hier: Straßenbe-
gleitgrün 
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10.530 Wasserdurchlässige Flächenbefestigung, 
hier: Schotterfläche 

 
11.221 Gärtnerisch gepflegte Anlagen im 

besiedelten Bereich, hier: Zierrasen 

 

10.510 Völlig versiegelte Flächen, hier: Asphalt 
der Erschließungsstraße, sowie Pflaster-
flächen der Zufahrten und Wege 

 

Das Plangebiet ist zum Teil bereits bebaut, die Zufahrten und Wege sind entweder durch 
Betonsteinpflaster voll versiegelt oder als wassergebundene Decke ausgebildet. Der Anteil der 
unversiegelten Flächen im Plangebiet stellt sich überwiegend als gärtnerisch gepflegte Anlagen 
und Lagerfläche dar. Die Böschungen an den Randbereichen der Grundstücke sind vielfach der 
Sukzession überlassen, wobei Neophyten wie die Gemeine Nachtkerze (Oenothera biennis) 
und invasive Arten wie die Armenische Brombeere (Rubus armeniacus) und die Kanadische 
Goldrute (Solidago canadensis) überwiegen. Westlich der Landesstraße verläuft ein Grünstrei-
fen mit einer Entwässerungsmulde. Neben den zwei straßenbegleitenden Obstbäumen ist im 
gesamten Plangebiet kein Baumbestand zu verzeichnen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aufgestellt am 28.02.2019 
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Grenze Bebauungsplan

10.710 Dachfläche

09.123 Artenarme oder nitrophytische
Ruderalvegetation

06.350 Intensiv genutzte Wirtschaftswiese

10.430 Schotterhalde, Lagerfläche für Steine, Holz,
Abbruchmaterial, naturfern und vegetationsfrei

10.510 völlig versiegelte Fläche, hier: Asphalt,
Pflaster

11.221 Gärtnerisch gepflegte Anlagen im
besiedelten Bereich, hier: Rasenfläche

04.110 Einzelbaum, hier: straßenbegleitende
Obstbäume (Apfel)

09.160 Straßenränder mit Entwässerungsmulde

10.530 völlig versiegelte Fläche, deren
Wasserabfluss versickert wird, hier: Asphalt

10.530 völlig versiegelte Fläche, deren
Wasserabfluss versickert wird, hier: Pflaster

10.530 wasserdurchlässige Flächenbefestigung,
hier: Schotter-, Kiesfläche

Böschungen

11.221 Gärtnerisch gepflegte Anlagen im
besiedelten Bereich, hier: Straßenbegleitgrün
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1. Anlass und Aufgabenstellung 

Die Gemeinde Rimbach beabsichtigt, mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 

3409“ im Rimbacher Ortsteil Zotzenbach die Bauverbotszone der L 3409 und damit das Baufenster 

(überbaubare Grundstücksflächen) an den tatsächlichen Fahrbahnverlauf der L 3409 anzupassen. 

Zusätzlich soll die Wendeanlage an den baulich realisierten Bestand angepasst werden. Die textlichen 

Festsetzungen des bisherigen Bebauungsplanes sollen soweit wie möglich übernommen werden.  

Wohnungen bleiben innerhalb des Gewerbegebietes weiterhin im Rahmen der BauNVO ausnahms-

weise zulässig. Einzelhandel wird im Plangebiet zukünftig im Sinne des Regionalplanes ausgeschlos-

sen, mit Ausnahme für die Selbstvermarktung der im Plangebiet produzierenden und weiterverarbei-

tenden Betriebe. 

Darüber hinaus werden Betriebe ausgeschlossen, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-

verträglichkeitsprüfung unterliegen. Auch die Ansiedlung von Störfall-Betrieben wird ausgeschlossen. 

Ziel des hier vorgelegten Gutachtens ist es, Vorkommen besonders und streng geschützter europäi-

scher Arten zu ermitteln, die von dem Vorhaben betroffen sein könnten und Vermeidungs- und wenn 

erforderlich Ausgleichsmaßnahmen aufzuzeigen.  
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Abb. 1: Geltungsbereich des Bebauungsplanes (Quelle: SCHWEIGER + SCHOLZ) 

 

2. Rechtliche Grundlagen 

Zu betrachtende Arten 

Im Rahmen von zulässigen Eingriffen in Natur und Landschaft nach §15 BNatSchG ist der besondere 

Artenschutz gemäß §44 BNatSchG zu beachten für 

 in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, 

 europäische Vogelarten oder 

 in einer Rechtsverordnung nach §54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgeführte Arten.  

(Anm.: Mit §54 Abs. 1 Nr. 2 wird das BMU ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 

des Bundesrates Tier- und Pflanzenarten unter besonderen Schutz zu stellen, die in ihrem Be-

stand gefährdet sind oder für die die Bundesrepublik Deutschland in hohem Maße verantwortlich 

ist (sog. „Verantwortungsarten“). Diese Rechtsverordnung liegt zurzeit noch nicht vor.) 

Die nur national besonders geschützten Arten sind nach Maßgabe des § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG 

von den artenschutzrechtlichen Verboten freigestellt und werden wie alle übrigen Arten grundsätz-

lich nur im Rahmen der Eingriffsregelung behandelt. 
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Verbots-Tatbestände 

Die Maßstäbe für die Prüfung der Artenschutzbelange ergeben sich aus den in § 44 Abs. 1 BNatSchG 

formulierten Zugriffsverboten. In Bezug auf die europäisch geschützten FFH-Anhang IV-Arten und die 

europäischen Vogelarten ist es verboten: 

1. wild lebende Tiere zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der 

Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 

Wanderungszeiten so erheblich zu stören, dass sich der Erhaltungszustand der lokalen Popula-

tion verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten wild lebender Tiere aus der Natur zu entnehmen, zu beschädi-

gen oder zu zerstören, 

4. wild lebenden Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre 

Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

 

Zulässigkeit von Eingriffen 

Sofern die ökologische Funktion der von dem Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird, liegt ein Verstoß gegen Verbot Nr. 3 nicht vor. 

Im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere ist auch 

das Verbot Nr. 1 nicht erfüllt. Diese Freistellungen gelten auch für Verbot Nr. 4 bezüglich der Stan-

dorte wild lebender Pflanzen. 

Ein Verbotstatbestand kann bei einer europäisch geschützten FFH-Anhang IV-Art oder einer europäi-

schen Vogelart nur erfüllt sein: 

- wenn sich das Tötungsrisiko trotz aller zumutbaren Vermeidungsmaßnahmen signifikant erhöht, 

- wenn sich der Erhaltungszustand der lokalen Population trotz aller zumutbaren Vermeidungs-

maßnahmen durch Störungen verschlechtern könnte, 

- wenn die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten bzw. von Pflanzenstandor-

ten im räumlichen Zusammenhang auch mit vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen nicht sicher-

gestellt werden kann. 

 

Ausnahmen 

Wenn durch ein Vorhaben einer der oben genannten Verbotstatbestände erfüllt werden könnte, darf 

es nur zugelassen werden, wenn gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG die folgenden Ausnahmevorausset-

zungen kumulativ vorliegen: 

- Vorliegen zwingender Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher 

sozialer und wirtschaftlicher Art und 

- Fehlen einer zumutbaren Alternative und 

- der Erhaltungszustand der Populationen einer Art verschlechtert sich nicht, bei FFH-Anhang IV-

Arten muss er günstig sein und bleiben. 
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3. Lage und Beschreibung des Untersuchungsgebiets 

Das Plangebiet liegt am westlichen Ortsrand des Ortsteils Zotzenbach der Gemeinde Rimbach und 

umfasst neben einem bereits als Gewerbefläche genutzten Flächenanteil zwei angrenzende, derzeit 

als Grünland genutzte Grundstücksparzellen der Gemarkung Zotzenbach, Flur 3 188/4 und 196, siehe 

Abb. 2. 

Das Gewerbegebiet insgesamt weist einen extrem hohen Versiegelungsgrad und eine weitgehend 

fehlende Eingrünung in die umgebende Landschaft auf.  

 
Abb. 2: Luftbild des Plangebiets (rote Umrandung) Quelle: Geoportal Hessen 
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4. Geplante Eingriffe  

Die Freiflächen des Plangebiets sollen als Ergänzung des bestehenden Gewerbegebiets einer bauli-

chen Nutzung zugeführt werden. Nähere Planungen liegen derzeit noch nicht vor. 

Die Trennung der Wirkpfade der geplanten Maßnahmen nach bau-, anlage- und betriebsbedingten 

Auswirkungen kann schematisch wie folgt dargestellt werden. 

Tab. 1: Wirkpfade der geplanten Maßnahmen 

  Wirkfaktor Mögliche Auswirkung 

Baubedingt 
Kleinflächig Bodenverdichtung und Boden-
abtrag 

Lebensraumverlust für Offenlandarten 

  
Durch Baubetrieb bedingte Emissionen und 
Störungen 

Vorübergehende Störungen sensibler Tier-
arten, geringfügiger Lebensraumverlust 

Anlagebedingt Flächenversiegelung 
Verminderte Eignung als Nahrungshabitat 
für Arten benachbarter Lebensräume 

  Errichtung von Gebäudestrukturen 
Unter Umständen Lebensraumzuwachs für 
Gebäudebrüter  

Betriebsbedingt 
Nutzungsbedingte Störungen durch Verkehr 
und Betrieb 

Beunruhigung und Störung sensibler Tierar-
ten 

5. Relevante Arten 

Wildlebende europäische Vogelarten sind allesamt laut Bundesartenschutzverordnung besonders, 

einige darunter auch streng geschützt.  Da nach § 44 Abs. 5 BNatSchG nachzuweisen ist, dass die 

ökologische Funktion betroffener Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 

weiterhin erfüllt wird, ist die Avifauna zu berücksichtigen. 

Entsprechendes gilt für Reptilienarten, insbesondere die Zauneidechse.  

Folgendes Spektrum an relevanten Arten wurden dem zufolge untersucht, von dem anzunehmen ist, 

dass betreffende Arten im Plangebiet 1) vorkommen und 2) durch die Projektwirkungen evtl. Gefähr-

dungen unterliegen könnten: 

 Europäische Vogelarten 

 Reptilienarten (insbes. Zauneidechse) 

6. Methodik der Untersuchungen zu Vorkommen geschützter Arten  

Das Plangebiet selbst und die angrenzenden Ränder der Umgebung wurden in der Vegetationsperio-

de 2019 in mehreren Begehungen auf Vorkommen der als relevant erkannten Arten untersucht.  

6.1. Vogelarten 

Das Untersuchungsgebiet wurde im Zeitraum von Anfang April bis Mitte Mai an drei Terminen be-

gangen und auf Habitateignung und vorkommende Vogelarten aus dem relevanten Artenspektrum 

kartiert. Die Begehungen erfolgten jeweils in den frühen Morgenstunden. Dabei wurden besonders 

revieranzeigende Verhaltensmerkmale und Brutnachweise aufgenommen.  
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6.2. Reptilienarten 

Zur Ermittlung von Vorkommen dieser Artengruppen erfolgten neben einer Habitatanalyse und Da-

tenrecherche ebenfalls drei Begehungen im Rahmen der avifaunistischen Bestandserhebung. 
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7. Artenschutzrechtliche Prüfung Vogelarten 

7.1 Artnachweise im Untersuchungsgebiet 

Die in nachfolgender Tabelle (Tab. 2) angegebenen Vogelarten wurden im Plangebiet und seiner angrenzenden Umgebung nachgewiesen. Die an das vorhandene 

Gewerbegebiet angrenzende  Grünlandfläche bietet durch ihre Größe, Lage und Nutzung keine Brutmöglichkeiten für Vögel. Die unten genannten Vogelarten brü-

ten teils an Gebäudestrukturen des Gewerbegebiets, teils auf benachbarten Gehölzen und Streuobstwiesen und nutzen das bestehende Grünland innerhalb des 

Plangebiets als Teil ihrer Nahrungshabitate.  

 

Tab. 2: Vogelarten im Plangebiet, Status und Gefährdung.  

Dt. Artname Wiss. Artname Status RL-D RL-H BP Hessen VS-RL 

Erh.-
Zustand 
Hessen 

Bachstelze Motacilla alba (BV) - - 45.000 – 55.000 -  

Dorngrasmücke Sylvia communis (BV) - - 74.000 – 90.000 -  

Girlitz Serinus serinus (BV) - - 15.000 – 30.000 -  

Goldammer Emberiza citrinella (BV) - V 194.000 – 230.000 -  

Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros BV - - 58.000 – 73.000 -  

Rabenkrähe Corvus corone NG - - 120.000 - 150.000 -  

Ringeltaube Columba palumbus NG - - 129.000 - 220.000 -  

Star Sturnus vulgaris NG - - 186.000 – 243.000 -  

Turmfalke Falco tinnunculus NG - - 3.500 – 6.000 -  

Zilpzalp Phylloscopus collybita (BV) - - 253.000 - 293.000 -  
RLD= Rote Liste Deutschland, RLH = Rote Liste Hessen (V = Vorwarnliste), VS-RL=EU-Vogelschutzrichtlinie. BV = Brutvogel, (BV) = Brutvogel der  

unmittelbaren Umgebung, NG = Nahrungsgast. Gesamtbewertung Hessen (grün = günstig, gelb = ungünstig – unzureichend). Nach WERNER et al. 2014.



memo-consulting     Gemeinde Rimbach, 2. Änderung BPlan "Westlich der L 3409“ – Artenschutzbeitrag  -8- 

7.2.  Artenschutzprüfung 

7.2.1.  Häufige und Verbreitete Vogelarten (vereinfachtes Verfahren) 

Tab. 3: Tabellarische Artenschutzprüfung für verbreitete und häufige Arten im vereinfachten Verfahren (HMKLV 2014). 

Z
e

il
e
 

Dt. Artname 
wiss. 
Name 

Schutzsta-
tus n. § 7 

BNatSchG 
b=besond., 
str=streng 
geschützt 

Pot. betr. 
n. § 44 
(1) Abs. 

1 
BNatSch

G 

Pot. betr. 
n. § 44 
(1) Abs. 

2 
BNatSch

G 

Pot. betr. 
n. § 44 
(1) Abs. 

3 
BNatSch

G Erläuterung zur Betroffenheit 

Hinweise auf landespflegerische Vermei-
dungs-/Kompensations-Maßnahmen im 
Rahmen der Eingriffsregelung E

rh
a
lt

u
n

g
s

z
u

-

s
ta

n
d

 i
n

  
H

e
s
-

s
e
n

 

1 Bachstelze 
Motacilla 
alba 

b nein nein nein 

Die Bachstelze ist am Rand des Plangebiet mit 
einem Revierpaar vertreten und nutzt dort Gebäu-
destrukturen bzw. Lagerplätze zum Brüten. Zur 
Nahrungssuche nutzt sie vornehmlich außerhalb 
des stark versiegelten gelegene, naturnahe Flä-
chen. Eine Beeinträchtigung der lokalen Population 
durch eine Bebauung erfolgt nicht. 

Nicht erforderlich. Kann durch Halbhöhlen-
Nistkästen leicht gefördert werden. 

 

2 
Dorngras-
mücke 

Sylvia 
commu-
nis 

b nein nein nein 

Die Dorngrasmücke brütet mit zwei Revierpaaren in 
Gehölzen, die unmittelbar an die Grünlandfläche 
des Plangebiets angrenzen. Durch die geplante 
Bebauung wird sich ihr Nahrungshabitat verschie-
ben, da aber die Gehölzstrukturen den begrenzen-
den Faktor darstellen, ist ein Rückgang der Popula-
tion nicht zu erwarten. 

Pflanzung eines Heckenstreifens als Abgren-
zung des Gewerbegebiets zur freien Landschaft 
zur Verbesserung der Brutmöglichkeiten für die 
Dorngrasmücke. 

 

3 Girlitz 
Serinus 
serinus 

b nein nein nein Siehe Einzelprüfung Siehe Einzelprüfung  

4 
Goldam-
mer 

Emberiza 
citrinella 

b nein (nein) nein Siehe Einzelprüfung Siehe Einzelprüfung  

5 
Hausrot-
schwanz 

Phoeni-
curus 
ochruros 

b nein nein nein 

Der Hausrotschwanz brütet mit 2-3 Paaren an 
Gebäudestrukturen im bebauten Anteil des Plange-
biets. Den Grünlandanteil sucht er auch zur Nah-
rungssuche auf. Durch die Schaffung von Gebäu-
denischen wird die Art durch die Bebauung sogar 
gefördert. Die Nahrungsverfügbarkeit wird sich bei 
einem ähnlich hohen Versiegelungsgrad wie im 
bestehenden Gewerbegebiet jedoch verschlech-
tern. Zur Nahrungssuche ist er auf außerhalb des 
Plangebiets liegende naturnahe Flächen angewie-
sen. 

Nicht erforderlich. Kann durch Halbhöhlen-
Nistkästen leicht gefördert werden. 
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Tab. 3 (Fortsetzung): Tabellarische Artenschutzprüfung für verbreitete und häufige Arten im vereinfachten Verfahren (HMKLV 2014). 
Z

e
il

e
 

Dt. Artname 
wiss. 
Name 

Schutzsta-
tus n. § 7 

BNatSchG 
b=besond., 
str=streng 
geschützt 

Pot. betr. 
n. § 44 
(1) Abs. 

1 
BNatSch

G 

Pot. betr. 
n. § 44 
(1) Abs. 

2 
BNatSch

G 

Pot. betr. 
n. § 44 
(1) Abs. 

3 
BNatSch

G Erläuterung zur Betroffenheit 

Hinweise auf landespflegerische Vermei-
dungs-/Kompensations-Maßnahmen im 
Rahmen der Eingriffsregelung E

rh
a
lt

u
n

g
s

z
u

-

s
ta

n
d

 i
n

  
H

e
s
s
e
n

 

6 
Rabenkrä-
he 

Corvus 
corone 

b nein nein nein 
Brutvogel in Gehölzen der weiteren Umgebung, im 
Plangebiet nur gelegentlicher Gast. Durch geplante 
Maßnahmen nicht negativ betroffen. 

Nicht erforderlich  

7 
Ringeltau-
be 

Columba 
palum-
bus 

b nein Nein nein 

Häufiger Brutvogel in Gehölzen der weiteren Um-
gebung und in Gärten der angrenzenden Ortslage. 
Im Plangebiet Nahrungsgast. Durch geplante Maß-
nahmen nicht negativ betroffen. 

Nicht erforderlich  

8 Star 
Sturnus 
vulgaris 

b nein nein nein 

Brutvogel in Baumhöhlen und Gebäudenischen der 
Umgebung, auch im Siedlungsbereich. Auch in 
kleinen Trupps Nahrungsgast im Plangebiet. Durch 
geplante Maßnahmen nicht negativ betroffen. 

Nicht erforderlich  

9 Turmfalke 
Falco 
tinnun-
culus 

b nein nein nein 

Im Überflug und rüttelnd über dem Grünlandanteil 
des Plangebiets beobachtet. Dieser Teil seines 
Nahrungshabitats entfällt im Falle der Bebauung. 
Begrenzender Faktor stellt aber sehr wahrschein-
lich das Angebot an Brutmöglichkeiten dar.  Die 
lokale Population wird nicht erheblich beeinträchtigt, 
dennoch sollte in der geplanten Bebauung eine 
Schutzmaßnahme für die Art vorgesehen werden. 

Schaffung einer Nistgelegenheit für Turmfalken 
an einem höheren Gebäude: Bau einer Nestni-
sche im Giebelbereich. 

 

10 Zilpzalp 
Phyllo-
scopus 
collybita 

b nein nein nein 
Ein Revierpaar im Gehölzbestand unweit des Plan-
gebiets. Durch geplante Maßnahmen nicht negativ 
betroffen. 
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7.2.2.  Vogelarten mit ungünstigem Erhaltungszustand (Einzelprüfung) 

 

Betroffene Arten: Girlitz (Serinus serinus) 

 

1. Schutz- und Gefährdungsstatus 

 

  FFH-Anhang IV – Art 

  Europäische Vogelart 

Rote Liste Status Bundes-

land: - 

Deutschland: - 

Europäische Union:- 

Biogeographische Regi-

on 

(in der das Vorhaben sich 

auswirkt):  

 Atlantische Region 

 Kontin. Region 

 Alpine Region Erhaltungszustand 

Deutschland ii 

günstig (grün) 

ungünstig/unzureichend    

     (gelb) 

 ungünstig/schlecht (rot) 

Erhaltungszustand Bundes-

land iii 

günstig (grün) 

ungünstig/ unzureichend      

    (gelb) 

ungünstig/ schlecht (rot) 

Erhaltungszustand der lo-

kalen Population iv 

 Ungünstig / unzu-

reichend 

 Art im UG nachgewiesen  Art im UG unterstellt 

Charakterisierung der betroffenen Art 

Der Girlitz besiedelt halboffene Landschaften mit lockerem Baumbestand und Buschwerk, 

oft Siedlungsränder mit samenreichen Sträuchern und Stauden in klimatisch begünstigten 

Lagen. Er brütet versteckt in Sträuchern, Bäumen und Rankgewächsen. Der Girlitz ist mit 

über 15.000 bis 30.000 Brutpaaren in Hessen flächendeckend vertreten. Der bundesweite 

Bestandstrend zeigt einen starken Rückgang mit einer Halbierung seines Bestands seit 

Mitte der 1990er Jahre mit regionalen Unterschieden. 

Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

Der Girlitz brütet in den Hausgärten am benachbarten Siedlungsrand. Das Plangebiet hat 

eine untergeordnete Bedeutung als Nahrungshabitat.   
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2. Beschreibung der erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen, ggf. des Risikomana-
gements 

Erforderliche CEF-Maßnahmen:  

Beschreibung:  

CEF-Maßnahmen nicht erforderlich. Im Rahmen der Baumaßnahmen werden temporär 

Unkrautfluren entstehen, die vorübergehend die Nahrungsverfügbarkeit für den Girlitz so-

gar verbessern können. Maßnahmen- Nr. im LBP: - 

 

Erforderliche artenschutzspezifische Vermeidungsmaßnahmen: 

Beschreibung: Nicht erforderlich. Maßnahmen- Nr. im LBP: - 

 

Sonstige erforderliche Vorgaben zum Risikomanagement: 

Beschreibung: Nicht erforderlich 

 Maßnahmen- Nr. im LBP: - 

(Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigungen unter Berücksichtigung der darge-

stellten Maßnahmen) 

Der Lebensraum des Girlitzes nicht in erheblichem Umfang eingeschränkt.  

Angesichts des hohen Versiegelungsgrads der bestehenden Gewerbegebietsflächen wird 

jedoch ein größerer unversiegelter Freiflächenanteil der neu überplanten Flächen sowie 

eine Eingrünung des Gewerbegebiets durch Hecken dringend empfohlen. 

3. Verbotsverletzungen 

Verbot § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG verletzt: ja nein 

Verbot § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG verletzt: ja nein 

Verbot § 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG verletzt: ja nein 

Verbot § 44 Abs. 1 Nr. 4i.V.m. Abs. 5 BNatSchG verletzt: ja nein 

4.  Auswirkung auf den Erhaltungszustand 

Beschreibung der Auswirkungen auf den Erhaltungszustand:  

 Eine Verschlechterung des Erhaltungszustands der Population der genannten Art kann  

 ausgeschlossen werden. 

 

Erforderliche Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustandes:  

Beschreibung: entfällt. Maßnahmen- Nr. im LBP 
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Die Gewährung führt unter Berücksichtigung der oben aufgeführten Maßnahmen zu fol-

genden Auswirkungen auf den Erhaltungszustandes: 

Der Erhaltungszustand der Populationen der Art ist günstig. Eine Ausnahme führt zu 

keiner Verschlechterung. 

Der Erhaltungszustand der Populationen der Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet 

ist ungünstig. Die Erteilung einer Ausnahme führt jedoch zu keiner weiteren Verschlechte-

rung des Erhaltungszustandes der Populationen der Art und keiner Behinderung der Wie-

derherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes. 

Der Erhaltungszustand der Population der Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet 

ist ungünstig. Die Erteilung einer Ausnahme führt jedoch zu einer Verbesserung des Er-

haltungszustandes der Populationen und keiner Behinderung der Wiederherstellung eines 

günstigen Erhaltungszustandes. 

Die Erteilung einer Ausnahme hat negative Auswirkungen auf den Erhaltungszustand 

der Populationen der Art. 

 

 

Betroffene Arten: Goldammer (Emberiza citrinella) 

 

1. Schutz- und Gefährdungsstatus 

 

  FFH-Anhang IV – Art 

  Europäische Vogelart 

Rote Liste Status Bundes-

land: V 

Deutschland: - 

Europäische Union:- 

Biogeographische Regi-

on 

(in der das Vorhaben sich 

auswirkt):  

 Atlantische Region 

 Kontin. Region 

 Alpine Region Erhaltungszustand 

Deutschland  

günstig (grün) 

 ungünstig/unzureichend    

     (gelb) 

 ungünstig/schlecht  

     (rot) 

Erhaltungszustand Bundes-

land  

günstig (grün) 

 ungünstig/ unzureichend      

    (gelb) 

ungünstig/ schlecht (rot) 

Erhaltungszustand der lo-

kalen Population 

Ungünstig / unzu-

reichend 
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 Art im UG nachgewiesen  Art im UG unterstellt 

Charakterisierung der betroffenen Art 

Die Goldammer besiedelt offene und halboffene Landschaften mit Grünland und lockerem 

Bestand an Hecken, Baumreihen und Feldgehölzen. Auch Waldränder, Brachflächen mit 

Gehölzsukzession, Bahndämme und Siedlungsränder werden besiedelt. Die Nestanlage 

erfolgt in niedrigem Buschwerk oder am Boden. Essenziell ist das Vorkommen von Sing-

warten in Form von Bäumen oder Büschen und Staudenfluren als Nahrungshabitate. Die 

Art kommt in Hessen mit 194.000 bis 230.000 Paaren vor mit rückläufiger Tendenz. 

Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

Die Goldammer wurde im Bereich der Streuobstwiesen südlich des Plangebiets beobach-

tet. Die Grünlandbereiche des Plangebiets werden als Teil des Nahrungshabitats genutzt. 

 

 2. Beschreibung der erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen, ggf. des Risikomana-

gementsv Erforderliche CEF-Maßnahmen:  

Beschreibung: CEF-Maßnahmen sind nicht erforderlich.  Maßnahmen- Nr. im LBP: - 

 

Erforderliche artenschutzspezifische Vermeidungsmaßnahmen: 

Beschreibung: Nicht erforderlich Maßnahmen- Nr. im LBP: - 

 

Sonstige erforderliche Vorgaben zum Risikomanagement: 

Beschreibung: Eine Abgrenzung des Plangebiets durch eine Heckenreihe zu den südlich 

davon gelegenen Streuobstwiesen ist erforderlich. 

 Maßnahmen- Nr. im LBP: M 1 

(Beschreibung der verbleibenden Beeinträchtigungen unter Berücksichtigung der darge-

stellten Maßnahmen) 

Im Falle der Umsetzung der Maßnahme zum Risikomanagement sind verbleibende Beein-

trächtigungen der lokalen Population auszuschließen. 

3. Verbotsverletzungen 

Verbot § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG verletzt: ja nein 

Verbot § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG verletzt: ja nein 

Verbot § 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG verletzt: ja nein 

Verbot § 44 Abs. 1 Nr. 4i.V.m. Abs. 5 BNatSchG verletzt: ja nein 
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4.  Auswirkung auf den Erhaltungszustand 

Beschreibung der Auswirkungen auf den Erhaltungszustand:  

 Eine Verschlechterung des Erhaltungszustands der Population der genannten Art kann  

 unter oben genannter Voraussetzung (Maßnahme M1) ausgeschlossen werden. 

 

Erforderliche Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustandes:  

Beschreibung: Entfällt. Maßnahmen- Nr. im LBP 

 

Die Gewährung führt unter Berücksichtigung der oben aufgeführten Maßnahmen zu fol-

genden Auswirkungen auf den Erhaltungszustandes: 

Der Erhaltungszustand der Populationen der Art ist günstig. Eine Ausnahme führt zu 

keiner Verschlechterung. 

Der Erhaltungszustand der Populationen der Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet 

ist ungünstig. Die Erteilung einer Ausnahme führt jedoch zu keiner weiteren Verschlechte-

rung des Erhaltungszustandes der Populationen der Art und keiner Behinderung der Wie-

derherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes. 

Der Erhaltungszustand der Population der Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet 

ist ungünstig. Die Erteilung einer Ausnahme führt jedoch zu einer Verbesserung des Er-

haltungszustandes der Populationen und keiner Behinderung der Wie- derherstellung ei-

nes günstigen Erhaltungszustandes. 

Die Erteilung einer Ausnahme hat negative Auswirkungen auf den Erhaltungszustand 

der Populationen der Art. 

 

8. Artenschutzrechtliche Prüfung Reptilienarten 

Die geplante Erweiterungsfläche im Plangebiet weist durch fehlende Strukturen eine nur geringe 

Eignung als Reptilienlebensraum auf. Versteckmöglichkeiten wie Stein- oder Sandhaufen, liegendes 

Totholz, offene und lückig bewachsene Sonnplätze und andere Strukturen sind hier nicht vorhanden.  

8.1. Artnachweise im Untersuchungsgebiet 

Es wurden im Zuge der Begehungen keine Reptilien nachgewiesen.  

8.2. Artenschutzrechtliche Prüfung 

Mangels Nachweisen erübrigt sich eine weitere Betrachtung. Bei Einzäunungen des Geländes ist ein 

Bodenabstand von Zäunen einzuhalten, um bei geeigneter Gestaltung des Umfelds eine evtl. Besie-

delung aus der Umgebung zu ermöglichen. 
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9. Zusammenfassung 

Ausnahmeprüfung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich? 

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG ein?  

      NEIN 

(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen) 

 

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen 

Damit kommt das vorliegende Gutachten zu dem Ergebnis, dass unter der Voraussetzung der folgen-

den Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen bei keiner Art eine erhebliche Störung nach § 44 

BNatSchG eintritt: 

Vermeidungsmaßnahmen: 

M1: Eine Abgrenzung des Plangebiets durch eine Heckenreihe zu den südlich davon gelegenen Streu-

obstwiesen ist erforderlich. 

CEF-Maßnahmen: 

 Nicht erforderlich. 

FCS-Maßnahmen 

 Nicht erforderlich. 

Eine Ausnahmeprüfung ist damit nicht erforderlich.  

 

Über das rechtlich Gebotene hinaus werden im Sinne des Artenschutzes folgende Maßnahmen emp-

fohlen: 

 Angesichts des hohen Versiegelungsgrads der bestehenden Gewerbegebietsflächen wird ein 

größerer unversiegelter Freiflächenanteil der neu überplanten Flächen sowie eine Eingrünung 

des Gewerbegebiets durch Hecken dringend empfohlen. 

 Bei Anpflanzungen sind ausschließlich heimische Baum- und Straucharten zu verwenden, die für 

Insekten als Beutetiere für Vögel und Fledermäuse eine bedeutendere Nahrungsgrundlage dar-

stellen als exotische Gehölze. 

 Als Nistgelegenheit für Turmfalken sollte an einem höheren Gebäude eine Nestnische im Giebel-

bereich geschaffen werden. 

 Als Artenschutzmaßnahme für Fledermäuse sollten Quartiermöglichkeiten (Fledermauskästen 

oder Fledermausbretter integriert am Gebäude) geschaffen werden. 

 Als Leuchtmittel für die Außenbeleuchtung sind wegen der geringeren Lockwirkung für Insekten 

warmfarbene LED (maximal 3000 K Farbtemperatur) zu verwenden. 

 Leuchtkörper jeglicher Art sind zur freien Landschaft hin zu verschatten, um eine Anlockung von 

Insekten zu vermeiden. 
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Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunterlagen dargestellt 

und berücksichtigt worden: 

 

 
Vermeidungsmaßnahmen 

 

 
CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang 

 
FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustands der Population über 

den örtlichen Funktionsraum hinaus 

 
Für die oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen Funktionskontrolle 

/ Monitoring und Risikomanagement verbindlich festgelegt und in die Zulassung aufge-

nommen 

 

Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen  

 
Tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 bis 4 ein, so dass keine Ausnahme gem. § 45 

Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-Richtlinie erforderlich ist. 

 
Liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung 

mit Art. 16 FFH-Richtlinie 

 
Sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 

16 FFH-Richtlinie 
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11. Anhang: Fotodokumentation 

 
Abb. 4: Blick von Süden in das Plangebiet. Die Obstbäume stehen noch außerhalb. 
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Abb. 5: Blick in die Gegenrichtung wie Abb. 4, der Vordergrund ist noch Teil des Plangebiets. 

 
Abb. 6: Kurz gemähte Freifläche innerhalb des Plangebiets. 
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Abb. 7: Extremer Versiegelungsgrad im bestehenden Gewerbegebiet. 

 
Abb. 8: Bestandsgebäude im Plangebiet. Hier wären Nistgelegenheiten Für Turmfalken und Fleder-

mäuse leicht zu schaffen. 
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0 Zusammenfassung 

Die schalltechnische Untersuchung zu Straßenverkehrslärmeinwirkungen auf den Geltungsbe-

reich der 2. Änderung des Bebauungsplanes "Westlich der L 3409" im Ortsteil Zotzenbach der 

Gemeinde Rimbach führt zu den nachfolgend aufgeführten Ergebnissen. 

 

0.1 Beurteilung 
Gemäß Abb. 1 im Anhang ist bei freier Schallausbreitung tags im gesamten Plangebiet der Ori-

entierungswert der DIN 18005 /1/ für Gewerbegebiete von tags 65 dB(A) eingehalten.  

 

Gemäß Abb. 2 im Anhang ist bei freier Schallausbreitung nachts im gesamten Plangebiet der 

Orientierungswert "Verkehr" der DIN 18005 /1/ für Gewerbegebiete von nachts 55 dB(A) einge-

halten.  

 
0.2 Passiver Schallschutz 

In Kap. 6.2 werden die Grundlagen für die Bemessung passiver Schallschutzmaßnahmen 

schutzbedürftiger Aufenthaltsräume angegeben, die bei der Errichtung oder der Änderung von 

Gebäuden zu beachten sind (maßgebliche Außenlärmpegel / Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 

/4a, 4b/, Erfordernis schalldämmender Lüftungseinrichtungen für Schlaf- und Kinderzimmer).  

 

0.3 Vorschlag Festsetzungen "Lärm" 
In Kap. 6.3 wird ein Vorschlag für die schalltechnischen Festsetzungen unterbreitet. 
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1 Sachverhalt und Aufgabenstellung 

 

Durch die Aufstellung des ursprünglichen Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ im Rimbacher 

Ortsteil Zotzenbach, der am 04.11.2006 in Kraft getreten ist, wurden die bauleitplanerischen Vo-

raussetzungen zur Errichtung eines Gewerbegebietes geschaffen. Die innere Erschließungs-

straße des Gewerbegebietes wurde nachträglich über die Vereinfachte 1. Änderung des Bebau-

ungsplanes „Westlich der L 3409“ (in Kraft getreten am 10.09.2009) verbindlich festgesetzt und 

mit „Philipp-Reis-Straße“ benannt. Die Philipp-Reis-Straße wurde daraufhin hergestellt und das 

Gewerbegebiet größtenteils entsprechend entwickelt. 

 
Zur Optimierung der Grundstückszuschnitte im Gewerbegebiet wurde die südliche Wendeanlage 

der Philipp-Reis-Straße jedoch nicht - wie in der 1. Änderungsplanung festgesetzt - Richtung 

Westen gebaut, sondern der L 3409 zugewandt. Die südliche Stichstraße wurde dabei auch um 

ca. 18 m verkürzt. 

 
Im Übrigen wurde die in den vorherigen Bebauungsplänen berücksichtigte Bauverbotszone nicht 

am tatsächlichen äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der L 3409 orientiert, sondern vor al-

lem im südlichen Bereich des Gewerbegebietes deutlich nach Westen hin verschoben.  

 
Mit der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ sollen daher ge-

genüber dem bisherigen baurechtlichen Bestand folgende Änderungen vorgenommen werden: 

 
·       Die südliche Wendeanlage der Philipp-Reis-Straße soll an den baulich realisierten Bestand 

angepasst werden. 

·       Die Bauverbotszone der L 3409 und damit auch die überbaubaren Grundstücksflächen bzw. 

das Baufenster sollen an den tatsächlichen Fahrbahnverlauf der L 3409 angepasst werden. 

 
Die Details der örtlichen Situation sowie der Planung werden als bekannt vorausgesetzt. 

 
Im vorliegenden 1. Teil der schalltechnischen Untersuchung sollen die Lärmeinwirkungen durch 

die B 38 und die L 3409 auf das Plangebiet prognostiziert und beurteilt werden. Falls erforderlich, 

sollen die Grundlagen für die Bemessung geeigneter passiver Lärmschutzmaßnahmen angege-

ben sowie das Erfordernis schalldämmender Lüftungseinrichtungen für Schlaf- und Kinderzim-

mer geprüft werden. Grundsätzlich mögliche Lärmschutzmaßnahmen sollen diskutiert werden. 

 
Im separaten 2. Teil der schalltechnischen Untersuchung erfolgt die Kontingentierung der maxi-

mal zulässigen Gewerbelärmemissionen aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes. Auf 

der Grundlage der Geräuschkontingentierung können bei der Planung von Betrieben und Anla-

gen geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von Schallimmissionskonflikten im Hinblick auf die 

Nachbarschaft ermittelt werden. 



 
 

D R.  G R U S C H K A 
Ingenieurgesellschaft  

 

- 5 - 

2 Grundlagen 
 

/1/ DIN 18005-1, 2002-07, Schallschutz im Städtebau - Teil 1: Grundlagen und Hinweise für 

die Planung 

 DIN 18005-1 Beiblatt 1, 1987-05, Schallschutz im Städtebau; Berechnungsverfahren; 

Schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung 

 

/2/ 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrs-

lärmschutzverordnung - 16. BImSchV) vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036), geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 19. September 2006 (BGBl. I S. 2146), geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2269) 

 

/3/ Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen - RLS-90, Ausgabe 1990, eingeführt durch 

das allgemeine Rundschreiben Straßenbau Nr. 8/1990 vom 10.4.1990 des Bundesmi-

nisters für Verkehr, StB 11/14.86.22-01/25 Va 90 

 

/4a/ DIN 4109-1, "Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen", Januar 2018 

 

/4b/ DIN 4109-2, "Schallschutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung 

der Anforderungen", Januar 2018 

 

/5/ VDI-Richtlinie 2719, "Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen", 

 August 1987 

 

/6/ Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Tech-

nische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 28. August 1998 (GMBl Nr. 

26/1998 S. 503), zuletzt geändert durch Bekanntmachung des BMUB vom 1. Juni 2017 

(BAnz AT 08.06.2017 B5). 
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3 Anforderungen an den Immissionsschutz 

3.1 Beurteilung 
Zur Beurteilung von Verkehrs- und Gewerbelärmeinwirkungen sind gemäß DIN 18005 /1/ den 

unterschiedlichen schutzbedürftigen Nutzungen die in Tab. 3.1 dargestellten Orientierungs-
werte zuzuordnen. Die Orientierungswerte gelten außen, d. h. vor den Gebäuden, und sind mit 

den prognostizierten Beurteilungspegeln zu vergleichen. Tags gelten für Verkehrs- und Gewer-

belärm identische Orientierungswerte. Nachts gelten die höheren Werte für Verkehrslärm, die 

niedrigeren Werte für Gewerbelärm. Die Orientierungswerte für Gewerbelärm stimmen bis für 

Kerngebiete, urbane Gebiete und Industriegebiete mit den Immissionsrichtwerten der TA Lärm 

/6/ überein. Für Industriegebiete gibt die DIN 18005 /1/ keine Orientierungswerte "Verkehr" an. 

Die TA Lärm /6/ nennt hier tags und nachts gleich hohe Immissionsrichtwerte für Gewerbe-

lärmeinwirkungen. Die Orientierungswerte gelten außen, d. h. vor dem Gebäude, und sind mit 

den prognostizierten Beurteilungspegeln zu vergleichen.  

 

Tab. 3.1:     Orientierungswerte nach DIN 18005 /1/ 
 

Gebietsnutzung Orientierungswerte / [dB(A)] 
 tags (6 – 22 Uhr) nachts (22 – 6 Uhr) 
reine Wohngebiete (WR), Wochenendhaus- 
gebiete, Ferienhausgebiete 

50 40/35 

allgemeine Wohngebiete (WA), Kleinsied-
lungsgebiete (WS), Campingplatzgebiete 

55 45/40 

Friedhöfe, Kleingartenanlagen, Parkanlagen 55 55/55 
besondere Wohngebiete (WB) 60 45/40 
Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI) 60 50/45 
Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE) 65 55/50 
Industriegebiete (GI) -/70 -/70 

 
Die DIN 18005 /1/ gibt folgende Hinweise und Anmerkungen für die Anwendung der Orientie-

rungswerte: 

 
Der Belang des Schallschutzes ist bei der in der städtebaulichen Planung erforderlichen Abwä-

gung der Belange als ein wichtiger Planungsgrundsatz neben anderen Belangen zu verstehen. 

Die Abwägung kann in bestimmten Fällen bei Überwiegen anderer Belange zu einer entspre-

chenden Zurückstellung des Schallschutzes führen.  

 
In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei bestehenden Verkehrswegen, lassen sich die Ori-

entierungswerte oft nicht einhalten. Wo im Rahmen der Abwägung mit plausibler Begründung 

von den Orientierungswerten abgewichen werden soll, weil andere Belange überwiegen, sollte 

möglichst ein Ausgleich durch andere Maßnahmen vorgesehen und planungsrechtlich abgesi-

chert werden. Mögliche Maßnahmen sind z. B. geeignete Gebäudeanordnung und Grundrissge-

staltung sowie bauliche Schallschutzmaßnahmen. 
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3.2 Passiver Schallschutz 
Bei hohen Außenlärmbelastungen sind ggf. zusätzliche passive Schallschutzmaßnahmen (z. B. 

erhöhte Schalldämmung der Außenbauteile, schalldämmende Lüftungseinrichtungen) für schutz-

bedürftige Aufenthaltsräume in Gebäuden erforderlich. 

 
3.2.1 Maßgebliche Außenlärmpegel 

Gemäß Kap. 7.1 der DIN 4109-1 /4a/ ergeben sich die Anforderungen an die gesamten bewer-

teten Bau-Schalldämm-Maße R′w,ges der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen unter Be-

rücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten wie folgt:  

 
R′w,ges = La − KRaumart.      

Dabei ist:  

KRaumart = 25 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien; 

KRaumart = 30 dB  für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherber-

gungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches;  

KRaumart = 35 dB  für Büroräume und Ähnliches;  

La  der maßgebliche Außenlärmpegel gemäß Kap. 4.4.5 der DIN 4109-2 /4b/.  

 
Mindestens einzuhalten sind:  

R′w,ges = 35 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien;  

R′w,ges = 30 dB  für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherber-

gungsstätten, Unterrichtsräume, Büroräume und Ähnliches.  

 
Für gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße von R′w,ges > 50 dB sind die Anforderungen auf-

grund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen.  

 
Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R′w,ges sind in Abhängigkeit vom 

Verhältnis der vom Raum aus gesehenen gesamten Außenfläche eines Raumes Ss zur Grund-

fläche des Raumes SG nach DIN 4109-2 /4b/, Gleichung (32) mit dem Korrekturwert KAL nach 

Gleichung (33) zu korrigieren. Für Außenbauteile, die unterschiedlich zur maßgeblichen Lärm-

quelle orientiert sind, siehe Kap. 4.4.1 der DIN 4109-2 /4b/. 

 
Der maßgebliche Außenlärmpegel ergibt sich gemäß Kap. 4.4.5.1 der DIN 4109-2 /4b/: 

 
- für den Tag aus dem zugehörigen Beurteilungspegel (6 bis 22 Uhr) zzgl. 3 dB(A),  

 
- für die Nacht aus dem zugehörigen Beurteilungspegel (22 bis 6 Uhr) zzgl. 3 dB(A) plus Zu-

schlag zur Berücksichtigung der erhöhten nächtlichen Störwirkung (größeres Schutzbedürfnis 

in der Nacht); dies gilt für Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden können. 

 
Maßgeblich ist die Lärmbelastung derjenigen Tageszeit, die die höhere Anforderung ergibt. 
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Die maßgeblichen Außenlärmpegel La berechnen sich für die verschiedenen Lärmarten wie folgt: 

 
- Beträgt die Differenz der Beurteilungspegel durch Straßenverkehr zwischen Tag minus Nacht 

weniger als 10 dB(A), so ergibt sich gemäß Kap. 4.4.5.2 der DIN 4109-2 /4b/ der maßgebliche 

Außenlärmpegel zum Schutz des Nachtschlafes aus einem 3 dB(A) erhöhten Beurteilungspe-

gel für die Nacht und einem Zuschlag von 10 dB(A).  

 
- Gemäß Kap. 4.4.5.6 der DIN 4109-2 /4b/ wird im Regelfall als maßgeblicher Gewerbelärmbei-

trag zum Tag-Außenlärmpegel der gemäß TA Lärm /6/ für die im Bebauungsplan jeweils fest-

gesetzte Gebietskategorie geltende Tag-Immissionsrichtwert eingesetzt, wobei zum Immissi-

onsrichtwert 3 dB(A) zu addieren sind. Analog wird als Beitrag zum maßgeblichen Nacht-Au-

ßenlärmpegel der nach TA Lärm /6/ geltende Nacht-Immissionsrichtwert zzgl. 3 dB(A) ange-

setzt. Gemäß Kap. 6.1 der TA Lärm /6/ lauten die Immissionsrichtwerte für Gewerbegebiete 

tags/nachts 65/50 dB(A). 

 
Rührt die Geräuschbelastung von mehreren (gleich- oder verschiedenartigen) Quellen her, so 

berechnet sich gemäß Kap. 4.4.5.7 der DIN 4109-2 /4b/ der resultierende Außenlärmpegel La,res, 

jeweils getrennt für Tag und Nacht, aus den einzelnen maßgeblichen Außenlärmpegeln La,i wie 

folgt:    ,   = 10 ∙    ∑ (10 , ∙  , )      ( )   (Gl. 3.2).  
Im Sinne einer Vereinfachung werden dabei unterschiedliche Definitionen der einzelnen maß-

geblichen Außenlärmpegel in Kauf genommen.  

 
Die Addition von 3 dB(A) darf nur einmal erfolgen, d. h. auf den Summenpegel. 

 
Die Zuordnung zwischen Lärmpegelbereichen und dem maßgeblichen Außenlärmpegel La erfolgt 

in Tab. 3.2 in Anlehnung an Tab. 7 der DIN 4109-1 /4a/. Dies ist konform zu den vorausgegan-

genen Ausgaben dieser Norm. Sofern ausschließlich Lärmpegelbereiche vorliegen, entspricht 

der maßgebliche Außenlärmpegel La dem jeweils oberen Wert in Spalte 2. 

 
Tab. 3.2:  Zuordnung zwischen Lärmpegelbereichen und maßgeblichem Außenlärmpegel 
 

Spalte 1 2 

Zeile Lärmpegelbereich Maßgeblicher Außenlärmpegel  
La / [dB(A)] 

1 I bis 55 
2 II 56 bis 60 
3 III 61 bis 65 
4 IV 66 bis 70 
5 V 71 bis 75 
6 VI 76 bis 80 
7 VII > 80a 

a: für maßgebliche Außenlärmpegel La > 80 dB(A) sind die Anforderungen aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen 



 
 

D R.  G R U S C H K A 
Ingenieurgesellschaft  

 

- 9 - 

3.2.2 Schalldämmende Lüftungseinrichtungen 
Aus Gründen der Hygiene und zur Begrenzung der Raumluftfeuchte müssen Wohn- und Schlaf-

räume ausreichend mit Frischluft versorgt werden. Dies geschieht in der Regel durch zeitweises 

Öffnen oder Kippen der Fenster. Diese Art der Wohnungslüftung wird allerdings problematisch, 

wenn die Wohngebäude durch hohen Außenlärm belastet sind. 

 
Vor allem bei Schlafräumen, bei denen eine nächtliche Stoßlüftung nicht zumutbar ist, ist eine 

ausreichende Frischluftzufuhr nur mit zusätzlichen, schalldämmenden Lüftungseinrichtungen 

möglich. Vergleichbares gilt für Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten. 

 
Über die Notwendigkeit des Einsatzes solcher Fensterlüftungssysteme macht die VDI 2719 /5/ 

folgende Aussage: 

 

"Da Fenster in Spaltlüftung nur ein bewertetes Schalldämm-Maß Rw von ca. 15 dB erreichen, ist 

diese Lüftungsart nur bei einem A-bewerteten Außengeräuschpegel Lm < 50 dB für schutzbedürf-

tige Räume zu verwenden. Bei höherem Außengeräuschpegel ist eine schalldämmende, evtl. 

fensterunabhängige Lüftungseinrichtung notwendig. In jeder Wohnung ist dann wenigstens ein 

Schlafraum oder ein zum Schlafen geeigneter Raum mit entsprechenden Lüftungseinrichtungen 

vorzusehen. ... Zur Lüftung von Räumen, die nicht zum Schlafen benutzt werden, kann die Stoß-

lüftung benutzt werden." 

 

Die VDI 2719 /5/ stellt den Stand der Technik dar, der aus zivilrechtlichen Gründen bei der schall-

technischen Gebäudeplanung zu beachten ist. 

 

 

4 Vorgehensweise 
 
Vom Untersuchungsgebiet wird auf der Grundlage der digitalen Liegenschaftskarte mit Höhen-

angaben und Bebauungsplanentwurf ein digitales Schallquellen-, Gelände- und Hindernismodell 

erstellt (SoundPLAN Vs. 7.4).  

 
Die Ausgangsdaten für die Ermittlung der Straßenverkehrslärmeinwirkungen auf das Plangebiet 

werden in Kap. 5 hergeleitet.  

 
Mittels richtlinienkonformer Ausbreitungsrechnungen, die im Sinne einer Prognose auf der siche-

ren Seite von einer die Schallausbreitung fördernden Mitwind- bzw. Temperaturinversions-Situa-

tion sowie von freier Schallausbreitung ausgehen, werden im Plangebiet flächenhaft (Rasterweite 

5 m * 5 m) die Beurteilungspegel "Straße" in 6 m Höhe über Gelände prognostiziert. 
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5 Ausgangsdaten 
 
Die Emissionspegel der relevant auf das Plangebiet einwirkenden Straßen B 38 und L 3409 wer-

den in Tab. 5.1 gemäß RLS-90 /3/ berechnet. Die Analysedaten 2015 entstammen der aktuellen 

Verkehrszählung von Hessen Mobil*. Im Sinne einer Prognose auf der sicheren Seite wird bis 

zum Prognosejahr 2030 von einer allgemeinen Verkehrszunahme um 1 % pro Jahr ausgegangen 

(Faktor (1 + 0,01)15). Die Aufteilung der DTV-Werte und der Lkw-Anteile auf den Tag- und Nacht-

zeitraum erfolgt entsprechend den einschlägigen Faktoren für Bundes- bzw. Landesstraßen nach 

Tab. 3 der RLS-90 /3/.  

*: https://mobil.hessen.de/%C3%BCber-uns/downloads-formulare/stra%C3%9Fenverkehrsz%C3%A4hlung-2015 
 

Tab. 5.1:   Verkehrsmengen und Emissionspegel der Straßen 
 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11
Straßenabschnitt DTV M _T M _N p_T p_N v_Pkw v_Lkw D_StrO Steigg. L_m,E,T L_m,E ,N

Kfz/24h Kfz/h Kfz/h % % km/h km/h dB(A) dB(A) dB(A)

B  38: 0,06*DTV 0,011*DTV

Zählung 2015 15.405 924 169 3,5 3,5 70 70 0 < 5 65,2 57 ,8
P ro gno se 2030 17.885 1.073 197 3,5 3,5 70 70 0 < 5 65,8 58 ,5
L 3409: 0,06*DTV 0,008*DTV

Zählung 2015 1.479 89 12 3,0 1,5 50 50 0 < 5 52,4 42 ,7
P ro gno se 2030:
v = 50 km/h 1.717 103 14 3,0 1,5 50 50 0 < 5 53,0 43 ,3
v = 70 km/h 1.717 103 14 3,0 1,5 70 70 0 < 5 55,4 45 ,8
v = 100 km/h 1.717 103 14 3,0 1,5 100 80 0 < 5 58,3 49 ,1

Erläuterungen zu den Spalten:
1 DTV: Durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke 
2 M _T: maßgebende stündliche Verkehrsstärke am Tag (6-22 Uhr)
3 M _N: maßgebende stündliche Verkehrsstärke in der Nacht (22-6 Uhr)
4 p_T: Lkw-Anteil am Tag (6-22 Uhr)
5 p_N: Lkw-Anteil in der Nacht (22-6 Uhr)
6 v_Pkw: zulässige Höchstgeschwindigkeit für Pkw
7 v_Lkw: zulässige Höchstgeschwindigkeit für Lkw
8 Zuschlag für die Straßenoberfläche nach RLS-90, Tabelle 4
9 Steigung der Fahrbahn

10, 11  L_m,E = L_m(25) + D_v + D_Stg + D_Stro
Emissionspegel (in 25 m Abstand zur Straße) am Tag (6-22 Uhr) und in der Nacht (22-6 Uhr)

%

 

 

Die Emissionspegel "Prognose 2030" aus Tab. 5.1 werden im Rechenmodell abschnittsweise 

den entsprechenden Linienschallquellen der Straßen zugeordnet. 

  

https://mobil.hessen.de/%C3%BCber-uns/downloads-formulare/stra%C3%9Fenverkehrsz%C3%A4hlung-2015
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6 Ergebnisse 
Die schalltechnische Untersuchung zu Straßenverkehrslärmeinwirkungen auf den Geltungsbe-

reich der 2. Änderung des Bebauungsplanes "Westlich der L 3409" im Ortsteil Zotzenbach der 

Gemeinde Rimbach führt zu den nachfolgend aufgeführten Ergebnissen. 

 

Hierbei ist zu beachten, dass die im Anhang beigefügten Rasterlärmkarten für den ungünstigsten 

Lastfall der freien Schallausbreitung (ohne Gebäudeabschirmung) gelten. Unter zusätzlicher Be-

rücksichtigung der Gebäudeabschirmung sind insbesondere in den straßenabgewandten Berei-

chen deutlich geringere Verkehrslärmeinwirkungen zu erwarten. 

 

6.1 Beurteilung 
Gemäß Abb. 1 im Anhang ist bei freier Schallausbreitung tags im gesamten Plangebiet der Ori-

entierungswert der DIN 18005 /1/ für Gewerbegebiete von tags 65 dB(A) eingehalten.  

 

Gemäß Abb. 2 im Anhang ist bei freier Schallausbreitung nachts im gesamten Plangebiet der 

Orientierungswert "Verkehr" der DIN 18005 /1/ für Gewerbegebiete von nachts 55 dB(A) einge-

halten.  

 
6.2 Passiver Schallschutz 

Nachfolgend werden die Grundlagen für die Bemessung geeigneter objektbezogener passiver 

Schallschutzmaßnahmen gemäß DIN 4109 /4a, 4b/ sowie die Kriterien für das Erfordernis schall-

dämmender Lüftungseinrichtungen in Schlaf- und Kinderzimmern angegeben. Diese passiven 

Schallschutzmaßnahmen sind bei der Errichtung oder der Änderung von Gebäuden mit schutz-

bedürftigen Aufenthaltsräumen zu beachten. 

 

6.2.1 Maßgebliche Außenlärmpegel 
Bei erhöhten Außenlärmeinwirkungen ist im Rahmen des Schallschutznachweises gegen Au-

ßenlärm gemäß DIN 4109 /4a, 4b/ die ausreichende Luftschalldämmung von Außenbauteilen 

schutzbedürftiger Aufenthaltsräume nachzuweisen. Grundlage hierzu bilden die maßgeblichen 

Außenlärmpegel gemäß Kap. 3.2.1. Da gemäß den Abbildungen 1 und 2 im Anhang die Beur-

teilungspegel des Straßenverkehrs nachts weniger als 10 dB(A) unter den Tagwerten liegen, 

ergeben sich die Verkehrslärm-Beiträge zu den maßgeblichen Außenlärmpegeln nachts zum 

Schutz des Nachtschlafes aus den Beurteilungspegeln des Straßenverkehrs nachts zzgl. einem 

Zuschlag von 10 dB(A). Die Nachtwerte gelten für Räume, die überwiegend zum Schlafen ge-

nutzt werden. Die Verkehrslärm-Beiträge zu den maßgeblichen Außenlärmpegeln tags berech-

nen sich aus den Tag-Beurteilungspegeln des Straßenverkehrs.  
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Die Beiträge zu den maßgeblichen Außenlärmpegeln durch mögliche Gewerbelärmeinwirkungen 

entsprechen gemäß Kap. 3.2.1 den Immissionsrichtwerten der TA Lärm /6/ für Gewerbegebiete 

von tags/nachts 65/50 dB(A).  

 

Die maßgeblichen Außenlärmpegel sind dann gemäß Kap. 3.2.1 durch Addition von jeweils 3 

dB(A) auf die Summenpegel der unterschiedlichen Lärmarten tags/nachts zu bilden. 

 

Gemäß Abb. 3 im Anhang beträgt damit im Plangebiet in den überbaubaren Flächen der maß-

gebliche Außenlärmpegel tags aufgerundet 69 dB(A) (entsprechend Tab. 3.2 dem Lärmpegelbe-

reich IV). Gemäß Abb. 4 im Anhang betragen in den überbaubaren Flächen die maßgeblichen 

Außenlärmpegel nachts aufgerundet 58 bis 62 dB(A) (entsprechend Tab. 3.2 den Lärmpegelbe-

reichen II bis III).  

 

Zur Orientierung: Für Gebäude mit Raumhöhen von ca. 2,5 m und Raumtiefen von ca. 4,5 m oder 

mehr sowie bei Fensterflächenanteilen bis ca. 60 % gilt überschlägig und vorbehaltlich des ob-

jektbezogenen Schallschutznachweises: 

 
- bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen entspricht die Fenster-Schallschutzklasse nach VDI 

2719 /5/ dem Wert des Lärmpegelbereiches minus 1 (z. B. Lärmpegelbereich IV -> Fenster-

Schallschutzklasse 3), 

 

- bei Büros entspricht die Fenster-Schallschutzklasse nach VDI 2719 /5/ dem Wert des Lärm-

pegelbereiches minus 2 (z. B. Lärmpegelbereich IV -> Fenster-Schallschutzklasse 2). 

 

Vorbehaltlich des objektbezogenen Schallschutznachweises gegen Außenlärm erfüllen i. d. R. 

bis zum Lärmpegelbereich III Außenbauteile von Wohnungen, die den Anforderungen der Ener-

gieeinsparverordnung (EnEV) genügen, auch die Anforderungen an die Schalldämmung. Fenster 

besitzen hierbei gemäß VDI 2719 /5/ mindestens die Schallschutzklasse 2. 

 
6.2.2 Schalldämmende Lüftungseinrichtungen 

Aus Gründen der Hygiene und zur Begrenzung der Raumluftfeuchte müssen Wohn- und Schlaf-

räume ausreichend mit Frischluft versorgt werden. Dies geschieht in der Regel durch zeitweises 

Öffnen oder Kippen der Fenster. Bei einer Außenlärmbelastung von nachts ≥ 50 dB(A) ist jedoch 

gemäß VDI 2719 /5/ in Schlafräumen und Kinderzimmern bei geschlossenen Fenstern eine aus-

reichende Frischluftzufuhr mit zusätzlichen, schalldämmenden Lüftungseinrichtungen sicherzu-

stellen.  
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Da bereits der Nacht-Immissionsrichtwert der TA Lärm /6/ für Gewerbegebiete 50 dB(A) beträgt, 

sind unter Berücksichtigung der zusätzlichen Verkehrslärmeinwirkungen beim Neubau oder bei 

der Änderung von Schlaf- und Kinderzimmern schalldämmende Lüftungseinrichtungen erforder-

lich. 

 

Auf dezentrale schalldämmende Lüftungseinrichtungen kann verzichtet werden, wenn das Ge-

bäude mit einer zentralen Lüftungsanlage ausgestattet ist und hierdurch ein ausreichender und 

schallgedämmter Luftaustausch gewährleistet ist. 

 

6.3 Vorschlag Festsetzungen "Lärm" 
Aus den Ausführungen in den Kapiteln 6.1 und 6.2 ergibt sich folgender Vorschlag für die schall-

technischen Festsetzungen: 

 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 
Objektbezogene (passive) Schallschutzmaßnahmen 
Die nachfolgenden Festsetzungen zum Schutz vor Außenlärmeinwirkungen gelten für den aus 
schalltechnischer Sicht ungünstigsten Lastfall:  
 
- freie Schallausbreitung 
- Immissionshöhe 6 m üG. 
 
Maßgebliche Außenlärmpegel 
Bei der Errichtung oder der Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen 
sind die Außenbauteile entsprechend den Anforderungen der DIN 4109-1:2018-01, "Schallschutz 
im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen", und DIN 4109-2:2018-01, "Schallschutz im Hoch-
bau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen", auszubilden. Grundlage 
für Schlaf- und Kinderzimmer ist der maßgebliche Außenlärmpegel La = 69 dB(A). Für alle übri-
gen schutzbedürftigen Aufenthaltsräume gilt der maßgebliche Außenlärmpegel La = 62 dB(A). 
 
Die erforderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile sind in Abhängigkeit von der Raumnut-
zungsart und Raumgröße im Baugenehmigungsverfahren gemäß DIN 4109-1:2018-01 und DIN 
4109-2:2018-01 nachzuweisen. 
 
Von dieser Festsetzung kann gemäß § 31 Abs. 1 BauGB ausnahmsweise abgewichen werden, 
wenn im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall geringere 
maßgebliche Außenlärmpegel bzw. Lärmpegelbereiche an den Fassaden anliegen (z. B. unter 
Berücksichtigung der Abschirmung durch Gebäude). Die Anforderungen an die Schalldämmung 
der Außenbauteile können dann entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1:2018-01 und DIN 
4109-2:2018-01 reduziert werden.  

 
Von dieser Festsetzung kann auch abgewichen werden, wenn zum Zeitpunkt des Baugenehmi-
gungsverfahrens die DIN 4109 in der dann gültigen Fassung ein anderes Verfahren als Grund-
lage für den Schallschutznachweis gegen Außenlärm vorgibt. 
 
Schalldämmende Lüftungseinrichtungen 
Bei der Errichtung oder der Änderung von Schlaf- und Kinderzimmern sind schalldämmende Lüf-
tungseinrichtungen vorzusehen. Auf dezentrale schallgedämmte Lüftungseinrichtungen kann 
verzichtet werden, wenn die Gebäude mit einer zentralen Lüftungsanlage ausgestattet sind und 
hierdurch ein ausreichender und schallgedämmter Luftaustausch gewährleistet ist. 
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Von dieser Festsetzung kann gemäß § 31 Abs. 1 BauGB ausnahmsweise abgewichen werden, 
wenn im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall nachts ge-
ringere Außenlärmpegel als 50 dB(A) an den zur Belüftung von Schlaf- und Kinderzimmern er-
forderlichen Fenstern anliegen (z. B. unter Berücksichtigung der Abschirmung durch Gebäude). 
 
 

 

 

 

 

 
 

 
       Dr. Frank Schaffner 
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Maßgebliche Außenlärmpegel tags / Lärmpegelbereiche

gemäß DIN 4109-1/-2:2018-01
Immissionshöhe 6 m
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0 Zusammenfassung 

 

Die Geräuschkontingentierung nach DIN 45691 /3/ des geplanten Gewerbegebietes im Geltungs-

bereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes "Westlich der L 3409" im Ortsteil Zotzenbach der 

Gemeinde Rimbach führt zu folgenden Ergebnissen (Textvorschlag für Festsetzung, Lageplan s. 

Abb. 1 im Anhang): 

 
• Gemäß § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO ist das Plangebiet nach den besonderen Eigenschaften 

der Betriebe und Anlagen wie folgt zu gliedern: 
 
Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Ta-
belle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6.00 h bis 22.00 
h) noch nachts (22.00 h bis 6.00 h) überschreiten.  
 
Emissionskontingente tags und nachts in dB(A)/m² 

 
Teilfläche LEK,tags LEK,nachts 

GE1 55 40 
GE2 63 48 
GE3 61 46 

 
Die Emissionskontingente beziehen sich auf die außerhalb des Plangebietes nächstgelege-
nen schutzbedürftigen Nutzungen östlich entlang der L 3409: 
 
- allgemeines Wohngebiet nördlich des Grundstücks "Birkenweg 4" (Bebauungsplan "Ver-

längerter Birkenweg"), 
- Mischgebiet ab Grundstück "Birkenweg 4" nach Süden. 
  
Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorhabens erfolgt nach DIN 
45691:2006-12, Abschnitt 5. 
 
Falls einem Vorhaben mehrere Teilflächen oder Teile von Teilflächen zuzuordnen sind, er-
folgt die Summation über die Immissionskontingente aller dieser Teilflächen und Teile von 
Teilflächen (Summation). Wenn Anlagen oder Betriebe Emissionskontingente von anderen 
Teilflächen und/oder Teilen davon in Anspruch nehmen, ist eine erneute Inanspruchnahme 
dieser Emissionskontingente öffentlich-rechtlich auszuschließen (z. B. durch Baulast oder 
öffentlich-rechtlichen Vertrag). 
 
Ein Vorhaben erfüllt auch dann die Anforderungen an den Schallimmissionsschutz, wenn 
der Beurteilungspegel Lr,j den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten 
um mindestens 15 dB(A) unterschreitet (Relevanzgrenze). 

 
Für schutzwürdige Nutzungen innerhalb des Plangebietes sowie in den benachbarten Ge-
werbegebieten gelten die Anforderungen der TA Lärm.  
 
In Gewerbegebieten sind die Nacht-Immissionsrichtwerte nur dann anzuwenden, wenn 
Schlaf- oder Kinderzimmer maßgebliche Immissionsorte sind. 
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Anmerkungen: 
Durch die Geräuschkontingentierung werden die Maximierung der Schallemissionen aus dem 

Plangebiet im zulässigen Rahmen sowie eine weitestgehende Gleichverteilung der Geräu-

schimmissionen aus den verschiedenen Teilflächen des Plangebietes angestrebt.  

 

Unter den in Kap. 4 beschriebenen Voraussetzungen wird gewährleistet, dass an den maßgeb-

lichen Immissionsorten die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der TA Lärm /2/ sowie die Orien-

tierungswerte der DIN 18005 /1/ von der Gesamtheit aller bestehenden und zukünftigen Betriebe 

und Anlagen eingehalten werden.  

 

Bestehende oder zukünftige Betriebe und Anlagen innerhalb und außerhalb des Plangebietes 

werden durch das geplante Vorhaben aus Sicht des Schallimmissionsschutzes nicht über das 

bereits heute erforderliche Maß hinaus eingeschränkt. 

 

Auf der Grundlage der durch Einsicht in die Genehmigungsbescheide der bestehenden Betriebe 

sowie durch Ortsbesichtigung gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass die beste-

henden Betriebe den Anforderungen der Geräuschkontingentierung genügen und zudem Spiel-

raum für zukünftige Erweiterungen besteht. 
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1 Sachverhalt und Aufgabenstellung 

 
Durch die Aufstellung des ursprünglichen Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ im Rimbacher 

Ortsteil Zotzenbach, der am 04.11.2006 in Kraft getreten ist, wurden die bauleitplanerischen Vo-

raussetzungen zur Errichtung eines Gewerbegebietes geschaffen. Die innere Erschließungs-

straße des Gewerbegebietes wurde nachträglich über die Vereinfachte 1. Änderung des Bebau-

ungsplanes „Westlich der L 3409“ (in Kraft getreten am 10.09.2009) verbindlich festgesetzt und 

mit „Philipp-Reis-Straße“ benannt. Die Philipp-Reis-Straße wurde daraufhin hergestellt und das 

Gewerbegebiet größtenteils entsprechend entwickelt. 

 
Zur Optimierung der Grundstückszuschnitte im Gewerbegebiet wurde die südliche Wendeanlage 

der Philipp-Reis-Straße jedoch nicht - wie in der 1. Änderungsplanung festgesetzt - Richtung 

Westen gebaut, sondern der L 3409 zugewandt. Die südliche Stichstraße wurde dabei auch um 

ca. 18 m verkürzt. 

 
Im Übrigen wurde die in den vorherigen Bebauungsplänen berücksichtigte Bauverbotszone nicht 

am tatsächlichen äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der L 3409 orientiert, sondern vor al-

lem im südlichen Bereich des Gewerbegebietes deutlich nach Westen hin verschoben.  

 
Mit der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes „Westlich der L 3409“ sollen daher ge-

genüber dem bisherigen baurechtlichen Bestand folgende Änderungen vorgenommen werden: 

 
·       Die südliche Wendeanlage der Philipp-Reis-Straße soll an den baulich realisierten Bestand 

angepasst werden. 

·       Die Bauverbotszone der L 3409 und damit auch die überbaubaren Grundstücksflächen bzw. 

das Baufenster sollen an den tatsächlichen Fahrbahnverlauf der L 3409 angepasst werden. 

 

Die Details der örtlichen Situation sowie der Planung werden als bekannt vorausgesetzt. 

 

Gemäß § 1 (4) Satz 1 Nr. 2 BauNVO /4/ können für die in den §§ 4 bis 9 der BauNVO /4/ be-

zeichneten Baugebiete (z. B. Gewerbegebiete) im Bebauungsplan Festsetzungen getroffen wer-

den, die das jeweilige Baugebiet nach der Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen 

Bedürfnissen und Eigenschaften gliedern. Hierzu dienen z. B. die gemäß DIN 45691 /3/ zu er-

mittelnden schalltechnischen Emissionskontingente. Die Emissionskontingente ersetzen die vor 

Einführung der DIN 45691 /3/ gebräuchlichen "immissionswirksamen flächenbezogenen Schall-

leistungspegel" (IFSP). 
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Durch die Geräuschkontingentierung werden die Maximierung der Schallemissionen aus dem 

Plangebiet im zulässigen Rahmen sowie eine weitestgehende Gleichverteilung der Geräu-

schimmissionen aus den verschiedenen Teilflächen des Plangebietes angestrebt. Es wird ge-

währleistet, dass in der schutzbedürftigen Nachbarschaft die zulässigen Immissionsrichtwerte 

der TA Lärm /2/ von der Gesamtheit aller Betriebe und Anlagen eingehalten werden. Auch wird 

verhindert, dass nach dem "Windhundprinzip“ der erste Betrieb, der sich ansiedelt, bereits so viel 

Lärm emittiert, dass jeder weitere Betrieb unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Nachbar-

schaft unzulässig wäre. Darüber hinaus ist die Ermittlung der Gewerbelärmvorbelastung im Zuge 

einer vorhabenbezogenen Immissionsprognose für die Erweiterung oder den Neubau eines Be-

triebes bzw. einer Anlage im Plangebiet nicht erforderlich, da diese bereits bei der Bestimmung 

der Emissionskontingente berücksichtigt wurde.  

 

Im vorliegenden 2. Teil der schalltechnischen Untersuchung soll eine Geräuschkontingentierung 

gemäß DIN 45691 /3/ der maximal zulässigen Gewerbelärmemissionen aus dem geplanten Ge-

werbegebiet durchgeführt werden. Auf der Grundlage der Geräuschkontingentierung können bei 

der Änderung oder der Planung von Betrieben und Anlagen geeignete Maßnahmen zur Vermei-

dung von Schallimmissionskonflikten im Hinblick auf die Nachbarschaft ermittelt werden.  

 

Aufgrund der bestehenden Gewerbelärmvorbelastung muss gemäß Kap. 3.2.1 der TA Lärm /2/ 

die Zusatzbelastung aus dem Plangebiet um mindestens 6 dB(A) unter den maßgeblichen Im-

missionsrichtwerten der TA Lärm /2/ liegen. In diesem Fall liefert gemäß Kap. 3.2.1 der TA Lärm 

/2/ das geplante Vorhaben keinen relevanten Immissionsbeitrag. Damit ergeben sich aus Sicht 

des Schallimmissionsschutzes auch keine Einschränkungen bestehender oder zukünftiger Be-

triebe durch das geplante Vorhaben. 

 

Die Verkehrslärmeinwirkungen auf das Plangebiet werden im separaten 1. Teil der schalltechni-

schen Untersuchung behandelt. 
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2 Grundlagen 
 

/1/ DIN 18005-1, 2002-07, Schallschutz im Städtebau - Teil 1: Grundlagen und Hinweise für 

die Planung 

 DIN 18005-1 Beiblatt 1, 1987-05, Schallschutz im Städtebau; Berechnungsverfahren; 

Schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung 

 

/2/ Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Tech-

nische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 28. August 1998 (GMBl Nr. 

26/1998 S. 503), zuletzt geändert durch Bekanntmachung des BMUB vom 1. Juni 2017 

(BAnz AT 08.06.2017 B5), in Kraft getreten am 9. Juni 2017 

 

/3/ DIN 45691, "Geräuschkontingentierung", Dezember 2006 

 

/4/ Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. No-

vember 2017 (BGBl. I S. 3786) 

 

/5/ Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 

2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 

(BGBl. I S. 2771). 
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3 Anforderungen an den Immissionsschutz 
 

Zur Beurteilung der Geräuscheinwirkungen durch Betriebe und Anlagen auf schutzbedürftige Nut-

zungen gelten gemäß TA Lärm /2/ folgende Immissionsrichtwerte: 

 

Tab. 3.1:  Immissionsrichtwerte nach TA Lärm /2/ 
 

Gebietsnutzung Immissionsrichtwerte / [dB(A)] 

 tags (6 – 22 Uhr) nachts (22 – 6 Uhr) 

Kurgebiete, Krankenhäuser, Pflegeanstalten 45 35 

reine Wohngebiete 50 35 

allgemeine Wohngebiete 55 40 

Kern-, Dorf- und Mischgebiete 60 45 

urbane Gebiete 63 45 

Gewerbegebiete 65 50 
 

 

Zur Beurteilung der Geräuscheinwirkungen durch Betriebe und Anlagen auf schutzbedürftige 

Nutzungen gelten gemäß DIN 18005 /1/ folgende Orientierungswerte:  

 

Tab. 3.2:   Orientierungswerte für Betriebe und Anlagen nach DIN 18005 /1/ 
 

Gebietsnutzung Orientierungswerte / [dB(A)] 

 tags (6 – 22 Uhr) nachts (22 – 6 Uhr) 

reine Wohngebiete (WR), Wochenendhaus- 

gebiete, Ferienhausgebiete 

50 35 

allgemeine Wohngebiete (WA), Kleinsied-

lungsgebiete (WS), Campingplatzgebiete 

55 40 

Friedhöfe, Kleingartenanlagen, Parkanlagen 55 55 

besondere Wohngebiete (WB) 60 40 

Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI) 60 45 

Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE) 65 50 

 
 

Die Immissionsrichtwerte und die Orientierungswerte gelten außen, vor den Gebäuden, und sind 

mit den prognostizierten Beurteilungspegeln zu vergleichen. 
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4 Vorgehensweise und Ausgangsdaten 

 

Vom Untersuchungsgebiet wird auf der Grundlage der digitalen Liegenschaftskarte mit Entwurf-

splanung und Höhenangaben ein digitales Schallquellenmodell erstellt (SoundPLAN Vs. 7.4).  

 
Bei der Bestimmung der Emissionskontingente sind gemäß DIN 45691 /3/ zunächst die in den 

schutzwürdigen Gebieten maximal zulässigen Gesamt-Immissionswerte festzulegen. Im Zusam-

menhang mit der Festlegung der Gesamt-Immissionswerte verweist die DIN 45691 /3/ auf die 

Immissionsrichtwerte der TA Lärm /2/. Die Orientierungswerte der DIN 18005 /1/ für Betriebe und 

Anlagen entsprechen im hier zu untersuchenden Fall den Immissionsrichtwerten der TA Lärm /2/ 

und können als Anhalt herangezogen werden.  

 
Die exemplarisch ausgewählten, in Abb. 1 im Anhang dargestellten maßgeblichen Immissions-

punkte repräsentieren die gesamte bestehende bzw. zukünftig mögliche Wohnbebauung im je-

weiligen Immissionsbereich. Als Art der baulichen Nutzung sind in den rechtskräftigen Bebau-

ungsplänen* "Allgemeine Wohngebiete (WA)" sowie "Mischgebiete (MI)" festgesetzt. Die unter-

schiedlichen Gebietsnutzungen können im Flächennutzungsplan* verortet werden (s. Abb. 4.1). 

 
*: https://buergergis.kreis-bergstrasse.de/EXTERN/synserver?project=BuergerGIS&client=flexjs 

 

Abb. 4.1: Auszug Flächennutzungsplan der Gemeinde Rimbach (Stand 2005)  
 

 

GE 

WA 
GE 

WA 

MI 

MI 

https://buergergis.kreis-bergstrasse.de/EXTERN/synserver?project=BuergerGIS&client=flexjs
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Für schutzwürdige Nutzungen innerhalb der bestehenden und geplanten Gewerbegebiete gelten 

die Anforderungen der TA Lärm /2/. Hierbei sind die Nacht-Immissionsrichtwerte nur dann anzu-

wenden, wenn Schlaf- oder Kinderzimmer maßgebliche Immissionsorte sind.  

 

Für das in Abb. 1 dargestellte geplante Plangebiet werden in einem iterativen Verfahren die Emis-

sionskontingente gemäß DIN 45691 /3/ so eingestellt, dass an den maßgeblichen Immissionsor-

ten die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der TA Lärm /2/ (entsprechend den Orientierungs-

werten der DIN 18005 /1/) entsprechend den Ausführungen in Kap. 1 um mindestens 6 dB(A) 

unterschritten sind (Berücksichtigung der Gewerbelärmvorbelastung).  

 
Die Geräuschkontingentierung erfolgt hierbei mit dem Ziel, die Variation der Immissionsbeiträge 

der einzelnen Teilflächen möglichst gering zu halten, um eine gleichmäßige Verteilung der Ge-

räuschemissionen auf die Betriebe und Anlagen im Geltungsbereich zu erreichen.  

 

Die Ausbreitungsrechnungen gehen bei der Geräuschkontingentierung gemäß DIN 45691 /4/ von 

einer Schallausbreitung im Vollraum aus und berücksichtigen nur das Abstandsmaß. Richtlinien-

konform finden keinen Eingang in die Berechnungen Abschirmung durch Gebäude, Topographie 

oder Einflüsse von Boden- und Meteorologiedämpfung.  

 

Durch das normierte Verfahren der DIN 45691 /4/ ist bei der späteren vorhabenbezogenen Schall-

immissionsprognose im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens für einen Gewerbebetrieb die 

eindeutige Reproduktion der im Rahmen der Geräuschkontingentierung durchgeführten Ausbrei-

tungsrechnungen möglich. 
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5 Ergebnisse 
 

Die Geräuschkontingentierung nach DIN 45691 /3/ des geplanten Gewerbegebietes im Geltungs-

bereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes "Westlich der L 3409" im Ortsteil Zotzenbach der 

Gemeinde Rimbach führt zu den nachfolgend aufgeführten Ergebnissen. 

 

Mit den, für das Plangebiet gemäß Kap. 4 ermittelten und in Tab. 5.1 aufgeführten Emissions-

kontingenten nach DIN 45691 /3/ werden an den maßgeblichen Immissionsorten gemäß umsei-

tiger Tab. 5.2 die jeweils zulässigen Immissionsrichtwerte der TA Lärm /2/ bzw. die Orientie-

rungswerte der DIN 18005 /1/ um mindestens 6 dB(A) unterschritten. In diesem Fall liefert gemäß 

Kap. 3.2.1 der TA Lärm /2/ das geplante Vorhaben keinen relevanten Immissionsbeitrag. Damit 

ergeben sich aus Sicht des Schall-immissionsschutzes auch keine Einschränkungen bestehen-

der oder zukünftiger Betriebe durch das geplante Vorhaben.  

 

Die Flächenschallquellen des Plangebietes sowie die maßgeblichen Immissionsorte sind Abb. 1 

im Anhang dargestellt. 

 

Die Immissionskontingente aus dem Plangebiet sind in Anlage 1 im Anhang beigefügt. 

 

Mit den Emissionskontingenten aus Tab. 5.1 werden die Maximierung der Schallemissionen aus 

dem Plangebiet im zulässigen Rahmen sowie eine Gleichverteilung der Geräuschimmissionen 

aus den verschiedenen Teilflächen angestrebt. 

 

Tab. 5.1: Emissionskontingente tags und nachts in dB(A)/m² 
 

Teilfläche LEK,tags LEK,nachts 
GE1 55 40 
GE2 63 48 
GE3 61 46 

 

Die Emissionskontingente beziehen sich auf die außerhalb des Plangebietes nächstgelegenen 

schutzbedürftigen Nutzungen östlich entlang der L 3409: 

 

- allgemeines Wohngebiet nördlich des Grundstücks "Birkenweg 4" (Bebauungsplan "Verlän-

gerter Birkenweg"), 

- Mischgebiet ab Grundstück "Birkenweg 4" nach Süden. 
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Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorhabens erfolgt nach DIN 45691:2006-

12 /3/, Abschnitt 5. 

 
Die Emissionskontingente aus Tab. 5.1 sind im Bebauungsplan festzusetzen und beim Neubau 

oder der Änderung von Betrieben und Anlagen anzuwenden. Ein Textvorschlag für die Festset-

zungen wird in Kap. 0 unterbreitet. 

 

Tab. 5.2:  Immissionsrichtwerte, Immissionskontingente  
 

Immissionsort Nutzung tags nachts tags nachts tags nachts
1 2 3 4 5 6 7 8

IP1 WA 55 40 49,0 34,0 -6,0 -6,0
IP2 MI 60 45 53,2 38,2 -6,8 -6,8
IP3 MI 60 45 53,0 38,0 -7,0 -7,0
IP4 MI 60 45 53,6 38,6 -6,4 -6,4

Immissionsrichtwert/[dB(A)] Immissionskontingent/[dB(A)] Differenz [IK - IRW]/[dB(A)]
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ANHANG 
 

Anlage 1 
 

Abb. 1 
 



Rimbach-Zotzenbach  BPlan "Westlich der L 3409" 2.Ä
Mittlere Ausbreitung Leq - Kontingentierung

Legende
 
Schallquelle Name der Schallquelle
Quelltyp Typ der Quelle (Punkt, Linie, Fläche)
Zeit- bereich Name des Zeitbereichs
L'w dB(A) Schallleistungspegel pro m, m²
l oder S m,m² Größe der Quelle (Länge oder Fläche)
Lw dB(A) Schallleistungspegel pro Anlage
S m Mittlere Entfernung Schallquelle - Immissionsort
Adiv dB Mittlere Dämpfung aufgrund geometrischer Ausbreitung
dLw dB Korrektur Betriebszeiten
Lr dB(A) Pegel/ Beurteilungspegel Zeitbereich
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Rimbach-Zotzenbach  BPlan "Westlich der L 3409" 2.Ä
Mittlere Ausbreitung Leq - Kontingentierung

Schallquelle Quelltyp Zeit-
bereich

L'w

dB(A)

l oder S

m,m²

Lw

dB(A)

S

m

Adiv

dB

dLw

dB

Lr

dB(A)

Immissionsort IP1 Nutzung WA LrT 49,0 dB(A) LrN 34,0 dB(A)
GE1 Fläche LrT 55,0 4295,7 91,3 58,45 -46,3 0,0 45,0 
GE1 Fläche LrN 55,0 4295,7 91,3 58,45 -46,3 -15,0 30,0 
GE2 Fläche LrT 63,0 1322,2 94,2 110,56 -51,9 0,0 42,3 
GE2 Fläche LrN 63,0 1322,2 94,2 110,56 -51,9 -15,0 27,3 
GE3 Fläche LrT 61,0 9462,3 100,8 177,74 -56,0 0,0 44,8 
GE3 Fläche LrN 61,0 9462,3 100,8 177,74 -56,0 -15,0 29,8 
Immissionsort IP2 Nutzung MI LrT 53,2 dB(A) LrN 38,2 dB(A)
GE1 Fläche LrT 55,0 4295,7 91,3 65,34 -47,3 0,0 44,0 
GE1 Fläche LrN 55,0 4295,7 91,3 65,34 -47,3 -15,0 29,0 
GE2 Fläche LrT 63,0 1322,2 94,2 49,44 -44,9 0,0 49,3 
GE2 Fläche LrN 63,0 1322,2 94,2 49,44 -44,9 -15,0 34,3 
GE3 Fläche LrT 61,0 9462,3 100,8 97,60 -50,8 0,0 50,0 
GE3 Fläche LrN 61,0 9462,3 100,8 97,60 -50,8 -15,0 35,0 
Immissionsort IP3 Nutzung MI LrT 53,0 dB(A) LrN 38,0 dB(A)
GE1 Fläche LrT 55,0 4295,7 91,3 120,69 -52,6 0,0 38,7 
GE1 Fläche LrN 55,0 4295,7 91,3 120,69 -52,6 -15,0 23,7 
GE2 Fläche LrT 63,0 1322,2 94,2 79,49 -49,0 0,0 45,2 
GE2 Fläche LrN 63,0 1322,2 94,2 79,49 -49,0 -15,0 30,2 
GE3 Fläche LrT 61,0 9462,3 100,8 76,96 -48,7 0,0 52,0 
GE3 Fläche LrN 61,0 9462,3 100,8 76,96 -48,7 -15,0 37,0 
Immissionsort IP4 Nutzung MI LrT 53,6 dB(A) LrN 38,6 dB(A)
GE1 Fläche LrT 55,0 4295,7 91,3 194,31 -56,8 0,0 34,6 
GE1 Fläche LrN 55,0 4295,7 91,3 194,31 -56,8 -15,0 19,6 
GE2 Fläche LrT 63,0 1322,2 94,2 146,03 -54,3 0,0 39,9 
GE2 Fläche LrN 63,0 1322,2 94,2 146,03 -54,3 -15,0 24,9 
GE3 Fläche LrT 61,0 9462,3 100,8 66,37 -47,4 0,0 53,3 
GE3 Fläche LrN 61,0 9462,3 100,8 66,37 -47,4 -15,0 38,3 
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